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Vorweg 

Im Laufe der Zeit hat es sich eingespielt, daß das Nachrichtenblatt jeweils nach ei­
ner der Sitzungen der Sektion herauskommt. Dies bedeutet, daß wir jetzt jeweils im 
Sommer und zu Anfang eines Jahres herauskommen werden, weil wir dann immer 
zwischen den Sitzungen der Sektion liegen, sie dokumentieren und darüber berich­
ten können. Dieses Heft dokumentiert die Herbsttagung in Dessau. 

Freuen würde ich mich aber auch, wenn vermehrt Beiträge zur Diskussion, die aus­
serhalb der Sitzungen der Sektion entstanden sind, zur Publikation eingereicht wür­
den. Die Nachfrage nach dem Nachrichtenblatt dokumentiert nämlich die steigende 
Aufmerksamkeit, die diesem Forum entgegengebracht wird. Zur Zeit erscheinen wir 
in einer Auflage von 150 Exemplaren, darunter sind ca. 130 Abonnenten. Dies ist 
eine gute Größe, könnte aber noch vermehrt werden. Bitte werben Sie doch auch 
für unser Nachrichtenblatt im Kreis der Kolleginnen und Kollegen. 

Diesem Heft liegt die Rechnung für die Abonnenten bei. Erfreulich ist, daß wir den 
Abonnementpreis nicht zu erhöhen brauchten, denn noch können wir unsere Unko­
sten (Druck und Porto) abdecken. 

Der Redaktionsschluß für das nächste Heft ist der 31. Mai 1995. 

Herzliche Grüße aus Sonn 

Wendelin Strubelt Sonn, Februar 1995 

Bitte schicken Sie Ihre Beiträge an meine Adresse: 

Wendelin Strubelt 
c/o Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
Postfach 20 01 30 
53131 Sonn 

Das Titelbild ist dem Band "Großstadtlyrik", herausgegeben von Heinz Möller, Leip­
zig o.J. (ca. 1905) entnommen. Der "Buchschmuck" stammt von Ludwig Süttlerin. 
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I. Berichte und Ankündigungen aus der Sektion 

Klaus M. Schmals 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

liebe Mitglieder der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie bei der DGS, 

die Herbstsitzung vom 24.11. bis 26.11.1994 in Dessau (im Bauhaus) war nicht nur anstrengend 

sondern auch interessant. Von 73 Teilnehmer(inne)n wurde uns Interesse an der Sektionsarbeit sig­

nalisiert. Die Vorbereitung der Tagung verlief reibungslos. Die Arbeitspapiere konnten - mit weni­

gen Ausnahmen - vorher verschickt werden, so daß wir uns anläßlich der Tagung auf die Diskus· 

sion wesentlich erscheinender Punkte konzentrieren konnten. 

Im Zentrum des ersten Tages stand die Debatte des Themenschwerpunktes "Sozialverträglichkeits· 

prüfung". Ein für die Sektionsmitglieder in mehrfacher Hinsicht schwieriger Begriff. Das Projek 

einer "Sozialverträglichkeitsprüfung" erweist sich insbesondere in soziologischer Perspektive al! 

sehr sperrig. Die Diskussion dieses Begriffs stellte uns nicht nur in theoretischer und methodische1 

sondern auch in normativer Hinsicht vor vielschichtige Probleme. Unter Theorie-Praxis-Ge· 

siehispunkten trat weiterhin das fachliche Selbstverständnis vieler Mitglieder der Sektion ins Zen· 

trum der Diskussion. Dies auch deshalb, weilneben "Hauptfachsoziolog(inn)en auch "Nebenfachso 

ziolog(inn)en und sogenannte Praktiker(innen) in der Sektion organisiert sind. Inwieweit - so eim 

der aufgetauchten Fragen - können, müssen und dürfen wir Soziolog(inn)en uns auf Praxis, auf dil 

reflektierende Begleitung des Umbaus der Gesellschaft einlassen. Die Diskussion spannte sich dabe 

von theoretisch-politischen Aspekten (von der US-amerikanischen Kommunikativismusdebatte um 

Fragen sozialer Gerechtigkeit) über methodische Fragestellungen (wie der Bewertung und Meßbar 

keit sozialer Folgen und Nutzen) bis hin zu Fragen der Überprüfbarkeil entwickelter Hypothesei 

(an Fallbeispielen etwa des Braunkohleabbaus in Garzweiler II oder der EXPO in Hannover). Mi 

der Diskussion sind wir sicher nicht zu Ende gekommen. In theoretischer, methodischer, strategi 

scher und normativer Hinsicht blieben viele Fragen unbeantwortet. Es deutet sich die Notwendigkei 

einer Selbstverständnisdebatte der Sektionsmitglieder an. Ich werde dafür einen Zeitraum anläßlicl 

der nächsten Sektionssitzung vorsehen. 

Dadurch, daß wir die Arbeitspapiere vor der Sektionssitzung verschicken konnten und diese seh 

umfangreich auch gelesen wurden, konnten wir uns erstmalig auf die inhaltliche Diskussion kon 

zentrieren. Ich meine, dieses Experiment gelang in ersten Ansätzen. Mein Vorschlag für die Weite~ 

arbeit in der Sektion wäre, das Experiment im Herbst 1995 fortzusetzen. Wir müßten uns dann abe 

frühzeitiger Klarheit über die inhaltliche Struktur der Debatte verschaffen. Positiv wurde von Teil 

nehmer(inne)n der Sektionssitzung eingeschätzt, daß wir keine Zeit für den insgesamten Vortra 

von Arbeitspapieren verwenden mußten und die inhaltliche Debatte in ersten Schritten auf zentral 

Punkte konzentriert werden konnte. Daß dieses Experiment sich positiv entwickeln konnte, W< 
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sicher auch bedingt durch die gute Vorbereitung dieses Schwerpunktes durch K. Rater und J. 

DangschaL 

Im Zentrum unserer Bemühungen stehen gegenwärtig auch Fragen einer inhaltlichen Zusammenar­

beit von Stadt- und Regionalsoziolog(inn)en aus den alten und neuen Bundesländern. Um diesen 

Prozeß inhaltlich zu strukturieren und zu beschleunigen referierte D. Ipsen über Fragestellungen, 

Projektaufbau und erste Ergebnisse des sog. "Erfurtprojekts". Sein Bericht trug den Titel "Persistenz 

und Potential der Raumstruktur in Stadt und Land von Erfurt" und verursachte eine vielschichtige, 

kontrovers geführte und äußerst umfangreiche Diskussion. Ebenso positiv verhielt es sich mit dem 

Vortrag von H. Kromrey über Ergebnisse seiner Untersuchung "Evaluation von Lehre und Stu­

dium" an der Ruhr-Universität Bochum. Dabei vereinbarten wir, daß uns Kollege Kromrey auf 

weiterführende Projekte zur "Qualität der Lehre" aufmerksam machen wird. Allgemein bedauert 

wurde die Absage von J. Friedrichs (zwei räumlich/zeitlich nicht zu vereinbarende Termine bildeten 

den Grund für seine Absage). So konnte auch Ch. Weiske nicht über das Buchprojekt 

"Sozialwissenschaftliche Forschung in der DDR" berichten. 

Allläßlich der Mitgliederversammlung wurde über die Präsentation der Arbeit der Sektion auf dem 

Kongreß für Soziologie in Halle berichtet (vgl. dazu das endgültige Kongreßprogramm). Weiterhin 

wurde über die Vorbereitung des sich dann anschließenden Kongresses für Soziologie in Dresden 

berichtet. Dieser Kongreß soll umfangreich von den Sektionen vorbereitet werden. Im Zentrum der 

Mitgliederversammlung stand die Auswertung einer Mitgliederbefragung durch M. Löw. Von Inter­

esse für uns waren dabei die inhaltlichen Vorstellungen von einer thematischen Weiterarbeit in der 

Sektion. Die Auswertung der Befragung ergab eine eindeutige Interessenkonzentration für das 

Themenfeld "Neue Bundesländer". In einer Abstimmung wurde es dann auch als neuer Themen­

schwerpunkt festgelegt. Ch. Weiske, I. Breckuer und ich übernahmen die inhaltliche und organisa­

torische Vorbereitung. Wir bereiten einen "Call for Papers" vor. Ein entsprechendes Rundschreiben 

wurde inzwischen von Ch. Weislee vorbereitet und erscheint in diesem "Nachrichtenblatt". Allläß­

lich der nächsten Mitgliederversammlung auf dem "Kongreß für Soziologie" in Halle werden Ch. 

Weislee und I. Brecimer über die Reaktionen berichten. Sie entwickeln dann eine inhaltliche Struk­

tur für die weitere Behandlung dieses Themenschwerpunktes. In einem weiteren Diskussionspunkt 

legten wir- durch Abstimmung- mit Frankfurt/Oder den Tagungsort für die Herbstsitzung der Sek­

tion fest. Die Tagung findet vom 09. bis 11.11.1995 statt. Unser Ansprechpartner wird dort Stefan 

Krätke sein. 

Die Nachwuchsförderung in der Sektion und durch die Sektion kam im Rahmen dieser Sektionssit­

zung zu kurz. Zusammen mit D. Ipsen wollte ich eine "Art Sommerakademie" im "Netzwerk der 

uns zur Verfügung stehenden Lehrstühle und Institute" vorschlagen. Wir versuchen diesen Vor­

schlag zu konkretisieren und stellen ihn anläßlich der nächsten Mitgliederversammlung in Halle vor. 

D. Läpple und W. Siebel planen eine von den Sektionen "Lokale Politikforschung", "Politikwissen­

schaft" sowie "Stadt- und Regionalsoziologie" getragene Tagung zu "lndustrieregionen in Europa" 
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bei der IBA in Gelsenkirchen. Eine programmatische Übersicht dazu erscheint in diesem 
"Nachrichtenblatt". 

Und nicht zuletzt: Am Nachmittag des 26.11.1994 führte uns Harald Kegler (vom Bauhaus in Des­

sau) im Rahmen einer sehr gut vorbereiteten Exkursion durch das "Industrielle Gartemeich" und 

den "Industrieraum Bitterfeld". So lernten wir nicht nur den Raum kennen, in dem unsere Tagung 

stattfand, sondern wir wurden auch mit der äußerst engagierten und kreativen Arbeit der Mit­

arbeiter(innen) der Projektgruppe "Industrielles Gartemeich" konfrontiert. Dafür und auch für die 

angenehme Unterbringung und Betreuung im Bauhaus, herzlichen Dank. 

~Jt~ \1 
(Klaus M. Schmals) 
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Cali for Paper: Vorbereitung der Herbstsitzung 1995 

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, 

Die Auswertung der Fragebögen: Fragen zur Weiterarbeit in der S~ktio~- s:adt- und 
Regionalsoziologie (abgedruckt im Nachrichtenblatt 1194) wurde von Martma Low m Dessau 
vorcrestellt Sie hat ein breites Interesse für d1e neuen Bundeslander erbracht. 
Daher hab~n wir uns auf der Mitgliederversammlung mit Blick auf die Herbstsitzung 1995 zu 
diesem Themenfeld entschlossen. Um es nun zu einer breit legitimierten Problemstellung und 
Struktur zu bringen, schickt bitte Eure/ schicken Sie bitte Ihre 

- Vorschläge zur Präzisierung eines Themas bzw. eine_s Problems 
- Skizzen für eigene Beiträge zu dieser HerbstsJtzung m Frankfurt 0. 

Aus dieser Sammlung schlagen wir (Ingrid Breckner, IUaus Schmals, ich und we_r sich sonst 
beteiligen möchte!) zur Mitgliederversammlung im April in Halle ein Thema und eme Struktur 
zur Diskussion und Verabschiedung vor. 

Termin: 15. März 1995 
Adresse: TU Chenmitz-Zwickau 

Phi!. Fakultät - Soziologie 
09107 CHEMNITZ 

Christine Weislee 
Tel. 0731 - 531 2706 
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Fragen zur Weiterarbeit in der Sektion 

Stadt- und Regionalsoziologie 

Martina Löw, Stand: November 1994 

1 . Arbeitsgebiete: 

Neben den "klassischen" Themen: 
Wandel der Stadt (insb. Politik, Verhältnis Peripehrie - Stadtkern, Gentrification), 
Soziologie des Wohnens, Raumtheorien 

und dem neuen "Klassiker": 
Geschlechterverhältnisse und Stadt/Raum/Planung 

fällt die häufige Nennung der Arbeitsgebiete: 
Neue Länder IB .. Nennungen) 
Soziologie der Okologie (5 Nennungen) 

2. Zukünftige Fragestellungen/Themen: 

->Neue Länder (weitere 5 Nennungen) 
- Osteuropa 
- Planungsgeschichte (Geschichte der Stadt- und Regionalsoziologie) 
- Kindheit/Jugend und Raumaneignung/Raumbilder 
- Ar1i1Ui: 

WÜNSCHE FÜR DIE KÜNFTIGEN SEKTIONSTREFFEN 

3. Themen: 

- Neue Bundesländer ( 1 0 Nennungen) 
- Geschlechverhältnisse (8 Nennungen) 
- Armut/Obdachlosigkeit/soziale Brennpunkte (7 Nennungen) 

ferner: Wohnleitbilder, Migration, Ökologie, Stadt- und Regionalsoziologie im 
Nationalsozialismus 

4. Struktur: 

Systematische Theoriearbeit (11 Nennungen) und mehr Zeit für Diskussion 
- > Arbeit in Arbeitsgruppen 
- > Diskussion aktueller Bücher (auch international) 
-> Qiskussion des "Stand" der Stadt- und Regionalsoziologie 
- > Ubertragbarkeit herkömmlicher Theorien auf Ostdeutschland? 

ferner: Forschungsberichterstattung (u.a. Präsentation von KSPW-Studien), Qualität 
der Lehre, Nachwuchsförderung, R.!lflexion der Einflußmöglichkeiten der Stadt- und 
Regionalsoziologie/Politikdebatten/Offentlichkeitsarbeit 



Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie 
im Bauhaus in Dessau 

Protokoll der Vormittagssitzung am Freitag, den 25.11.1994 

Themenschwerpunkte "Sozialverträglichl<eit" und 
"Sozialverträglichkeit als Aushandlungsprozeß" 

1. Teil des Vormittags: Einführung zum Themenschwerpunkt nsozialverträglichl<eitn 

Stichworte zum Vortrag Jens Dangschal: 

Das Umsetzen einer Sozialverträglichkeitsprüfung setzt sowohl :ine neue Regulation des 
Nationalen (Rahmenbedingungen} und des Lokalen (Ziele und Leitl·nien der Stadtentwicklung) 
als auch erweiterte Partizipationsmöglichkeiten von Bürger und Bür'F::rinnen voraus. An dieser 
Stelle sollen lediglich Hinweise auf den "Top-Down~Aspekt" gegeber 'lverden. Zusätzlich bedarf 
es einer angemessenen Interessensvertretung der Schwächere11 in der gesellschaftlichen 
Planung. Vorbilder für diese Neu-Regulierung könnten der aktuellen V.ommunitarismus-Oebatte 
in den USA entnommen werden. 

1. Frage: Gegenwärtig wird in vielen Nationalstaaten das Ausma'~ an staatlicher Regulation 
zurückgenommen, weil man sich von einem "liberalen Staat" und C:em "freien Spiel der Markt­
kräfte" eine bessere Position in der internationalen Konl(urrenz zv 1ischen Wirtschaftsräumen 
verspricht. Gegen den Neo-Liberalismus (begonnen mit "Reagano1-1ics" und "Thatcherismus") 
werden lt;ommunitaristische Argumente gesetzt, mit dem Ziel, cmstelle des regulierenden 
Staates, oder in Zusammenarbeit mit ihm, eine übergreifende gese•lschaftliche Solidarisierung 
zu erreichen. Hier haben Begriffe wie "civil society" oder "Gemein~ chaft" eine entscheidende 
Bedeutung. Gerade der Begriff "Gemeinschaft" ist in Deutschland durch die Verbindung zum 
"Nationalgefühl" vorbelastet. Gemeinschaft bedeutet den Abbau von Diskriminierung, gegensei­
tigen ResPekt und Streben nach Gerechtigkeit. Wie weit sind d1ese Ideale in Deutschland 
realisierbar? 

2. Frage: Mit der Kommunitarismus~Debatte ist auch die Frage der Regulierung angesprochen. 
Die bestehende Deregulierung zerstört die Gemeinschaft und fühn zur Entsolidarisierung. Sie 
müßte entweder durch eine Re~ Regulierung unter der Maxime der :3ozia1verträglichkeit ersetzt 
werden, oder aber es kommt zu gesellschaftlichen Regulierungen, die den politischen entgegen­
stehen. Letztlich steht das veränderte Regulierungssystem vor der Frage öl,onomischer Wett­
bewerbsfähigkeitoder gesellschaftlicher Akzeptanz. 

3. Frage: Das Streben nach mehr gesellschaftlicher Solidarität bedarf einer l<lärung dieses 
Begriffes. Wer soll mit wem wie weit solidarisch sein? Bezieht sich der Gemeinschaftssinn auf 
EU-, Nationalstaats-, l<ommunaf- oder Wohnebenen? 

4. Frage: Wer wird beim Streben nach Solidarität Entscheidungsbefugnisse haben, wer wird sie 
abgeben müssen? Wie läßt sich zum Beispiel eine in diesem Sinne sozialverträgliche Stadt­
planung mittels Bürgerbeteiligung gestalten und durchsetzen? 

5. Frage: Welche Fotgen hätte die Regulierung (lnstitulionalisierung} von Gemeinsinn {Ideal des 
l<ommunitarismus) durch die Sozialverträglichkeitsprüfung auf die gesellschaftliche Entwick-
lung? · 

gen benötigen übergeordnete Partizipationsstrategien, wie sie die Sozialverträglichkeitsprüfung 
(über den lokalen Rahmen hinaus) verfolgen müsse. 

6. Beilrag (Technokratisierung des Begriffes): Es bestehe Unbehagen über die technokrati­
sche Detaildiskusslon, die hier mit dem Begriff "Sozialverträglicllkeitsprüfung" einhergehe. 
Dieser Begriff wird "von oben" eingeführt, man will Gesellschaftsgruppen helfen, die "zu kurz 
gekommen sind". Hier sehe man die Gefahr, daß bei dieser technokratischen Abhandlung einer 
Sozialverträglichkeitsprüfung als Resultat ein Mindeststandard definiert würde, der die gesell­
schaftliche Mitwirkung der Schwächeren nicht verwirklichen könnte, weil er allein in seiner 
technokratisch formalisierten Form verstanden würde (ähnlich, wie es heute mit den Vor­
bereitenden Untersuchungen nach dem ehemaligen StBFG geschähe). 

7. Beitrag (Studien im Diskurs mit den Betroffenen}: Aufgrund der Distanz der Soziologie zur 
Macht könne für Soziologen der technikverwandte Begriff der NPrüfungunicht benutzt werden. 
Soziologen sollten vielmehr eine Strategie der Sozialverträglichkeitsstudie verfolgen. Die 
Jmplementation der Resultate dieser Studien in die politische Planungspraxis sei nur akzeptier­
bar, wenn diese Studien von vomherein in einem kommunikativen Diskurs mit den Betroffenen 
erstellt würden. 

Diskussionsbeilräge· der zweiten Gruppe: 

2. Beitrag (begriffliche Unklarheit): Der Begriff der "Sozialverträglichkeilsprüfung" sei noch zu 
wenig konkret definiert, um ihn in eine politische Diskussion als Größe einführen zu können. Es 
müßten zunächst die einzelnen Bezugsgrößen "sozial", "Verträglichkeit" und "Prüfung" besser 
bestimmt werden. Was ist verträglich, was ist abträglich? Vor der eigentlichen Prüfung, der 
Veröffentlichung der Ergebnisse und der dadurch politischen Rolle der Soziologie müßten also 
zunächst Studien durchgeführt werden, in deren Rahmen diese Bezugsgrößen {für jeden zu 
prüfenden Einzelfall) exakter definiert würden als es heute geschähe. Diese Sozialverträglich­
keitsstudien sind nicht mit den Sozialverträglichkeitsprüfungen gleichzusetzen, sandem verfol­
gen im wissenschaftliche Sinne eine Erkenntniserweiterung. 

4. Beitrag (keine Politik): Der politischen, programmatischen Funktion der Soziologie wird 
widersprochen. Die Sektion sollte in diesem Sinne nicht politisch aktiv werden, sie sei keine 
Partei. Das Wohlstandmodell der sozialen Marktwirtschaft der 60er und ?Der Jahre funktioniere 
nicht mehr, könne aber auch nicht durch ein anderes Fortschrittsmodell, z.B. durch die Ideale 
des Kommunitarlsmus, ersetzt werden. Vielmehr gäbe es schon heute viele verschiedene 
Lösungsmodelle der Bürgerbeteiligung, die jeweils im Einzelfall für sozial verträgliche Lösungen 
herangezogen werden könnten. 

8. Erwiderung der Referenten auf die Diskussionsbeiträge 

(Theoriegrundlage und Praxisumsetzung): Eine soziologische Diskussion der "Sozialver­
träglichkeitsprüfung" müßte auf einer technologische Ebene stattfinden, wenn diese Diskussion 
theoriegeleitet und mit dem Ziel einer praktischen Umsetzung stattfinden soll. Seide Prämissen, 
der Theoriegrundlage und der Praxisumsetzung, können erfüllt werden: Die zugrundeliegende 
Theorie könnte aus der Kommunitarismusdebatte der USA abgeleitet werden, und die Umset­
zung der Ergebnisse müßte mit der Bereitschaft einhergehen, die Prüfung auch als Politik­
instrument zu verstehen und einsetzen zu wollen. 

2. Teil des Vonniltags: Diskussionsbausteine 

1. Bauslein (Sozialverträglichkeits- und Umweltverträglichkeitsprüfung}: 

Die Sozialverträglichkeitsprüfung führt direkt zu einer generellen Diskussion und Infragestellung 
der sozialen Akzeptanz bisher gesellschaftlich lligitimierter Grundwerte, wie dies auch zu 
Beginn der ökologischen Diskussion geschah. Sie ist eng verbunden mit der Legitimationskrise 

Stichworte zum Vortrag Kahin Hater: 

Oie inhaltliche Ausgestaltung der "Sozialverträglichkeil" wird in den Behörden entschieden. Dies 
wird auch von den BUrgerinitiativen nicht nur in ihrem Handeln akzeptiert; vielmehr passen sie 
sich den administrativen Vorgaben des Planungsvertahrens an und ordnen sich ihnen unter. 
Das Ziel der Sozialverträglichkeit baut auf einen I\Onflikllösenden Diskurs auF, bei dem es nicht 
um d1e Planung abstrakter, sondern konl(reler Veränderungen geht_ Der Handlungsspielraum 
der Bürgerinitiativen gegenüber dem Staat kann nicht generell über den Ausbau abstrakter 
Ansprüche an den Staat ei"Neitert werden. Es müßten vielmehr kontinuierliche "bürgerschaflli­
che Vertragsverhandlungen" stattfinden, in der die Gesellschaft über vermittelnde Instanzen 
stetig und gesetzlich abgesichert auf den Planungsprozeß Einfluß nehmen kann. Dies wäre die 
Sozialverträglichkeitsprüfung. 

Obwohl die Idee der Sozialverträglichkeitsprüfung aus dem Begriff der Umweltverträglichkeits­
prüfung geboren wurde, sind beide nicht gleichzusetzen. Die Sozialverträglichkeitsprüfung 
müsse zeitlich weit vor der Planungsmaßnahme stattfinden und dann kon!~;ret in den Planungs­
prozeß implementiert werden. Mehrstufig müßten soziale, psychische und gesundheitliche 
Folgen prognostiziert werden und darauf hin die konkrete Planung angepaßt werden. Während 
der Planung und Gestaltung sollen das kontinuierliche Lernen neuer Lebensperspektiven in die 
Prllfung und Überwachung der Sozialverträglichkeit integriert werden, denn nicht allein die 
Minimierung antizipierter Folgen, sondern auch das Erlernen, mit veränderten Lebensumstän­
den zu leben, gehöre zum l<onzept der Sozialverträglichlteitsprüfung. 

Diskussionsbeiträge zum Vortrag DangschatlHater: 

Die Beiträge können in zwei Gruppen ltategorisiert werden, die zum einen die Sozialverträg!ich­
keitsprüfung als legitime und notwendige "Einmischung in die Politik {Le., Planung)" verstehen 
und die zum anderen diese Politisierung der Wissenschaft vermeiden wollen. 

Diskussionsbeitrage der ersten Gruppe: 

1. Beitrag (Beteiligung an der politischen Diskussion): Es gäbe heute leider keine wissen­
schaftliche Auseinandersetzung, \(einen Beitrag der kritischen Wissenschaften zur sozialen 
Folgenabschätzung von Planungsvorhaben, sandem nur eine Diskussion auf verwaltungstech­
nischer, planungsrechtlicher Ebene. Soziologie sollte aber stärker Einfluß auf die Verschiebung 
dieser Diskussion hin auf die politische Ebene nehmen, indem sie sich stärker an dem politische 
Diskussion (durch die konkrete Beschreibung sozialer Folgen) beteilige. Vorschlag: Die Sektion 
sollte ein Memorandum verabschieden, in der ein verstärkter politischer Einfluß der Soziologie 
bei der Prüfung sozialer Folgenabschätzungen gefordert wird. 

3. Beitrag (Empowerment der Schwächeren): Das zentrale Risilm einer Diskussion der Sozial­
verträglichkeitsprüfung allein auf der administrativen Expertenebene sei die Schwächung der 
gleichberechtigten Kommunikation aller Beteiligten an der Planung: Die Experten der Abschät­
zung der Sozial{un)verträglichkeit sind durch ihre a priori vergebene Kompetenz (Professionali­
tät) den auch am Planungsprozeß beteiligten Laien {i.e., den Betroffenen vor Ort} überlegen. 
Letztere sind dann nur als Ideenlieferanten wichtig und werden im komplexen Entscheidungs­
prozeß leicht übergangen. ln Kenntnis dieser administrativen Routine sollte die Soziologie eine 
alternative Gegenstrategie entwickeln, die weniger administrative Prüfungsrichtlinien festlege, 
sondern eher ein "Empowerment", also die Stärkung der im Pfanungsprozeß Schwächeren 
verfolge. Diese Strategie wäre z.B. die lnstitutionatisierung einer Sozialverträglichkeitsprüfung. 

5. Beitrag (Berücksichtigung fibergeordneter Bedingungen}: Ein zentrales Problem einer 
Sozialverträglichkeitsstudie oder-prüfungauf lokaler Ebene {z.B. im "Spielplatz des Wohnquar­
tiers") sei, daß es die übergeordnete Ebene als Entscheidungsinstanz vernachlässige. Die 
Mikroplanung im Quartier bedürfe immer der Einsicht in die übergeordneten Makroentwick­
lungen, die Analyse der übergeordneten Interessen in die Planungen. Übergeordnete Bedingun-
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des Staates; dies ist eine Parallele zur Umwellverträgtichkeilsprüfung, die aufgrund der Legiti­
mationskrise der Kernenergie entstand. 

Sozialverträglichkeitsprüfungen soHlen sich formal an den vorhandenen Umweltverträglichkeils­
prüfungen (TA Luft, TA Wasser etc.) orientieren. Das Problem der Erfassung der Sozialver­
träglichkeit ist sehr umfangreich; konkret kann es durch den Vergleich mit den Problemen der 
Umwelt· und Gesundheitsverträglichkeitsprüfungen verstanden werden: Umweltverträglichkeits­
prüfungen sind punktuelle Bestandsaufnahmen, deren Ergebnisqualität unter der zeitlichen 
Terminierung leidet, Gesundheitsverträglichkeitsprüfungen sind ausgestaltete quantifizierte 
Meßverfahren, die allerdings das bisher ungelöste Problem haben, exakte, von allen anerkannte 
Grenzwerte der Verträglichkeit zu bestimmen. Eine Sozialverträglichkeitsprüfung würde mit 
beiden Problemen, der zeitlichen Terminierung und der Grenzwertbestimmung zu kämpfen 
haben. 

2. Baustein ( Sozialverträglichkeitsprüfungen in weniger traditionellen Planungsfe/dem): 

Bürgerbeteiligung in einem Sinne, der Sozialverträglichkeil verfolgt, findet bisher nur in der 
Stadtplanung, und dort auch nur auf einer lokalen, nicht auf einer regionalen Ebene statt. Die 
Sozialverträglichkeitsprüfung sollte aber auch in weniger traditionellen Bereichen der Partizips~ 
tion an Genehmigungsverfahren eingeführt werden (z.B. nicht nur bei der Stadtplanung, son~ 
dem auch bei der Sanierung von Altlasten). Hier werden bis jetzt Genehmigungen durch die 
Behörden unter Ausschluß der Öffentlichkeit vergeben. 

Bürgerbeteiligung entsteht aus der Frustration an der fehlenden Mitbeteiligung am institu­
tionalisierten politischen Prozeß;die Sozialverträglichkeitsprüfung sollte und kann hier kein 
Ersatzfeld der politischen Beteiligung sein. ln erster Linie sollte sie als Informationsquelle und 
dann auch als politische Kontrollinstanz dienen, nicht jedoch als Betätigungsfeld einer Politik, 
die sich in der institutionalisierten Mitwirkung nicht durchsetzen konnte. Ein Negativbeispiel 
dafür zeigt die Studie des Wissenschaftszentrums zur Technikfolgenabschätzung der Gen­
technik; hier haben kritische Verbände den Abschätzungsprozeß als Ersatzarena für ihre Politik 
mißverstanden, nicht als wissenschaftlich korrekten Analyseprozeß. 

3. Baustein (Was ist "sozial", was ist "verträglich", wann wird "geprüft"?): 

Die Prüfung der Verträglichkeit eines "sozialen" Gegenstandes bedarf einer exakten Beschrei­
bung dieses "sozialen" Gegenstandes. Dies ist weilaus schwieriger als die Beschreibung eines 
"technischen" Gegenstandes, weil soziale Gegenstände grundsätzlich diffuser als technische 
Gegenstände sind. Handelt es sich bei der Erfassung des "Sozialen" um eine Messung der 
Konsequenzen auf das "Soziale" (als ein zu definierender Zustand) oder um die Repräsentation 
der Betroffenen im Rahmen der Prüfung? Ist der Prüfer eine soziale Instanz, die durch den 
Vorgang der Prüfung den Ist-Zustand beeinflußt, oder versucht er, neutral außenstehend zu 
bleiben? 

Ist der soziale Gegenstand definiert, so muß seine "Verträglichkeitn, d.h., seine Soll-Aus­
prägung bestimmt werden: Wie lassen sich unbestrittene Nonnen des optimalen Zustandes 
finden und festlegen, was ist der "soziale Idealzustand''? Dann muß in der Prüfung dieser 
Idealzustand mit dem Ist-Zustand verglichen werden. Hier tritt das Problem auf, den Ist-Zustand 
unzweifelhaft messen zu können und Unterschiede zum Soli~Zustand zu bewerten: Wer führt 
diese Prüfung durch und wer kontrolliert die Prüfung? Wer bewertet wie die Unterschiede 
zwischen Ist~ und Soll-Zustand? Schon heute gibt es bei den Umweltverträglichkeitsprüfungen 
der TAs Probleme bei der Normenfestlegung -wie können dann erst soziale Sachverhalte 
entsprechend normativ bewertet werden? 

Ein zusätzliches Problem ist der "Zeitpunkt der Priifungn: Soll vor der Maßnahme präventiv 
eine soziale Folgenabschätzung vorgenommen werden? Dafür müßten dann Folgen antizipiert 
werden - in den Sozialwissenschaften immer ein problematisches Unterfangen. Wie läßt sich 

'"' 
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Thomas Schwarzer 
Tel: 0511 I 762-4096/4094 

Protokoll der Diskussion nach dem Vortrag von Detlef lpsen: "Die Zukunft der Ver­
gangenheit" - Persistenz und Potential in den Altstädten der neuen Bundesländer, 
untersucht am Beispiel der Stadt Erfurt 

Dessau, 25. November 1994 

Detlef lpsen charakterisierte seinen Vortag "Die Zukunft der Vergangenheit" als einen 
"nicht fertigen Bericht aus der Forschung". Für ihr Vorgehen in Erfurt hat die 
Forschungsgruppe, zu der neben Detlef lpsen noch Hans Helbig, Thomas Fuchs und 
Katja Rempel gehören, bewußt auf eine theoriegeleitete Herangehensweise verzichtet. 

Aufhänger für die Beschäftigung mit persistenten Strukturen war ein spezifisches 
Erlebnis von Detlef lpsen. Bei einem Spaziergang in Thüringen traf er einen Schäfer. 
Dieser antwortete ihm auf die Frage, wielange er denn schon diesen Beruf ausübe und 
ob er auch in den DDR-Jahren als Schäfer gearbeitet hat: "Ich mache das schon seit 
150 Jahren". Diese vielsagende Antwort lenkte Detlef lpsens Interesse auf einige 
Grundtatsachen gesellschaftlicher Dauerhaftigkeit, wie sie insbesondere im Bereich 
kleinteiliger Ökonomie und familienwirtschaftlicher Betriebe zu finden sei. 

Bei den folgenden Forschungen in Erfurt zur Lage des Kleingewerbes in der Innenstadt 
sowie zur Änderung von Nutzungen (Gebäude/Flächen) nach der Wende '89 ließen sich 
weitreichende historische Kontinuitäten (insbeondere zwischen 1900 und 1992, zum 
Teil sogar ab 1580) feststellen. Aus diesen Einblicken entwickelte Detlef lpsen vier 
Thesen: 

1 ) 

2) 

3) 

4) 

Jeder Entwicklungsprozeß sei durch eine hegemoniale und eine widerständige, 
persistente und oft als 'rückständig' bezeichnete Seite charakterisiert. Deshalb 
müsse auch gefragt werden, wie durchgreifend tatsächlich der 'totalitäre' Entwick­
lungsprozeß in der DDR war. 

Persistente Strukturen seien auch nicht 'rückständig', sondern können vielmehr ein 
innovatives Potential für noch nicht bekannte Zukunftsoptionen werden. 

Da sich die BRD und die DDR nach dem Zweiten Weltkrieg als zwei verschiedene 
Formen fordistischer Massengesellschaft entwickelt haben, kam es zwar zu erhebli­
chen Verlusten kleingewerblicher Strukturen sowie wirtschaftlicher und sozialer 
Zusammenhänge. Im Gegensatz zu den westdeutschen Städten könnte die alte 
Bausubstanz der Innenstädte im Osten mit ihren vorfordistischen Stadtstrukturen 
(aufgrund der jahrzahnte langen Vernachlässigung) ein ungeheueres Potential für 
eine flexible, kleingewerbliche Ökonomie bieten. 

(Nicht nur) aus dieser Argumentation heraus seien die Konzepte einer nachholen­
den Modernisierung in den neuen Bundesländern insgesamt, besonders aber für die 
Stadtplanung wenig überzeugend. 

Gegen die dort zunehmend um sich greifende Praxis nachholender fordistischer 
Stadtplanung sollte deshalb, laut Detlev lpsen, das Leitbild einer kompakten, 
pluralistischen, kommunikativen und dichten Stadt gestellt werden. Stadtplanung 
sollte sich durch Feinfühligkeit für das Vorhandene und Geschichtliche auszeichnen 
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und eine 'unvollständige' Stadterneuerung betreiben, die Unordnung, Unterstan­
derd und Nischen akzeptiert. 

ln der anschließenden Diskussion wollte Hartmut Häußermann wissen, "wohin denn 
der Wandel nun aber geht?" Stellen sich 'alte Muster' wieder her, oder schreitet die 
Modernisierung nach westlichem Vorbild tatsächlich überall vorran? Aufgrund der 
Eindrücke von H. Häußermann "wandelt sich eher wenig". Da auch die Gebäude die 
persistenten Strukturen nicht hervorbringen können ("obwohl es ihnen irgendwie in den 
'Klamotten' hängt, quasi als kollektives Gedächtnis von Stadtteilen"). müssen räumliche 
und soziale Persistenzstrukturen erst einmal auseinander gehalten werden. 
Bedeutet darüber hinaus das Lob der Persistenz auch ein Lob des Privateigentums? 

Detlef lpsen antwortete, daß den Gebäuden tatsächlich eine Art 'Mentalität' anhaftet, 
eine Nutzform, die zumindest Persistenz ermöglicht. 

Thomas Krämer-Badoni regte an zu überlegen, welches die persistenten und welches 
die hegemonialen Strukturen in Westdeutschland sind und wie sie sich von denen in den 
neuen Bundesländern unterscheiden. Außerdem stellte er die Frage, ob z.B. durch die 
Studien von Lutz Niethammer nicht einiges dafür spricht, daß in den DDR-Jahren mehr 
soziale Strukturen zerstört wurden als noch Bestand haben. 

Herbert J. Schubert stellte die Frage, wie denn die angesprochenen Mentalitäten 
transportiert werden und welche Bedeutung dabei die Seßhaftigkeit spielt. 

Thomas Schwarzer merkte an, daß sich persistente Strukturen nicht nur in kleinteiligen 
Handwerks- und Familienbetrieben nachweisen lassen. Anhand einer eigenen Unter­
suchung zur Stadt Brandenburg an der Havel können z.B. Traditionslinien von einem 
Familienbetrieb der Korbmacherei über einen Handwerksbetrieb der Feinmechanik 
(Kinderwagen u. Fahrräder). feinmechanische Abteilungen eines Automobilwerkes 
(Brennabor) in der Weimarer Zeit sowie feinmechanische Abteilungen eines Getriebe­
werkes zu DDR-Zeiten bis zu einem Zahnrad- und Getriebewerk der Nachwendezeit 
festgestellt werden. Die handwerklich- feinmechanischen Arbeitsformen und -ethiken 
dieses Produktionsmilieus von Metallarbeitern tradieren sich z.B. über deren soziales 
Milieu, für das 'Arbeiterdynastien' (Großvater, Vater und Sohn) typisch sind, die sich 
zum Teil bis zur Jahrhundertwende zurückverfolgen lassen und alle wirtschaftlichen 
Krisen und gesellschaftlichen Umbrüche überdauern. 

Ulfert Herlyn widersprach H. Häußermann. Betrachte er z.B. die Entwicklung in Gotha, 
"dann wandelt sich viel zu viel, da dort ganze Stadtviertel umgestaltet werden". Außer­
dem sei ihm nicht klar, wie das Leitbild 'Rückständigkeit' (mit Unordnung, Unterstan­
dard und Nischen) politisch durchgesetzt werden soll, wo doch die westdeutschen 
Konzepte einer umfassenden Modernisierung politisch "durchgedrückt" werden. 

Detlef !psen erläuterte sein Argument am Beispiel der durch eine kleinteilige ökonomi­
sche Struktur charakterisierten Stadt Birmingham. Obwohl die ökonomischen Strukturen 
anderer englischer Industriestädte häufig als viel 'moderner' galten, halfen gerade die 
'überholten Strukturen' in Birmingham dieser Stadt über alle Wirtschaftskrisen hinweg. 

Eingewendet wurde dann, daß beim Bild des kleinen Handwerkers und Handeltreibenden 
man auch an hegemoniale Strukturen erinnert werde. Besonders in kleinen Orten und 
Städten gehören gerade diese Erwerbsgruppen zur lokalen Elite und verkörpern er­
staunlich persistente Herrschaftsmuster. 

- 13 -

Tilmann Harlander gab zu bedenken, daß für persistente Strukturen doch d "f 'I"' 
N k · h · · .. as am1 1are 
.~tzwer w1c t1g 1st und die räumlichen Strukturen nur eine Vorbedingung sein 

konnen. 

Harald ~ode.nschatz argumen.~ierte am Beispiel der Diskussion um die städtischen 
Parzellen. K~e1n.e und m1ttlere Stadte haben seit dem späten Mittelalter eine unglaubliche 
Persistenz m Ihrer Parzellenstruktur. Auch die Hierarchie von 'guten Lagen' und 
'schlechten ~agen' wandelt sich über die Jahrhunderte kaum. Erst nach dem zweiten 
Weltkneg (mit dem fordistischen Regulationsmodell) werden erhebliche Eingriffe in die 
Parzellenstruktur vorgenommen. 

Außerdem könne man seiner Meinung nach nicht vom Lob des Eigentums schlechthin 
sprechen, sondern es handelt sich eher um ein Lob des kleinen Privateigentums. 

Nach der vorzeitigen Abreise von Detlev lbsen verdeutlichte Kat ja Rempel noch einmal 
da~.e~ der ~orsc~ungsgruppe in erster Linie um den Illustrationscharakter ging und jetz~ 
naturlieh le1cht d1e Gefahr einer Theoretisierung besteht. So seien für sie die Begriffe 
Hegemon1~ und Pers1stenz ke1ne gegensätzlichen Pole einer wissenschaftlichen Analyse, 
sondern bildete~ eher em ~pannu~gsver~äl.tnis. ~ichtig sei ihnen die Fragestellung 
gewesen, was 1n den baulichen Hullen, 1n 1hrer historischen Kontinuität für Lebens­
welsen vorherrschend waren. 

Einge~ende:. wu~de dann, daß neben der Erklärung durch Mentalitäten und Milieus (in 
Form eme~ raumliehen Gedächtnisses) auch eine andere Erklärung denkbar wäre. Nach 
der stat1.st1s~he~ Logik würde man irgendwann immer auf ein Haus treffen, in dem sich 
fruher eme ahnliehe Nutzung festeilen läßt wie heute. 

Jens Dangschat intervenierte mit dem Argument, daß an diesen Forschungsbericht, der 
als Anregung gedacht ~ar, n1cht strenge Wissenschaftskriterien angelegt werden 
sollten. Vielmehr sollte lieber die positivistische, quantitative Sozialforschung der 
nachholenden Entwicklung kritisiert werden. 

H~rt~ut ~äußerman~ merkte dazu an, daß dieser Einwand ja ein "blöder Beitrag 
ware , we1.~ erstens d1e __ Kntik an der quantitativen Sozialforschung langweilig sei. 
Zwe1tens durfte aber naturlieh auch ein anregender Beitrag kritisiert werden - oder? 
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Herbstsitzung cler Sektion Stadt- und Regionalsoziologie 
im Bauhaus in Dessau 
vom 24, bis 26. November 1994 

Protokoll über die Sitzung am 26.11.1994 (11 Uhr bis 13 Uhr) 
Carola Scholz 

TOP 1: 
Information über Exkursion durch Teilräume des "Industriellen 
Gartenreichs'' und des Raums Bitterfeld/Wolfen; 

TOP 2: 
Vorbereitung "Kongreß für Soziologie" in Halle vom 3. bis 7. April 
1995 

Beiträge der Sektion in Halle: 
Offizielle Präsentation der Sektion mit dem Themenkomplex 
Berlin-Erandenburg - Transformationsprozesse in Ost und West; 

Ad hoc-Arbeitsgruppe ''Sozialverträglichkeitsprüfung'' wurde 
snge~~ldet; Zulaasung gilt als wahrscheialich; Kontakt und 
Koordination: Jens Dangschat; 
angerueldet und ausgewählt wurde Ad hoc-Arbeitsgruppe 
Architektursoziologie ("Zur sozialen Konstruktion des 
Raumes"); Kontakt: Christine Hannemann/ Harald Bodenschatz; 

Beiträge der Sektion zu Plenen und Foren: 
Jens Dangschat hat Paper für Plenum II (Theorie der 
Transformation) eingereicht; bislang keine Reaktion; 

Diskussion: Kritik an Führung der Deutschen Gesellschaft für 
Soziologie (Klaus Schmals); Struktur, Konzeption und 
Auswahlverfahren seien alles andere als befriedigend; 

8ekti0neov<>rf'n«t-.Rl t.un[! in Halle findet am Donnerstag 14 bis 19 
Uhr statt; letzte Stunde ist Mitgliederversammlung; 

TOP 3: 
Vorbereitung der Sektionssitzung im Herbst 1995 

Die nächste Sektionssitzung wird in Frankfurt/Oder am 
Wochenende 9. bis 11. November 1995 stattfinden und damit zum 
vierten Mal in Folge in einer ostdeutschen Stadt (Begründung: 
Themenschwerpunkt Neue Bundesländer s.u.); Vorbereitung: 
Stefan Krätke, Lehrstuhl Stadt- und Regionalsoziologie in 
Frankfurt/Oder; 
(Tagungsort der übernächsten Sitzung soll das diesmal 
unterlegene Stuttgart sein); 
da die Sektionssprecher-Wahl ansteht, werden Kandidaten 
gebeten, sich bis zur Herbstsitzung 1995 zu melden; 
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Martina Löw berichtet über die Fragebogen-Aktion betreffend 
die Weiterarbeit in der Sektion (Anlage): 
es gibt 30 Rückmeldungen; da der Rücklauf relativ gering ist, 
wird vorgeschlagen, die Aktion zu wiederholen, bzw. zu jeder 
Sitzung Fragebögen bereitzuhalten, um so einen überblick zu 
halten über Arbeits- und Interessengebiete; 
Themenschwerpunkt der Herbstsitzung in Frankfurt/Oder werden 
(entsprechend dem Wunsch der Rückmelder) die "Neuen 
Bundesländer" sein; Themenspezifizierung und Vorauswahl findet 
mit Veröffentlichung im Nachrichtenblatt statt; 

Verfahren zur Vorbereitung der nächsten Sitzung: 

Der Vorschlag wird gemacht, wie in Dessau in einem offenen 
Verfahren die Papiere zum Themenschwerpunkt Neue Bundesländer 
einzubringen; sie werden jedoch nicht mehr referiert, sondern 
entsprechend der Vorstrukturierung kurz vor der Sitzung nach 
Schwerpunkten gebündelt und in Kurz-Statements eingebracht; 
Verfahren hat sich in Dessau bewährt, da ausreichend 
Zeit für Diskussion blieb. 

Annette H arth 

Protokoll der Herbsttagung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie der DSG 

26.11.95 vormittags: "Qualität der lehre" 
am 

Helmut Kromrey (Berlin) berich'let über die Ergebnisse seiner diesbezüglichen Unter­

suchung an der Ruhr-Universität Bochum (RUB) 

Kromrey stellt einleitend zunächst den Bezug zur Diskussion am Vortag her 

(Sozialverträglichkeitsprüfung). Obwohl thematisch anscheinend völlig unterschiedlich 
(Stadt- und RPninn;:~IAnt11\/ii'lrh!nf"1 c-n.tr.lin ll"''"'f"'IHnl.-..-.. ................ "'r \1'""'...1.~~· .,.... .. _._ . . .. 

~ - - · · · T ~· ·• . ·.o •..... "· ,G\,j, JclLl untverstlare Lehre) 

ergäben sich dennoch viele Berührungspunkte. Auch bei der SVP handele es sich um ein~ 
Form der Evaluation, und die methodischen Probleme seien ähnlich gravierend. 

Seit einigen Jahren beschäftigen Fragen der Qualität der Lehre und ihrer Ermittlung die 

hochschulpolitische und öffentliche Diskussion. An fast allen Universitäten existieren in ir­

gend~iner For_m Projekte, Arbeitsgruppen o.ä. zur Bewertung der Lehre. Die zentrale Frage 

allerdings ("Wie erkennt man gute Lehre?") ist bislang unbeantwortet. zunächst ist es wich­

tig, den Lehrprozeß vom Lernerfolg zu unterscheiden. Außerdem stellt sich die Frage w 
• 1 er 

eigentlich über die Qualität der Lehre entscheiden soll. 

Die meisten "Evaluationsprojel<ie" haben sich- meist ohne dies zu explizieren . für die Beur­

teilung des Lehrprozesses durch die Veranstaltungsteilnehmerinnen entschieden. Hierbei 

handelt es sich allerdings nicht um Evaluationen, d.h. um methodisch kontrollierte Bewer-
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tungen im Sinne von Qualitätsmessungen, sondern um Akzeptanz-Untersuchungen. Einer­

seits fehlt das eindeutige Meßkriterium, andererseits das Evaluationsdesign und schließlich 

läßt sich hohe Akzeptanz und gute Lehre nicht unbedingt gleichsetzen. Gleichwohl sind 

derartige Akzeptanz-Untersuchungen durchaus lohnenswert, wenn man die Grenzen ihrer 

Aussagekraft kennt. 

Chancen und Grenzen von Akzeptanz-Untersuchungen. 

Akzeptanz-Untersuchungen sind nicht mit Evaluationen gleichzusetzen, da bei der Untersu­

chung der Akzeptanz die Einflußgrößen generelle Beliebtheit/Unbeliebtheit des Stoffes und 

individuelle Besuchsgründe (Zwang/Wahl, Freiwilligkeit, persönliches Interesse) eine be­

deutsame Rolle spielen. Erst bei einer nicht ohne weiteres zu unterstellenden Konstanz von 

Stoff und Teilnehmerstruktur würden Akzeptanz-Untersuchungen und Evaluationen einan-

der etwa entsprechen. 

Beispiel: zunächst wurden die Teilnehmerinnen nach ihren allgemeinen Erwartungen an 

die Lehrveranstaltung gefragt und direkt im Anschluß danach, ob diese sich erfüllt ha­

ben. Bei verschiedenen Tests stellte sich heraus, daß die Antworten fast nicht korrelieren 

und daß vielmehr die Erfüllung der Erwartung mit dem äußeren Kontext (d.h: lehrveran-

staltungsunabhängig) variiert. 

Die Berechnung von arithmetischen Mittelwerten pro Veranstaltung bei der gegebenen Si­

tuation, wie dies häufig bei Akzeptanz-Untersuchungen geschieht, ist überwiegend metho­

disch unzulässig. Je höher die Variation der Antwortwerte in der Veranstaltung ist, desto 

geringer ist der Informationsgehalt solcher Mittelwerte. Liegt eine Polarisierung der Ein­

schätzungen vor, so wird das arithmetische Mittel gänzlich zum Artefakt ("Gegenteiliges 

ergibt im Durchschnitt Gleiches"). Entsprechend ist die in den meisten Teilnehmerumfragen 

ermittelte relativ hohe Zufriedenheit mit Vorsicht zu genießen. 

Die Antworten auf verschiedenen Urteilsskalen sind nicht unabhängig voneinander 

("Ausstrahlungseffekt"). Aus diesem Grund ist statt der Betrachtung einzelner ltems die 

Ermittlung von Urteilsprofilen notwendig. Auch ist zu beachten, daß die empirischen Ur­

teilsprofile nur zum Teil nach der Dimension "Qualität" zu ordnen sind. 

Empirische Befunde: 

Die dargestellten Ergebnisse beruhen auf einer Untersuchung von ca. 10.000 Fällen. 

große Heterogenität der (isolierten) Akzeptanz-Urteile innerhalb (fast) jeder Veranstal­

tung 

große Heterogenität zwischen den Urteilsprofilen innerhalb (fast) jeder Veranstaltung 
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je heterogener die Tei!nei·;rnerslruktui·, desto l1eterogener auch die Urteile 

Beispiel: unterschiedliche Stuciic::rc;n:Jsn:J,i'l!ppen in sozialwissenschaftliehen Lehrveran­

staltungen an der RUß ('\4% Diplom, ·1 ''% Lel1rarni rnit sowi Fach, 22% sowi Nebenfach 

Akzeptanz ist stärl(er eine :···unktion von Teilnehrnerrnerkmalen als von Merkmalen der 

Lehre 

Akzeptanz (der jeweiligen Vemns[aitung) ist stärker eine Funktion des gesamten Lehr­

programms als der einzelnen Vc::cutstaltung 

gramm ansetzen und erfolgen. 

Diese Befunde finden Einganq ,-, einE: derzeit laufende Untersuchung in Grund- und 

Hauptstudium Methodenlehre ur;<:i Static:Ui\ in Berlin (FU). 

Diskussion: 

Harlander: problematisiert die Zi'"it:Jruppc:norientierung hinsichtlich der Unterschiede von 

Grundstudium (Vermittlung von Grundi:~genwissen, stärker standardisiert) und Hauptstudi­

um (Diskussion und Eigenleistunpen stehen im Vordergrund) und weist darauf hin, daß 

Überschneidungen unterschiecilidler l"rwa;iungen von seilen der Studierenden durchaus 

produktiv sein könnten. Er zweifelt clesJ-Iaib arn Nutzen einer zugespitzten Zielgruppenori­

entierung. 

Kromrev: greift in seiner Erwiderunn die Unterscileidung von Grund- und Hauptstudium auf 

und weist darauf hin, darJ irn ;:;;:-undstuciiun; bereits relativ zu Anfang des Semesters eine 

Sortierung der Studierenden st:~nclmclisierten Lehrstoffanforderungen stattfinde, so 

daß hier eine dida!<tischs wicr·;tig sei. Im Hauptstudium dagegen 

· .',cc .o, "'P' '"', "''-' oau e1ne t:ntscheidung des Leh-

Dangschat: fragt nach der .Zie!richtun9, dem /\dressaten und der Finanzierung der Untersu-

chung, da seiner Ansici·lt nach eui c'eiten der Lehrenden (z.B. Unterrichtsinhalte) 

zu wenig thematisiert worden seien. tör cJamul' hin, daß die genannten Methoden- und 

Interpretationsprobleme lJei ailGn Urni;-c'~;er; äl;niich seien und fragt sich, warum sie gerade 

bei dieser Thematik so ausfi.iil:lich ,__~, .. ,,,".,,.,c," würcien. Er spitzt seine Kritik in der Aussage 

zu, daß alle Umfragen aularund der r,·:f: Interpretation verbundenen subjektiven For-

scherlnnen-Entscheidunner, ir;tztlld~ "Fie.ii9ion staU Fakten" produzierten und plädiert gegen 

Umfrageforschung generelL 

Kromrey: hält den lnforrnaiionswert flir !..e.rtmnde und Studierende hinsichtlich der ermittel-

ten Erwartungen und empit·ir;c!; 

darauf hin, daß ;__ehrer1cle 7!.'1 · 

::~Jei~Jruppen für hoch. Insbesondere weist er 

;op;' \'11'!r;!qnelclungen einzelner Studierender 
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angewiesen seien und dies zu einer möglicherweise verzerrten Wahrnehmung der Studie­

renden im allgemeinen führe. Insofern gebe das Instrument der Akzeptanz-Untersuchung 

eine Möglichkeit zur Validierung einzelner Aussagen. Wichtig sei aber auch, die Grenzen 

einer solchen Methode deutlich zu erkennen. Er weist nochmals darauf hin, daß die verglei­

chende Bewertung einzelner Veranstaltungen nur wenig Aussagewert enthält, daß vielmehr 

das Gesamtprogramm des Studiums im Mittelpunkt stehen müsse. Die Finanzierung der 

Untersuchung an der RUB erfolgte durch die Universität und das Land NRW (Zusatzmittel). 

NRW hatte die Absicht, durch verschiedene Modellversuche der Evaluation zu prüfen, in­

wieweit generell Lehrevaluationen vorgeschrieben werden sollten. Die Ergebnisse der Bo­

chumer Untersuchung erfüllten nicht unbedingt diese Erwartungen, was aber dazu führte, 

daß nur eine Kann-Vorschrift zur Evaluation im Gesetz verankert wurde. 

Schmals: verweist auf "didaktische Effekte", die sich während einer Veranstaltung ergeben 

können und regt Panel- oder Mehrfachuntersuchungen an. 

Kromrey: ergänzt, daß die Bochumer Befragungen in der Mitte des Semesters stattfanden, 

um Veränderungen der Teilnehmerschaft, wie sie sich im Laufe des Semesters (insbes. 

gegen Ende) ergeben, zu minimieren, andererseits müssen die Befragten bereits einige 

Veranstaltungen absolviert haben, um sich überhaupt ein Bild machen zu können. Daraus 

ergibt sich, daß die energischsten Kritikerinnen möglicherweise gar nicht mehr da waren. Er 

räumt ein, daß mit der Methode der Einmalbefragung Schwächen verbunden seien. in der 

Berliner Untersuchung ist deshalb eine zweimalige Erhebung geplant, um auch Verände­

rungen untersuchen zu können. Außerdem sollen auch die Ströme zwischen den Veranstal­

tungen anonym erlaßt werden. 

Bodenschatz: kritisiert, daß die Qualität der Lehre nur unzureichend über derartige Metho­

den zu erfassen sei. Er formuliert die These, daß auf seilen der Lehrenden eine Bereit­

schaft zu Veränderungen nicht vorausgesetzt werden könne. Er berichtet über Befunde 

einer Untersuchung über die Lehrqualität an der TU Ber\in. Hier wurden erhebliche Defizite 

(auch Abwesenheit) auf seiten der Lehrenden ermittelt. Für ihn liegt das basale Problem 

darin, daß wissenschaftliche Reputation nicht durch Lehre, sondern durch Forschung er­

langt werde. Er hält Evaluationen nur dann für sinnvoll, wenn mit den Ergebnissen auch 

Sanktionen verbunden sind (z.B. hinsichtlich der Ausstattung). 

Kromrey: hält dem entgegen, daß Desinteresse und fehlendes Engagement auf seiten der 

Lehrenden ebenso nicht vorausgesetzt werden könne. Für ihn ist für die Umsetzung der 

Rückmeldungen insbesondere das Klima entscheidend, welches aber durch Sanktionen 

nicht gerade verbessert würde. 

Krämer-Badoni: interpretiert die dargestellten Befunde so, daß Evaluationen nichts bringen. 

Qualität der Lehre sei ein Aushandlungsprozeß, und deshalb ist für ihn der Diskurs mit 

Studierenden die wichtigste Grundlage. 
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Kromrey: geht diese Schlußfolgerung zu weit. Er erinnert noch einmal daran d ß A 

tanzerhebungen nicht identisch mit "Evaluationen" seien. Er verweist darauf d' Ba kzep-
M th d · · a es durch-

aus e o en gibt (z.B. formative Evaluation), die der Beantwortung de F 
Lehre näherk r rage nach guter 

ommen. Aber auch Akzeptanz-Untersuchungen besitzen für ihn e·,n I f 
m r rt d · . en n or-

a IOnswe ' er Sich msbesondere auch auf die Ermittlung der Zielgruppen bezieht. 

Baumert: sieht die Lehre als einen komplexen und kreativen Prozeß an, dessen Erfor­

s~hung durch ~ethoden der Umfrageforschung nicht möglich sei. Sie sieht die Gefahr d ß 

die Methoden Sich verselbständigen und die Lehre zunehmend verschult wird S'ie ve ' ~ t 
1 d' A ,.. · rwe1s 

au .. 'e n ange der human-relations-Bewegung (Eiton Maya), die aus der Kritik an den 

DefiZiten und Fehls~hlüssen einer mechanistischen Betrachtung menschlicher Arbeitslei­

stungen entstanden ISt. Sie plädiert für Kreativität und Subjektivität in der Lehre. 

t~mrey: b~tont, daß die Untersuchung gerade den hohen Stellenwert subjektiver Faktoren 

Wie Motivationen und Lemklima) für die Akzeptanz ergeben und darauf hingewiesen habe 
daß das mechanistische Zusa ,.. ' 

. mmen ugen unterschiedlicher Interessengruppen bei Studi -
renden e1n Hauptproblem sei. e 

Rodenstein: zieht aus den präsentierten Befunden den Schluß daß Z 
· • wangsveranstaltun-

gen Im R~hmen des Studiums problematisch seien und aus diesem Grund abgeschafft 
werden mußten Insofern se· d' c . .. 

. !en le urncula uberarbeitungsbedürltig. Sie weist a f d 

Problem d.er f~hlenden pädagogischen Ausbildung der Lehrenden hin und plädiert f~r Ia~~ 
Iende Weiterbildung. Schließlich hält sie die Rückkoppelung von F h 
h .. f f" orsc ung und Lehre 
~u lg ur u~zureichend und verweist auf die Notwendigkeit einer verstärkten Verbindun 

Oiesen Ausfuhrungen stimmt Kromrey vollständig zu. g. 
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27. 11.: Protokoll der Nachmittagssitzung (Ch. Weiske) 

Am Nachmittag wurden 5 Problemfälle und die dazugehörigen Verfahren diskutiert, die als 
Beispiele für Sozialverträglichkeit und ihre mögliche Durchsetzung herangezogen wurden. 
Uwe-Jens Walther machte einen Rückblick auf die Sozialplanung nach §4 des 
Städtebauförderungsgesetzes. 
Sie verliefen in der Logik, von der Analyse über die Abschätzung der Folgewirkungen der 
Sanierungsverfahren auf die Betroffenen zu Maßnahmen ihrer Abwendung zu kommen. Diese 
Vorgehensweise könnte beispielhaft sein. Das Sozialplanerische Verfahren war per Gesetz 
verpflichtend, wobei diese Verprflichtung nicht zu Qualität geführt hat, womit die intendierten 
Ziele nicht erreicht wurden. Statt dessen scheint die AusbandeJung von Interessenkonflikten in 
lokalen Arenen eine Verfahrensweise zu sein. "Wenn Konsens das Ziel ist, braucht es keine 
V errechtlichung und Verregelung." 
Genau diesen Aushandelungsprozeß stellte Christine Mussei näher dar. Der Verhande­
lungsgegenstand in ihrem Beispiel sind kontaminierte Flächen, die Bewohnerinnen 
gesundheitlich beeinträchtigen. Der Aushandelungsprozeß transformiert naturwissenschaftlich­
technische Probleme (die Verursacher oder hoheitlich Verantwortliche haben) in soziale 
Probleme. Der Diskurs gilt der Vorbereitung von Entscheidungen zur Problemlösung. Die 
Aufstellung von internen Regeln des Diskurses wird schnell bedeutsam. 
In der Einschätzung des Bundes der Altlastenbetroffenen e.V. sind die bislang erzielten 
Ergebnisse der Aushandelungsprozesse zu gering. Hinderlich wirken: 
- Zeitdruck, der den eigentlichen Handel verkürzt 
-zu geringe soziale Reichweite (relevante Bevölkerungsgruppe, wie z.B. Ausländerinnen, 

werden/sind nicht beteiligt) 
- die Finanzierung der AusbandeJung ist offen 
Auch hier ist die Logik des Verhandelungsprozesses die Folgenabschätzung. Die Ergebnisse zu 
deren Abwendung oder Kompensation werden in Vertragswerken fixiert, die den Einzelfall 
regeln. Weil das V erfahren am Einzelfall je neu gebildet wird, gibt es keine Definition davon, 
was "sozialverträglich" in einem allgemeinen Sinne ist. 
Katrin Harter stellte "Vetfahren und Methoden der Sozialverträglichkeitsprüfung ... " in der 
Praxis des Rheinischen Braunkohlenreviers vor. Sie sieht die Ausgangspositionen, die ihr 
Beispiel ausmachen, zu denen in Ch. Musseis Beispiel als prinzipiell verschieden an, weil die 
Situation der Betroffenen unterschiedlich stark ist. Auf kontaminierten Flächen gibt es die 
Beeinträchtigung der Betroffenen aus irgendwelchen Gründen schon. Im Falle eines 
Tagebauaufschlusses sind die künftig Betroffenen auch in der Lage, sich zu verweigern und 
damit den Aufschluß zu be- oder verhindern. Das macht ihre starke Verhandlungsposition aus, 
denn beide Seiten (die Belreiber des Tagebaus und die vom Aufschluß Betroffenen) sind an 
AusbandeJung interessiert. Die Sozialverträglichkeitsprüfung schlägt K. Harter als ein 
dreistufiges Vetfahren vor: Auf der ersten Stufe muß eine offene Situation (Wird es einen 
Tagebau geben? Wer ist betroffen von einem Aufschluß?) begrenzt werden, damit der 
Gegenstand und die Beteiligten am Aushandelungsprozeß überhaupt definiert werden können. 
Auf der zweiten Stufe gibt es einen Plan zu Aufschluß und Umsiedlung der Betroffenen, der 
praktisch realisiert werden wird. Auf der dritten Stufe, die Jahre später liegt, gibt es eine 
Prüfung zur Sozialverträglichkeit der Folgen. 
Im Falle der EXPO 2000 in Hannover (vorgestellt von Herbert Schubert) ist die Ausgangslage 
weniger deutlich. Die Expo-Macher und die Expo-Gegner sind nicht so eindeutig auszumachen 
- aus keiner Perspektive. Netzwerke als lose und flexible soziale Verbände sollen die Akteure 
eines Aushandelungsprozesses werden/sein. Als Verhandelungsbasis schlagen die Macher 3 
Themenfelder vor, auf denen sie Verhandlungsbereitschaft anzeigen (Stadt als Garten, 
Kommunaler Klimaschutz und Stadt als sozialer Lebensraum). 50 Projekte und Initiativen, die 
z.T.älter sind als die Netzwerkidee und z.T. in ihrem Zusammenhang entstanden, begeben sich 

I 
I 
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auf dieses weite Verhandlun~sfeld mit den Machern, um im Zusammenhang mit der EXPO ihre 
e1genen Interessen zu . Sichern bzw. durchzusetzen. Die Bereitschaft der Macher, 
Gestaltungskompetenzen m der Verhandelung zur Verfügung zu stellen führt H s h b t f 
A · k d' • . c u er au 

?gst zurüc , Je durch die Protestbereitschaft und die aggressive Verweigerung, bei der EXPO 
mitzuspielen, von den Gegen~rn demonstriert wurde. Diese Konstellation der Angst hält er für 
em beachtenswertes Novum m der lokalpolitischen Kommunikation. 

Die Diskussion berührte den St~tus.der Verrechtlichung solcher Verfahren, die in ihrer Wirkung 
kontrove~s bewertet und darrnt mcht abgeschlossen wurde. Die Pro-Argumente: Immerhin 
wurde Sie Vorraussetzung für eine "kognitive Infrastruktur" von Beratungsbüros 
Advokatenplanungen und steig.erte die Kompetenz der Betroffenen (U.-J.Wather). Sie muB 
ausgeweltet werden, darrnt soz1ale Betreuung (z.B. in Bau- und Sanierungsprozessen) eine 
Rec~ts~orm bekommt und auch bezahlt werden kann (I.Brecfkner). 
Resm.ruerend ~am .J .Dangs~h~t noch einmal auf das Thema "Angst" zurück, das die 
~ntwlc.klun.g e1~er sich polarisierenden Gesellschaft notwendig begleitet. Einerseits ist es als 
~c~errmttel zu benutzen, das Machtlose für ihre Interessen einsetzen können - aber Angst 

fuhrt ~~~r auch zu den unberechenbaren Folgen "unseres Handelns". Die Soziologie 
charaktens1ert er auch als machtlos, was den Forschungsalltag kennzeichnet: keine Daten die 
Relevanz hätten, keine Forschungsaufträge, die die Lücken schlössen. Übereinstimmung ~um 
Bef~nd vo~ H. .~chubert, daß "etablierte Außenseiterstrukturen die Stadtgesellschaften 
bestimmen. Es mußten Mittel und Wege gefunden werden, "die Machtbalancen zu verändern", 
um zu verdeutlichen, daß es auch "Abhängigkeiten der lokal Verantwortlichen von der 
Stadtgesellschaft" gibt. 
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2. Die STEB gab im Sommer 1992 ein sozialwissenschaftliches Gutachten in 

Auftrag zur "Planung einer Stadtentwicklung des sozialen Ausgleichs" 

(Dangschat et al., 1993). Das Gutachten sollte sich auseinander setzen mit 

- den Ursachen der sozial-räumlichen Spaltung der Stadt, der Konzentration 

von Armut und der Rolle der Stadtentwicklungspolitik, 

- der empirischen Erfassung von Benachteiligung, der Lokalisierung und 

Hirarchisierung benachteiligender Gebiete. Dieser Auftragsteil hatte für die 

Umsetzung keine Konsequenz, da politisch festgelegt wurde, welche Gebiete 

zu "Pilotgebieten" für das weitere Handeln werden sollten, 

- Handlungsansätzen für eine Stadtentwicklung des sozialen Ausgleichs. Das 

Gutachten ist offiziell auf politischer Ebene nicht zur Kenntnis genommen 

worden. Die Handlungsansätze konnten somit nicht unmittelbar mit politischer 
Vorgabe ausgearbeitet und umgesetzt werden. 

3. Mit dem Arbeitsauftrag an eine verwaltungsinterne interdisziplinäre 

Projektgruppe, ein langfristiges, integriertes Stadtentwicklungskonzept (STEKJ 

zu erarbeiten, wurden die im Gutachten vorgeschlagenen Handlungsansätze 

zum "Sozialen Ausgleich" wieder aufgegriffen. Zunächst unter dem Begriff 

der "Sozialen Belange" wurde versucht, stadtentwicklungsplanerische 

Lösungs~ansätze für sozial~räumliche Probleme der Stadt mit langfristiger 
Perspektive in das Konzept zu integrieren. 

An dem Beispiel des. Stadtentwicklungskonzepts, das im Dezember 

abgeschlossen ist, werden die Ansätze und Hemmnisse bei der Entwicklung von 

Elementen der Soz~alverträglichkeit (und deren Prüfung) sowie ihre Integration in 

das Gesamtkonzept beschrieben und analysiert. Nach einer kurzen Skizze zum 

Projekt "STEK" wird es um die Ansprüche an ein "sozial~räumliches Fach~ und 

Zielkonzept" und die Partizipation an gesamtstädtischer Planung gehen. Alle 

genannten Ziele, Definitionen und Kriterien sind das Ergebnis der Diskussion 

zwischen den Disziplinen Stadtplanung, Landschaftsplanung, Ökonomie und 

Stadtsoziologie. 

2. Das Projekt "STEK" 

Die Arbeit am Hamburger Stadtentwicklungskonzept (STEK) grenzt sich vom 
"mechanistischen Denken" ab und wendet sich damit gegen die Festlegung 
streng definierter Arbeitsabläufe, isolierter Einzelaufgaben und eingleisiger 
Planungsabläufe und lehnt sich dabei stark an die in Unternehmen längst gängige 
Praxis des modernen Projektmanagements an (vgl. Malil:, 1990). 

Die konzeptionelle Arbeit versteht sich als selbstlernender Prozeß: Jeder 
Arbeitschritt enthält ~ zunehmend konkreter - den inhaltlichen Umfang aller 
Arbeitsschritte (Bestandsanalyse, Entwicklung alternativer Szenarien, Ziel~ 

formulierung, Handlungsrahmenl andeutungsweise in sich. Nach dem Gegen~ 
stomprinzip beeinflussen sich die einzelnen Arbeitsschritte gegenseitig und 
werden zunehmend vernetzter. Das Stadtentwicklungskonzept entsteht aus drei 
parallel bearbeiteten Komponenten: a) Thematische Teilkonzepte, b) alternative 
Entwicklungsszenarien und c) Partizipation. 

3. Ansprüche an ein sozial~räumliches Konzept 

Mit der Erarbeitung eines sozial~räumlichen Konzepts als thematisches 
Teilkonzept sollte für das politisch vorgegebene Leitziel des "Sozialen 
Ausgleichs" Platz geschaffen werden. Im Planungsprozeß stand seine Erarbeitung 
ursprünglich neben den klassischen Fach~ und Zielkonzepten zu den Themen 
Wohnen, Arbeitsstätten, Stadtbild, Verkehr, Freiraum und Ökologie. Dies war der 
wohlwollende Versuch, einer sozial~räumlichen Planung einen gleichberechtigten 
Stellenwert einzuräumen, ohne daß zunächst entscheidende inhaltliche und 
methodische Probleme thematisiert oder gar gelöst werden konnten. Unklar blieb: 

a) 

b) 

c) 

Welches Ziel wird damit angestrebt und was muß ein sozial-räumliches 
Konzept beinhalten? 
Welche Informationen (Daten) werden benötigt und welche stehen zur 
Verfügung? 
Wie lassen sich stadtsoziologische Kategorien überhaupt mit planarischen 
Darstellungsformen verbinden? 

Oie methodischen Probleme und die bisher vorliegenden Lösungsansätze zu 
diesen drei Fragen werden im folgenden kurz skizziert. 

a) Oie Zielsetzung 
Ein gesamtstädtischer Konsens über die Lösung der Probleme liegt nicht auf der 
Hand; er muß erst unter Berücksichtigung der sozialstrukturellen Unterschiede in 
der Stadt hergeStellt werden. Mit dem sozial~räumlichen Konzept soll die 
Möglichkeit eröffnet werden, die räumlichen Auswirkungen gesellschaftlicher 
Prozesse siChtb"ar zu machen, sie in Beziehung zu setzen zu anderen 
Raumeigenschaften und die stadtstrukturierende Dimension. Sozialen Wandels in 
die Beurteilung von Planung·sspielräumen und Handlungsoptionen zu integrieren. 
Dies wäre eine Vorauss6tzung für sozialverträgliche Planung und eröffnet die 
Chance, die sozialen Potentiale für -die Stadtentwicklung zu entdecken und 
freizusetzen. 

Inhaltlich trägt das sozial~räumliche Konzept als Baustein langfristiger 
Stadtent'wicklungsplanung dem Anspruch Rechnung, daß Entwicklungsplanung 
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der Zukunft nicht nur der Optimierung unterschiedlicher Nutzungen in der Fläche 
dient. Vielmehr sind bei der Planung die Qualitäten städtischer Teilräume bzw. 
die Eigenschaften städtischen Zusammenlebens mit zu berücksichtigen, die in der 
reinen Flächenplanung nicht vorkommen. Vor dem Hintergrund der wachsenden 
Stadt muß dabei die Balance hergestellt werden zwischen ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Zielsetzungen aber auch zwischen Entscheidungen für 
die Gesamtstadt und dem notwendigem Spielraum und den Regelungs­

möglichkeiten für die lokale Quartiersentwicklung. 

Der Begriff der Sozialverträglichkeit ist erst relativ spät explizit innerhalb der 
Arbeit am STEK benannt worden, wenngleich mit dem Anspruch, ein sozial­
räumliches Fach- und Zielkonzept zu entwickeln, inhaltlich nichts anderes 
gemeint war. Sozialverträglichkeit hat nach dem aktuellen Stand der Diskussion 

die Funktion bzw. planarische 
eines Prüfkriteriums für Planungsentscheidungen 

Sozialverträglichkeit fließt in Handlungsstrategien. 
Planungsspielräumen ein. 

die Bewertung von 

der Qualifizierung von Abwägungsvorgängen, wie sie in § 

beschrieben werden. 

(6) BauGB 

der Qualifizierung von Beteiligungsprozessen. Dies bezieht sich insbesondere 
darauf. daß Beteiligung im Verlauf der Planung nicht punktuell, sondern 
prozeßhaft organisiert werden muß und daß die notwendigen 
Voraussetzungen, sich zu beteiligen, sichergestellt werden (Wissen, Zeit und 

die Fähigkeit zur Kommunikation). 

der Qualifizierung zur Kooperation a11er Beteiligten: "Sozialverträgliche 
Stadtentwicklungsplanung ist das Ziel eines Prozesses, an dem alle Beteiligten 
möglichst gleichberechtigt mitwirken und in dem sie sich durch die 
Beschäftigung mit Entwicklungsalternativen über ihre Interessen einerseits und 
über die Folgen bestimmter Handlungen andererseits klar werden und so die 
jeweilsbestmögliche Entscheidung aushandeln" (Hater, 1993: 16}. 

Akzeptanz herzustellen. Gemeint ist damit nicht, daß Planungsentscheidungen 
lediglich hingenommen werde. Akzeptanz besteht dann, wenn es gelingt 
Einsicht zu entwickeln, Erfahrungssammlung zu zulassen, Mitverantwortung 

herzustellen und die Kompetenz des einzelnen zu erweitern. 

Sozialverträglichkeit erfordert somit Verfahrensänderungen und die Entwicklung 
von einheitlichen Kriterien, die bestimmen, ob bestimmte Belange ihrer 
Bedeutung nach angemessen in die Abwägung einbezogen wurdef!. 
untereinander und gegeneinander gerecht abgewogen werden und wann ein 
Abwägungsdefizit besteht. Dies wird als zukünftige Schwerpunktaufgabe der 
Hamburger Stadtentwicklungsplanung formuliert. Erforderlich ist ein Handlungs-

Es werden Leitziele zu den folgenden vier Aspekten sozialverträglicher 
Stadtentwicklung formuliert: 

Verträglichkeit mit den zehn integrierten Leitzielen der Stadtentwicklung, 
die im STEK formuliert sind2, 
Herstellung von Plausibilität {bzw. überzeugter Akzeptanz) der Planung, 
Partizipation am Planungsprozeß, 
Bedürfnisse und Ansprüche unterschiedlicher sozialer Gruppen. 

5. Schwerpunktaufgaben der Stadtentwicklung 
Anhand der beiden "ldealmodelle" wird begründet, daß sozialverträgliche 
Stadtentwicklungsplanung einerseits kompensatorisch und kurzfristig handeln 
und Strategien gegen die Konzentration sozialer Benachteiligung in 
benachteiligenden Wohnbedingungen, gegen die Aufwertung innenstadtnaher 
Wohngebiete und die Verdrängung sozial und ökonomisch Benachteiligter 
sowie gegen die Verödung monostrukturierter Großsiedlungen anbieten muß. 
Andererseits müssen mit langfristiger Perspektive Strategien entwickelt und 
umgesetzt werden, die präventiv Sozialverträglichkeit zum Bestandteil der 
Stadtentwicklungsplanung machen (Planung neuer Quartiere oder 
"gesamtstädtisch" relevanter Großprojekte}. 
Aus beiden Aspekten (Kompensation und Prävention) müssen wiederum An­
forderungen für die zukünftige Arbeit formuliert werden. Hierin liegt eine 
Schwierigkeit der Umsetzung, denn beide Bestandteile sozialverträglicher 
Stadtentwicklungsplanung erfordern eine ressortübergreifende Strategie und 
müssen somit politisch gewollt sein. 

b) Informations- und Datenbasis 

Als Basis für die Darstellung der Ausgangslage (die Sozialstruktur der Stadt) und 
darauslabgeleiteten Zielen diente das oben erwähnte sozialwissenschaftliche 
Gutachten, das jedoch nur Aussagen zur sozial-räumlichen Polarisierung machen 
konnte. Die Suche nach Indikatoren, die "Multikulturalität", die "Vielfalt der 
Lebensstile" oder den Trend zur "Individualisierung" räumlich abbilden könnten, 
blieb zwangsläufig erfolglos, da die notwendigen Daten nicht Bestandteil der 
offiziellen Statistik sind. Die qualitative, sozialwissenschaftlich fundierte 
Darstellung zum Sozialen Wandel und seinen räumlichen Auswirkungen wurde 
zwar akzeptiert, konnte jedoch gegenüber quantizierbaren Flächendaten, oder 

2 Die im STEK formulierten leitziele in St!chworten: 
- Globale Verantwortung - nachhaltige Entwicklung 
- Innere Potentiale entwickeln - räumlicher Ausgleich 
- Kooperation mit den Nachbarn 
- Erhalt und Ausgestaltung eigener Identität 
- Grüne Metropole - hoher ökologischer Standard 
- Metropole der kulturellen Vielfalt 
• Sozialen Ausgleich herstellen - Zusammenleben entwickeln 
- Arbeitsstandort stärken- innovative Wirtschaftsentwicklung fördern 
- Bürgernaher und offener Planungsprozeß 
- Verkehrsentwicklung: kommunikativ und stadtverträglich. 

oder Prüfraster, das eine Bewertung unterschiedlicher Stadtentwicklungsprojekte 
zuläßt und quasi Fragen an diese Projekte stellt. Die folgenden Liste ist 
unvollständig, ermöglicht jedoch eine Abstrahierung relevanter Kriterien. 

Knüpfen die Anforderungen des Vorhabens in angemessener Weise an das 
vorhandene Niveau der Problemwahrnehmung und der Handlungsbereitschaft in 

der Bewohnerschaft an? 

Welchen Gruppen hilft das Vorhaben bei welchen Problem.en? Stehen Nutzen und 

Aufwand in einem vertretbaren Verhältnis? 
und die Investitionen an den 

-Orientieren sich das Tempo der Realisierung 
Potentialen und Barrieren der unterschiedlichen Akteure? 

Sind die Nebeneffekte des Vorhabens abschätzbar? 

Werden unterschiedliche, bisher voneinander getrennte Aufgabenfe\der, 

Angebote etc. im Vorhaben sinnvoll integriert? 

Ist das Vorhaben auch geeignet, die inneren Potentiale zu mobilisieren und trägt 

·es zur Schaffung selbsttragender Strukturen bei? 

Werden alle relevanten Akteure durch das Vorhaben erreicht und in die 

Kooperation eingebunden? 

Ist die Das Planungs- und Umsetzungsverfahren hinreichend transparent? 

Werden bereits vorhandene Aktivitäten durch das Vorhaben optimal unterstützt? 

Werden sie möglicherweise beeint~ächtigt oder gefährdet? 

Kann sich das Vorhaben auf das Vertrauen der Akteure stützen? Mit welchen 

Mitteln wirbt das Vorhaben um Vertrauen? 

Nutzt das Vorhaben die vorhandenen Strukturen 
ihm selbst geschaffenen Strukturen? 

sinnvoll und stärkt es die von 

Die Struktur des sozial-räumlichen Konzepts 

Das sozial-räumliche Konzept wird sich in die folgenden Teile gliedern: 

1. Anspruch und Funktion (wie oben beschrieben) 
2. Ausgangslage und Schlußfolgerungen für die Stadtentwicklungsplanung 

3. Alternativen sozialverträglicher Entwicklungsplanung 
(Zur Diskussion gestellt wurden zwei Strategien, die das Ziel 
sozialverträglicher Stadtentwicklung verfolgen. Sie sind als idealtypische 
Modelle formuliert, wobei das eine Konzept auf die Kompensation negativer 
Auswirkungen der globalen, nationalen und lokalen ökonOmischen 
Umstrukturierungen ausgerichtet ist und das zweite Konzept konsequent auf 

Prävention setzt}. 

4. Leitziele 

leicht abgrenzbaren Naturschutzgebieten nur schwierig im Arbeitsprozeß 
verankert werden. Das Datenproblem hängt unmittelbar mit der Frage nach der 
Verknüpfung von soziologischen Denkmustern und Stadtplanerischen 
Darstellungsformen zusammen. 

c) Die Verknüpfung von soziologischen Denkmustern und Stadtplanerischen 
Darstellungsformen 

An der Beantwortung der methodischen Frage wird derzeit gearbeitet. Die 
offensichtliche Nichtverträglichkeit zwischen der Beschreibung gesellschaftlicher 
Prozesse bzw. Phänomene und ihrer räumlichen Auswirkungen hat zunächst 
nicht zu der Frage geführt, wie Stadtplanerische Darstellungsformen 
weiterentwickelt werden müßten, um diesem analog zur Stadtökonomie und 
Stadtökologie als "Stadtgesellschaft" bezeichneten Themenkomplex adäquat 
abzubilden (im wahrsten Sinne des Wortes). Vielmehr wurde aus 
ingenieurstechnischer Perspektive immer wieder die Relevanz sozial-räumlicher 
Aspekte für die Stadtentwicklungsplanung angezweifelt, da sie im Plan nicht 
darstellbar sind. Erwartet wird ein Raster, das es ermöglicht, Handlungsbereiche 
oder "Schutzzonen" (Erhalt preiswerten Wohnraums, Schutzstrategien gegen 
Aufwertung, Erhalt und Entwicklung gewachsener Nachbarschaftenl zu 
definieren. 

Sozialverträgliche Planung setzt bei der Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Ansprüche der Menschen an die Stadt· und den Raum an. Sie muß deshalb die 
Verschiedenheit sozial-räumlicher Strukturen thematisieren. Dies bezieht sich 
nicht nur darauf, die klassischen Indikatoren der Bevölkerungs- und Sozialstruktur 
städtischer Teilräume verstärkt als Kriterien für die Planung heranzuziehen. Die 
Beurteilung der Sozialverträglichkeit von Planungsprojekten muß auch die 
Einstellungen und Werte der Betroffenen in die Gestaltung des Ent­
scheidungsprozesses und in die Umsetzung einbeziehen. Diese Informationen gibt 
es nicht, sie sind nicht räumlich darstellbar und hierzu ein Verfahren oder ein 
neues Instrument der Informationssammlung einzufordern führt .dazu, daß 
Sozialverträglichkeit auch am Ende des Stadtentwicklungskonzepts kaum mehr 
ist, als ein formulierter Anspruch. 

4. Partizipation __ an gesamtstädtischer Planung 

Im Sinne einer sozialverträgliche Stadtentwicklungsplanung. wird im STEK 
deutlich gemacht, daß· Beteiligung weder Luxus ist ·noch-JCidige-· Pflicht, sondern 

· die Notwendigkeit, die Akteure der Stadt in die Entwicklungsplanung des 
komplexen Systems ·Stadt und in _die Lösung der Fragestellungen einzubeziehen·: 
Es gibt kein· verbindliches Verfahren der Beteiligung an gesamtstädtischer 
Planung. Mit der Formulierung eines· langfristigen Stadtentwicklungskonzeptes 
besteht jeodch die- Chance, den Rahmen für innovative Partizipationsverfahren 

<:r;. 

N 
_". 

-··--" ___ ,;;:~ 

N 
U1 



auf der strategischen Ebene zu setzen. Im STEK wurden deshalb folgende 

Funktionen von Partizipation benannt: 

al die soziale Akzeptanz und die Transparenz von Planung erhöhen, 
bl eine vorweggenommene Folgenabschätzung der Planung mit jenen, die es 

betrifft, ermöglichen und 
c) bessere· inhaltliche Lösungen für die Entwicklungsplanung in dem komplexen 

System Stadt finden werden. Die Grenze zwischen "Laien" und "Fachleuten" 
ist in diesem System nicht mehr zu ziehen. Oie sogenannten Fachleute 
werden zu Spezialisten in einem Fachgebiet und zu Laien in allen anderen 

Fragen zum Gesamtsystem Stadt. 

Partizipation wurde im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Stadtent­
wicklungskonzeptes als Bestandteil des notwendigen Umdenkans in der Planung 
auf zwei Ebenen eingefordert: Zum einen war es Ziel, die konzeptionelle Arbeit 
selbst als partizipativen Prozeß zu organisieren und dafür ein Konzept vorzulegen, 
das sich in die besteheneo Strukturen einpassen läßt4

• Zum anderen sollte ein 
Partizipationskonzept als zukünftige Schwerpunktaufgabe integrierter und 
sozialverträglicher Stadtentwicklungsplanung entwickelt oder zumindest als 
Forderung im Stadtentwicklungskonzept formuliert werden. 

Allein die Forderung nach mehr Partizipation, einer besseren, umfangreicheren 
und neuen Form der Partizipation impliziert die Kritik an den bestehenden 
Verfahren. Eine Begründung allein darauf aufzubauen, ist erfahrungsgemäß kaum 

erfolgreich. 

Die Argumentationsstränge, die in die Stadtentwicklungsplanung und die 
politische Ebene hinein vermittelbar erschienen, beinhalten eine sorgsam 
verpackte, aber dennoch deutliche Kritik an bisherigen Beteiligungsformen. Diese 
Kritik versucht jedoch, die Adressaten aus Politik und Planung genau dort 
abzuholen, wo sie stehen und selbst Defizite spüren: 

a) Interessenvielfalt 
Es ist Aufgabe langfristiger, integrierter Stadtentwicklungsplanung "sich in der 
Auseinandersetzung zwischen den konträren Vorstellungen über die Entwicklung 
der Stadt zu bewähren" (Zibell, 1993: 28}. Die "gesamtstädtischen Interessen'', 
die ein Konzept für eine langfristige Stadtentwicklungsplanung eigentlich 
darstellen sollte, können nicht allein von der Politik und der Planung definiert 
werden. Die Verflechtungen und Widersprüche der Begehrlichkelten und die 
Komplexität der Probleme in der Stadt lassen eine übliche Planbarkelt nicht mehr 
zU. Oie Herausforderung und Schwierigkeit zukünftiger Planung liegt also darin, 
konfligierende Interessen miteinander in Einklang zu bringen. Dies geschieht 

" Die prozeßbegleitende Beteiligung an der Erarbeitung des Stadtentwicklungskonzepts ist 

ausführlich beschrieben in Alisch, 1 993: 342-350. 

eigenen Befindlichkeiten den Planungsprozeß aktiv mitgestalten lassen. 
Beteiligung muß drittens mehr planungsrelevante Informationen aufnehmen sowie 
viertens möglichst frei von Eigeninteressen sein, die sich bei sozialen Apparaten 
von hoher Kontinuität (z.B. der Verwaltung, den Parteien) zwangsläufig 
einstellen. 

Die Kritik insbesondere an der Verwaltung, ihrer Organisationsstruktur und ihrem 
Handeln wurde in ähnlichem Wortlaut aus der behördeninternen Projektgruppe 
formuliert. Sie hat damit zwar die ohnehin verwaltungsintern kontrovers geführte 
Debatte um Aufgabenkritik und ein neues Steuerungsmodell genährt, sie blieb 
jedoch weitgehend konsequenzenlos im Hinblick auf die Umsetzung des 
begründet geforderten Partizipationskonzepts. Lediglich die erste benannte 
Qualität neuer Beteiligungsformen konnte für das STEK weitgehend erreicht 
werden: 

Oie Partizipation am Sadtentwicklungskonzept bezog sich auf die 
Fachöffentlichkeit und verband damit drei wesentliche Funktionen: 
1. die unterschiedlichen und kontroversen Interessen und Sichtweisen zur 

Entwicklung der Stadt kennenzulernen, um durch dieses Wissen den eigenen 
(verwaltungsinternen) lnformationssstand zu erweitern, zu korrigieren und zu 
konkretisieren, 

2. zu erkennen, wo gesellschaftliche Potentiale in der Stadt vorhanden sind, die 
für eine sozialverträgliche Entwicklungsplanung freigesetzt und ausgeschöpft 
werden sollten. 

3. Es kam darauf an, möglichst früh Verbündete für eine integrative, 
partizipative, offene Stadtentwicklungsplanung zu finden. ln Behörden­
Arbeitskreisen und über bilaterale Kontakten zu anderen 
Verwaltungsinstanzen, themenzentrierten Workshops und Fachgesprächen 
mit Externen sowie in intensiven Gesprächen mit Verbänden, Gewerk­
schaften, Kammern und Kommunal-politikerinnen wurde versucht, den 
formulierten Ansprüchen nachzukommen. 

Die Qualität, Bewohnerinnen unmittelbar in den Planungsprozeß einzubeziehen, 
ist bisher nicht gelungen, wenngleich mit dem Stadtdialog Harnburg (vgl. FHH, 
1993; Müller, 1993) ein Konzept entwickelt wurde, das in kontinuierlicher Form 
Politik, Verwaltung, Verbände, Hochschulen und nicht organisierte Bürgerinnen 
gleichberechtigt am Stadtentwicklungsplanung mitwirken lassen sollte. Dieses 
Konzept ist über eine Pilotveranstaltung, in der die Ausgangslage zum 
Stadtentwicklungskonzept vorgestellt und diskutiert wurde, nicht·. 
hinausgekommen. Eine zweite Veranstaltung gleichen Namens fand erst ein Jahr 
später statt und bezog mit der Begründung, Stadtentwicklungsplanung sei zu 
komplexes Thema für den "Normalbürger" die nicht in Organisationen aktiven 
Bürgerinnen nicht mehr ein. 

weder durch ein internes Abwägen zwischen konfliktreichen Inhalten der Planung 
noch durch eine wohlwollende Beteiligung zu konfliktarmen Planungsthemen, 
sondern durch eine Planungskultur, die einer Beteiligung aller Akteure Raum 

schafft. 

b) Planungs- und Politikverdrossenheit 
Die Zunahme der Aufgaben von Städten und Kommunen führt zu einer 
Verselbständigung des Verwaltungshandelns. Oie Transparenz des Handeins ist 
unzureichend und die Verbindung zwischen diesem Handeln und den politischen 
Vorgaben, für die über Wahlen ein gewisses Einverständnis gegeben wurde, ist 
kaum ersichtlich. Daß große Teile gerade der städtischen Bevölkerung von einer 
starken Planungs-, Verwaltungs-, Parteien- und Politikskepsis oder 
Politikverdrossenheit geprägt sind, ist auch vor diesem Hintergrund zu erklären. 
"Sie mißtrauen vielem, was "von oben" kommt. Gleichzeitig formulieren sie einen 
hohen und wachsenden Anspruch darauf, zu bestimmen, was sich in ihrem 
Wohnhaus, Wohnviertel und ihrer Stadt verändern soll" (vgl. Alisch & Oangschat, 

1993). 

c) Defizite bestehender Planungsbeteiligung 

Dienet {1 992) ordnet alle bestehenden Beteiligungsverfahren sieben Grundtypen 
zu {Parlament (alle Ebenen), Partei, Abstimmung und Demoskopie, Beiräte, 
Bürgerinitiativen, Anwaltsplanung {Gemeinwesenarbeit, Sozialplan}, Bürger­
beiligung an der Bauleitplanung ( § 3 BauGB}}. Partizipation als Instrument 
sozialverträglicher Stadten_twicklungsplanung wird jedoch mit diesen Grundtypen 
und daraus abgeleiteten Verfahren nicht auskommen: Den Verfahren fehlt es an 
der notwendigen Immunität gegen organisationseigene Interessen und gegen den 
Durchgriff von Partikularinteressen. Alle Verfahren sind sozial selektiv. 

Hinzu kommt das zeitliche Paradox von Beteiligung: Wahlen und Abstimmungen 
erzwingen in der Regel Entscheidungen, die auf einer sehr oberflächlichen 
Informationsbasis beruhen und somit an sich zu früh getroffen. Planungs­
beteiligung hingegen hat meist einen eher nachsorgenden Charakter und setzt zu 
spät ein. Das Gebot einer frühzeitigen Beteiligung ist kaum gewährleistet und 
bestimmt in der Regellediglich den Zeitpunkt, zu dem die "Betroffenen" über die 
Planungsentscheidungen informiert werden. 

Aus diesen drei Argumentationen wurde für die Partizipation folgendes Fazit 
gezogen: "Es müssen Wege gefunden werden, sich den Interessen und 
Potentialen der Akteure der Stadt zu nähern, sie zu verstehen und in die Planung 
einzubeziehen" (FHH, 1993: 4). Daraus leitet sich die Forderung nach 
Beteiligungsformen ab, die folgenden Qualitäten haben müßten: Erstens die 
Potentiale an Lösungskompetenz und Wissen {"die Fachöffentlichkeit"l 
auszuschöpfen versuchen, zweitens die Bewohnerinnen als Experten für ihre 

Die Qualität, die sich auf die Ausweitung der Definition planungsrelevanter 
Informationen bezieht, ist oben schon angesprochen worden und führt in der 
Konsequenz zu der Forderung nach einem umfassenden kontinuierlichen 
lnformationssystem. Im Hinblick auf die Qualität von Beteiligung, frei von 
Eigeninteressen zu sein vollkommen ohne Umsetzungsansatz im Raum stehen 
bleibt. 

Die hier formulierten Ansprüche und Qualitäten von Partizipation werden auch im 
STEK bennennt sein; sie in aktives Handeln umzusetzen, erfordert jedoch auf 
politischer Ebene und der Verwaltungsebene die Verständigung über das STEK 
als verbindlichen Rahmen und als Aufforderung zur Wieterarbeit an den offenen 
Fragen. 

5. Hemmnisse bei der Umsetzung in Stichworten 

Sozialwissenschaftlerinnen müssen die Diskussion um Kriterien der 
Sozialverträglichkeit vorantreiben. Allerdings wird die Umsetzung in einem 
integrierenden, interdisziplinären Sinne nur dann gelingen, wenn so früh wie 
möglich in Zusammenarbeit mit den "anwednungsorientierten" Stadtplanern oder 
Architekten die Kriterien diskutiert und singepaßt werden. Ihnen wird letztlich 
abverlangt, die Sozialverträglichkeit ihres Handeins zu prüfen. 

Die Blockade, die verhindert, daß der Begriff der "Sozialen Belange" erstens mit 
Inhalt gefüllt wird und zweitens die entscheidungsbeeinflussende 
Sozialverträglichkeitsprüfung selbstverständlich wird, ist nicht zuletzt ein Sprach­
und Vermittlungsproblem. 

Es ist fraglich, ob eine "objektivierende" (wertfreie) Wissenschaft von außen 
überhaupt wirkungsvoll. auf die Entwicklung einer Sozialverträglichkeitsprüfung 
Einfluß nehmen kann, ohne _sich in ausreichendem Maße auf die Oenkmuster, 
Sprachco"des der Plar"!erlnnen einzulassen. Natürlich ist auch dies kein· einseitiger 
Prozeß. Themen interdisziplinär zu _bearbeiten, ist die Mindestvoraussetzung 
dafür, andere z.B. die stadtsoziologische .- Perspektivein zu begreifen und 
anzunehmen~ 

Eingriffsmöglic6.~_eiten in die Entwicklung der _Stadt setzen ein fundi_ertes Wissen 
über Prozesse,:::: Veränderungen und - Probleme ·voraus. Der gesellschaftliche 
Wandel·hat si.ch .in _den vergangeneo Jahren so rasch vollzogen, daß Planung und 
Planung"Siristrumente oft nicht rechtzeitig reagieren konnteh. Um eine 
"Problerhdefinition ·und.- ein· schnelles :und flexibles Reagieren überhaupt zu 
ermöglichen, ist im· Sinne eineS "Frühwarnsystems" ein systematisches Konzept 
der reg.elmaßig~n ·.lnfOi"m.ationsbes·chaffüng und -aufbereitung notwendig. 
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I ngrid Breckner 

Anregungen aus sozialwissenschaftliehen Modernisierungsthcorien für die Debatte um 

Sozialverträglichkeit 

- Thesenpapier zur Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie der DOS in 

Dessau vom 24.-26.11.1994 -

l. Sozialwissenschaftliche Modernisierungstheorien sind nutzbar für die Klärung des 

Gegenstandes, der Standards und Verfahren sowie der Ergebnisse von Untersuchun­

gen der Sozialverträglichkeit gesellschafdicher Veränderungen im allgemeinen und in 

rdumlichen Kontexten im besonderen, weil sich Modernisierungstheorien und Unter­

suchungen der Sozialverträglichkeit auf einen gemeinsamen Gegenstand, nämlich die 

Veränderung von Gesellschaft beziehen. Die Untersuchung von Sozialverträglichkeit 

wurde seit den 70er Jahren immer in solchen gesellschaftlichen Wandlungsprozessen 

zum Thema, die entweder durch teilsystemische Modernisierungsprozesse begründet 

sind (z.B. Kernenergie, Kommunikations- und Informationstechnologien, ICE oder 

Magnetschwebebahnen, Gentechnik) oder in denen b~rcits längere Zeit angewandte 

und in ihren ambivalenten Wirkungen bereits bekannte moderne Handlungsmuster 

den Status quo innerhalb bestimmter Lebensräume in ökologiScher, sozialer, wirt­

schaftlicher, kultureller und/oder politischer Hinsicht beinflossen (vgl. z.B. Braun-. 

kohletagebau,·Standortentscheidungen für neue Gewerbe- und Woh~gebiete sowie für 

Verkehrsinfrastruktur, die Sanierung von Wohnungsbeständen, .. L.andsch<iften oder 

vergifteten Böden, Gewässern und Lufträumen oder die Ansiedlung von Unterkünften 

für Flüchtlinge). Sozialwissenschaftliche Modernisierungstheorien und die Unter­

suchung von Sozialverträglichkeit beziehen sich immer auf die Entstehung, die 

Inhalte und die Folgen der jeweils im Blickfeld stehenden gesellschaftlichen Ver­

änderungen, die unter sozio-kulturellen, wirtschaftlichen, politischen und ökologi­

schen Gesichtspunkten analysiert werden. 

2. 

3. 

Die Gleichzeitigkeit von Modernisierung und Persistenz und nicht die moderni­

sierungstheoretisch postulierte Trennung zwischen Modernität und Traditionalität 

(vgl. Bendix, 31971, S. 505ff.} prägt wesentlich die geschichtlich sich verändernde 

Reproduktion der Gesellschaft in ihren jeweiligen Teilräumen auf wirtschaftlicher, 

politischer, sozio-kultureller und ökologischer Ebene. Letztere kann als sozial 

verträglich bezeichnet werden, wenn gesellschaftliche Institutionen flexibel und 

gebrauchsorientiert auf die jeweiligen Transformationen reagieren können und wenn 

gesellschaftliche Subjekte in diesem Prozeß gelernt haben, mit den sich verändernden 

Ordnungsmustern bzw. verunsichernden Chaosstrukturen individuell und kollektiv 

selbstbestimmt umzugehen und unter den variablen Rahmenbedingungen im Verlauf 

ihrer Biogr.iphie handlungskompetent zu bleiben. 

Gesellschaftliche Modernisierung als Trennungs- und Differenzierungsprozeß (vgl. 

Negt/Kiuge, 21981, S. 29ff.; Simmel, 1890 und 1895; Berger, 1988, S. 255ff. sowie 

Offe, 1986, S. 99ff.) konstituiert eine permanente Veränderung der Gegenstände, 

deren Sozialverträglichkeit geprüft werden kann. Gleichzeitig beeinflussen solche 

Trennungs- und Differenzierungsprozesse der Gesellschaft auch die Konstitution des 

Sozialen auf systemischer und lebensweltlicher Ebene. Die Ziele, Standards und 

Verfahren zur Prüfung der sozialen Verträglichkeit gesellschaftlicher ·veiänderungen 

müssen so konstruiert sein, daß sie die Geschichtlichkeit des zu prüffinden Gegen­

standes und der Konstitutionsbedingungen ·des Sozialen zum Prüfungszeitpunkt 

angemessen· berücksichtigen. Vor diesef!l Hintergrund ist der Vorschlag von W. v.d. 

Daele (1993, S.·l9)·plausibel, sich anstaU einer Prüfung der sOzialen Verträglichkeit 

gesellschaftl~~her Verän~erungen auf die Untersuchung ihrer.sozialeri Folgen zu 

beschfänken :und dieses Wissen öffentlich· zugänglich Zu machen. C. Offe (a.<i.O., S. 

l03ff..) schlug in· modernisierungstheoretischem Kontext entsp~echend hierzu die 

notwendige Abwägung progressiver und regressiver Folgewirkungen von Mödernisie­

rungsp~rizessen vof, um zu verffieiden; daß tr!ilsystemische Modernisierungsprözesse 

·auf Kosten der Modernität des Ganzen" gehen.-S~zi<ilverträglichkeitsprüfungen mit 

de~ Ziel der. Untersuchung sozialer Folgen gesellschaftlicher Veränderungeil sollten 

nach v.d. Daele unter Einbeziehung der· .Wissenschaft und wisS~~S~hriftlich~r ArbeitS­

standards Wissen generieren, dessen öffentli~he Verbreitung und.biskussion sicher-
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4. 

5. 

stellen und so die Chancen der Teilhabe an Lernprozessen über Inhalte und Folgen 

gesellschaftlicher Veränderungen erhöhen. Letztere sind eine Voraussetzung, um sich 

in die Gestaltung solcher Veränderungsprozesse in den unterschiedlichen Entschei­

dungssphären einzumischen. 

Die nPathogenese politischer Modernität in Deutschland~ (Eder) i.S. einer Blockie­

rung gesellschaftlicher Lernprozesse und kollektiven Handeins erzeugt den Anspruch 

der Nutzung von Sozialverträglichkeitsprüfungen zur Gestaltung von Gesellschaft 

durch Mitentscheidung. Dabei wird verkannt, daß die Pathogenese politischer Moder­

nität durch plebiszitäre Mitentscheidungsrechte z.B. im Rahmen einer Sozialver­

träglichkeitsprüfung eher verschärft als abgebaut wird, indem die institutionalisierten 

Elemente von Rechtsstaatlichkeit und demokratischer Entscheidung, Kontrolle und 

Verantwortlichkeit unterlaufen und die Wissenschaft ihrer Gestaltungsmacht im 

Bereich der Politik beraubt wird (vgl. auch v.d. Daele, \993, S. 3 und ders., 1994, 

s. 35ff.). 

Eine Sozialverträglichkeits-Rhetorik, die Sozialverträglichkeit zum normativen 

Regulativ in einer normativ immer weniger integrierten Gesellschaft erhebt, kann 

sich als Modernisierungsfalle erweisen, indem sie die Nicht- oder Teileinlösung von 

Modernität.sversprechen im sozialen Bereich kaschiert und dadurch Mitent.scheidungs­

wünsche i.S. der These 4 provoziert oder Resignation in bezugauf die Gestaltung der 

Gesellschaft erzeugt und hierfür erforderliche Lernproz,esse blockiert (vgL hierzu 

auch Ergebnisse des politischen Ex.periments der Folgenabschätzung im Bereich der 

Gentechnik in Koordination des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung in 

v.d. Daele, 1994). 

Herbstsitzung der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie in der Deutschen Gescllschati 
für Soziologie in Dessau 24.-26. Nov.1994 
Schwerpunktthema Sozialvertrag:lichkcit 

"Verlb.hren und :VIethoden der Sozialvenräglichkeitspriifung- eine kritische Analyse der 
Praxis im Rheinischen Braunkohlenrevier" 

Katrin Hater 

Vonvort 

Der hier vorgelegte schriftliche Beitrag zur Sektionssitzung überschreitet bewußt die en­
gen Grenzen des Vortragsthemas. Er stellt einerseits einige historische und juri.stische 
Eckpunkte der Braunkohlenplanung im rheinischen Revier dar, um das gesellschaftliche 
Handlungsfeld zu skizzieren, in das die Sozialverträglichkeitsprüfung heute eingefugt ist. 
Er bietet andererseits etliche Informationen zu den Themen: Definition von Standards der 
Sozialvenräglichkeitsprüfung, Formen der Beteiligung im Rahmen von Sozialverträg­
lichkeitsprüfungen und Handlungschancen durch Sozialverträglichkeitsprüfungen. Ich 
hoffe damit, die Diskussion dieser Themen in Dessau anregen zu können, ohne allzuviel 
Redezeit in Anspruch nehmen zu müssen. 

I. Ausgangspunkte 

1. Zur Sozialverträglichkeit 

Der folgende Beitrag geht von der zentralen Hypothese aus, daß die in den achtziger 
Jahren in der Bundesrepublik in den verschiedensten Zusammenhängen erhobene Forde­
rung nach "Sozialverträglichkeit" in zweifacher Hinsicht die Forderung nach einem Zu­
wachs an Gestaltbarkelt von Gesellschaft transportiert: 

I. Bei Entscheidungen über große Investitionen und mit weit in die ZuJ...•mft reichenden 
Folgen sollen systematisch auch die sozialen Folgen dieser Entscheidung und die ihrer 
Alternativen geprüft werden. Dies berührt- wie am Beispiel der Diskussion um die 
"Sozialverträglichkeit" von Kernenergie sehr deutlich wurde- nicht nur Fragen der sozia­
len Ungleichheit im engeren Sinne sondern auch Fragen der Grundlagen gesells:haftli­
chen Zusammenlebens in Gegenwart und Zukunft überhaupt. Die Bereiche des in öffent­
licher Diskussion Gestaltbaren und demokratisch Entscheidbaren sollen ausgedehnt wer­
den. Soziale Folgenahschätzung als gesondertes Verfahren impliziert auch die systemati­
sche Generierung und Explizierung von Wissensbeständen, die den Horizont politischer 
Rhetorik und administrativer Regelungsinhalte überschreiten ggfs. auch in KonkuiTenz 
dazu treten und die Entscheidungsoptionen ausdehnen. 

2. Sozialvenräglichkeit als Anspruch an Gestaltbarkeil von Gesellschaft impliziert auch 
die Ausdehnung von Teilhabe an der Entscheidungstindung über die gesellschaftliche 
Zukunft. 

Dies berührt die Position der Wissenschaften. die einerseits in die Generierung von Wis­
sen, mitunter auch von Visionen, verstärkt involviert werden und andererseits im politi­
schen Prozeß ihren je spezifischen Zugang zu Wissen und Wahrheit diskursiv und außer­
halb der scientific Community zu veneidigen haben. 
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Unter dem Stichwort Sozialverträglichkeit Jirmieren noch vielmehr die Ansprüche von 
Bürgerinitiativen und Betroffenen im weitesten Sinne. ihre Anliegen. ihre Wissensbestfin­
de und ihre Wertorientierungen unmittelbar und unahhängig von der Vertretung ihrer 
Interessen durch politische Repräsentanten in den jeweiligen Entscheidungsprozen ein­
bringen zu können. Die Sozialverträglichkeitsprüfung wäre dannjener Verfahrensschritt, 
in dem die Aushandlung der Spielräume zur Definition und Durchsetzung sozialer Ratio­
nalitätskriterien gegenüber ökonomischen oder politisch-administrativen Rationalitäts­
konstruktionen geschehen kann. 1 

Eine Sozialverträglichkeitsprüfung kann sich in zwei ganz unterschiedlichen Situation 
gefordert werden: 

- in einer Situation, in der offensichtlich über grundätzliehe Alternativen zu entscheiden 
ist. Dies traf etwa flir die Aufgabe der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages 
zur zukünftigen Kernenergiepolitik zu. Sie bewältigte diese Aufgabe, indem sie vier 
mögliche Pfade der Energiepolitik gegenüberstellte und anband eines vorab entwickelten 
Kriterienkatalogs zur Sozialverträglichkeit miteinander verglich. (vgl. Deutscher Bundes­
tag 1980) 

-in einer Situation, in der auf den ersten Blick vor allem die sozialen Folgen einer Ent­
scheidung zu bearbeiten sind, die unter anderen Gesichtspunkten gefällt wurden, in der 
also die Möglichkeit, bestimmte soziale Folgen gar nicht erst entstehen zu lassen, nicht 
gegeben ist oder zumindest nicht gegeben scheint. Dies gilt etwa dann, wenn es um die 
~sozialverträgliche" Regulierung von Altlasten in Wohngebieten geht oder um die 
"sozialverträgliche" Abwicklung eines betrieblichen Konkursverfahrens. 

Während im ersten Fall ein breiter gesellschaftlicher Diskurs über die Gestaltung der Zu­
kunft gefordert ist, steht im zweiten Fall die Beteiligung der unmittelbar Betroffenen im 
Vordergrund, um die Bearbeitung bereits eingetretener oder unabwendbar scheinender 
Schäden zu optimieren. 

Zukunftsgestaltung versus Folgenbearbeitung sind in der Praxis oft eng miteinander ver­
woben und es ist häufig eher eine Frage der Radikalität des Protestes, unter welchem 
Vorzeichen die Forderung nach Sozialverträglichkeit erhoben wird. 2 

1So kristallisiert etwa auch vnn den Daele als eigenUiche Leistung von Sozialvertr.iglichkeitsprüfungen 
die "Dynamisierung von lnformati:·.lS- und Teilhabe.llnsprüchen" hernus. vgl. van den Dm:le 1993, S. 
-1-4: Zur Konzeptualisierung und historischer Rekonstruktion von gt!Scllschaftlichen Lernprozessen über 
Diskurse vgl. Even;!Nowotny ! 986. insbe:s. S. 9-15. Zur kritischen Eingrenzung der Funktion von Dis­
kursen und intennedilircn Strukturen bei der DurchsetT.Ung sozialer Rlltiona!itätskriterien vgl. Gicgel. 
1992. S. 59-112 Er faßt zusammen: ~Die Lebenswelt muß ihre Ansprüche gegenüber den Teilsystemen 
zur Gellung bringen. Weil in den teilsystemspezifisch organisierten Kommunikationsprozessen eine re­
flektierte Willensbildung verhindert \'t-ird, erscheint es angemessener, wenn die Lebensweit in den ihr 
entgegenkommenden Strukturen intcnnediflrcr Verhandlungssysteme ihre Ansprüche mit den 
funktionalen Imperativen der Teilsysteme konfrontiert. Damit sie nun "aber in dieser Konfrontation über 
genilgend Einflußmöglichkeit verfügt, muß der Staat ffir emsprcchende Strukturvorgaben sorgen . .Und 
dies wiederum \·erlangt. daß die Lebensweltsich in die Auseinandersetzungen des politisChen System 
hineinbcgibL. um slaatliches Handeln in diese Richtung zu dr.!ngen .... Sie muß das, was sie ;mch ist, 
näm1ich strategisches Handeln. was sie aber in ihren auf Humanitflt zielenden Anstrcn~:,•tmgen diskursi­
ver Verstfindigungen von sich femhti!L schließlich doch c:-.:elrutieren. ~ (S. 108) 

2 Tourninc unterscheidet etwa drei Ebenen von konOiktucllcm Handeln; "kotlektcivcs Verhalten~. das 
sich ;msschlicßlich auf Konflikte innehalb von Orgnnsimionen bcschr'Jnkt. ~so7.ialc Kämpfe~_ die sich 
auf der Ebene der politischen Entscheidungen bewegen und die stets auf eine konkrete Entscheidung 
gerichtel sind. und "so1.ialc Bewegung". die ihre Anteigen in ein Selbstverst:lndnis ,·on epochalem 
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in beiden Fällen könnte. so die Hoffnung. die Sozialvertr:iglichkeitsprüfung einen inter­
mediären Raum schaffen. in dem zeitweilig die Grenzen zwischen !Ormel\er und informel­
ler Politik. zwischen Wissenschaft und Praxis, zwischen Entscheidern und Betroffenen 
durchlässig werden k6nnen. Die Hoffuung. die sich damit verbindet, ist, daß eine so vor­
bereitete Entscheidung 

ein breiteres Spektrum an Entscheidungsalternativen zugrunde legt, 
in höherem Maße soziale Folgen berücksichtigt und sich an sozialen Wertkriterien oriM 
entiert, 
in höherem Maße konsensfri.hig ist, ja in manchen Fällen 11bcrhaupt erst eine Entschei­
dung mit Handlungsfolgen ermöglicht, 
als Erfahrung von erfolgreicher Teilhabe ganz allgemein bei den Beteiligten die zivil­
gesellschaftliche Kompetenzen demokratischer Konfliktlösung und Gemeinsinn för­
dert. 

2. Problcmaufriß: Braunlwhlenabbau im rheinischen Revier 

Jährlich werden im rheinischen Revier etwa 100 bis 110 Mio. t Rohbraunkohle in vier 
Großtagebauen gewonnen und zu 85% direkt in tagebaunal1en Großkraftwerken des 
Rheinisch Westfälischen Elektirizitätswerkes (RWE) ver!itromt. Damit sorgt die rheini­
sche Braunlcohle fiir 8,5% des Primärenergiebedarfes der alten Bundesrepublik oder fur 
ca. 19% des gesamten Strombedarfes. (vgl. Landesregierung NW, 1991) 

Jede Entscheidung über den Aufschluß oder Anschluß eines weiteren Großtagebaues ist 
eine langfristige Festlegung energiepolitischer Zuh.-unftsoptianen. 

Mit ca. 15 000 Beschäftigten, zahlreichen Zulieferem und der angeschlossenen Strom­
produktion ist das Bergbauunternehmen Rheinbraun gleichzeitig ein wichtiger Wirt­
schaftsfaktor in der Region. Dies gilt obwohl die stets weiter fortschreitende Rationali­
sierung der Tagebautechnik bei gleich hoher Förderkapazität zu seit Jahren stetem Perso­
nalabbau von 200 bis 500 Arbeitsplätzen pro Jahr beim Bergbautunternehmen selbst 
fubrt . 

Die energiepolitische Option Braunkohle wird nur selten ohne Bezug zum Wirtschafts­
faktor Braunkohle fur das Rheinland und fur ganz Nordrhein~Westfalen diskutiert. 

Der Abbau von Braunkohle in Großtagebauen bedeutet die totale Vernichtung derbe­
troffenen Landstriche. Dies gilt nicht nur fur die Landschall übertage und ihr ökologi­
sches Gefuge sondern eben auch fur die "Landschaft" untertage. Der gesamte geologi­
sche Aufbau der Erdschichten wird bis zu Tiefen zwischen 200 und 500 m. zerstört, das 
Grundwasser bis in diese Tiefen abgep_umpt. Die langfiistigen ökologischen Probleme mit 

Wandel einordnet, der die vertrauten Handlungsspielraume und Ordnungssystem von Organisationen 
und lnstituionen überschreitet und damit erst ein Bc,mßtscin von der Gestaltbarkeil von Gesellschaft im 
umfassenden Sinne schaffi. (\9113, S. 142-147) Ob eine Gesellschall sich in einem eher kreativen oder 
eher dekadenten Zustand befindet, glaubt Touraine daher am Zustand ihrer sozialen Bewegung erfor­
schen zu können. Auch wenn er damit m.E. cL1s hmovationspotenli<~l et:Jb!icrter Organisationen und In~ 
stitutionen ganz erheblich untcrschlllzt. erscheinen mir seine Unterscheidungen mr eine Analyse von 
Bürgerinitiativen und die Reichweite ihres Protestes sehr fmchtbar. Auch erinnert Tauraine nachhaltig 
daran. d."ill der KonOikt, gerade auch der unversöhnliche KonOikt. jener Motor ist. der das KrcativiUILS­
potcntial einer Gcsellschafi bcmlllt und dem Handeln zugänglich macht. 

3, Oie Gcstaltbarkeit von Gescllschllft im Kontc:\:t von ßraunkohlennbbau: Was ist 
zu gestalten und wer redet mit? 

Bergbauplanung ist in Deutschland traditionell ein gesellschaftliches Handlungsfeld, an 
dem politische Entscheidungsgremien ~ und an die wäre zuerst zu denken, wenn es um 
die Frage der Gestaltung von Gesellschaft geht - nur sehr wenig Anteil nehmen. Der Ab­
bau heimischer Bodenschätze gilt per se als ein Staatsziel mit hoher Priorität. Die Ab­
hängigkeit des Bergbaus von den geologischen Gegebenheiten der Lagerstätten war und 
ist bis heute immer wieder ein schlagendes Ar!;,'l.lment, den Vorrang des Bergbaus vor 
konkurrierenden Raumnutzungsansprüchen zu begründen und durchzusetzen. · 

Bis zur Novellierung des Bundesberggesetzes 1980 galt im Prinzip die Regel, daß alle 
Konflikte, die der Bergbau notgedrungen mit anderen Raumnutzungen provoziert, im 
Rahmen des Bergrechtes geregelt werden. Handelnde waren demnach vor allem der 
Bergbautreibende, dessen Abbauabsichten die eigentlich schöpferische Planungstätigkeit 
bei der Gewinnung von Bodenschätzen darsteUt, und die Bergbehörden, die über die 
bergrechtliehen Genelunigungsverfahren das staatliche Interesse an einer optimalen Nut­
zung der Lagerstätten sowie an der Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung 
während und nach dem Abbau vertreten. Weder die Beteiligung der Gremien politischer 
Selbstverwaltung noch die Beteiligung der Öffentlichkeit war in Bereich der Bergbaupla­
nung vorgesehen. 

Für den Braunkohlenabbau ·mit seiner immensen Flächeninanspruchnahme gelten bereits 
seit 1950 Sonderregelungen. 3 Mit dem Braurikohlenausschuß wurde ein regionales Pla­
nungsgremium begründet, das die Abstimmung der Braunkohlenplanung mit der Landes­
und Regionalplanung aus dem bergbehördlichen Genehmigungsverfahren auslagerte und 
in die Regionalplanung integrierte. Dieser Braunkohlenausschuß hat sich über fast dreis­
sig Jahre lang nicht als ein Gremium der repräsentativen Demokratie verstanden, sondern 
als ein Fachgremium. 6 Dennoch bedeutete der Braunkohlenausschuß, der immer· schon 
öffentlich tagte und dessen Arbeitsergebnis, der Braunkohlenplan, ein allgemeines Betei­
ligungsverfahren durchlief, einen erheblichen Zuwachs an Anspruch, möglichst viele ge­
sellschaftliche Gruppen und Interessen an der Braunkohlenplanung zu beteilige.n. 

l\.1it der NoveUe des Landesplanungsgesetzes 1979 wurde der Braunkohlenausschuß als 
Gremium der kommunalen Selbstverwaltung im Ralunen der Regionalplanung etabliert.7 

Von ihnen ist am ehesten der Vorwurf tu erwancn. die Umsiedlerinnen seien durch hohe Entschlldi~ 
gungen für Eigentum und günstige Bedingungen fllr Mieter zur Akzeptanz bestochen. 

~ vgl. Gesetz Ober ctie Gesamtplanung im Rheinischen Braunkohlengebiet25A.i950 und Schllltter, 
1951. 

6 Bis zu seiner Rcfonn 1979 setzte sich der Braunkohlenausschuß übcnviegend aus Vertretern der funk­
tionalen Selbstvenvaltung sowie Ven.retem der betroffenen Landkreise zusainmen: Auch der Bergbau-. 
treibende selbst war mit drei von 25 Stimmen venreten. Die ~O.mittelbar betroffenen Gemeinden waren 
in Unterausschüssen zusammengefnßt. die dem Bmunkohlenausschuß zuarbeiteten. 

7 Die Mitglieder des heutigen Braunkohlenausschuß sind zu gleichen Anteilen im Braurikohleitplange­
biet selbst ansJ\ssige Abgeordnete der komunalcn Räte (kommunale Bank) und außerhalb des 
Plangebietes wohnende Vertreter aus dCn BezirksplanungsrUten Köln und DUsseldorf (regionale Bank). 
Als Reminiszenz ;m den allen Braunkohlenttusschuß blieb eine sogenannte funktion.1le Bank erhalten. 
auf der die acht ("'20%) ebenfalls stimmberechtigten Vertreter der Kammern und WirtschnfisverMnde 

dem Wiederaufbau einer geologischen Schichtung einschließlich der Gestaltung von 
stabilen und akzeptablen Grundwasserverhältnissen gelangten erst in den letzten Jahren, 
mit der Planung des Tagebauvorhabens Garzweiler li ins Bewußtsein einer breiteren Öf­

tent!ichkeit. J 

Je stärker die ökologischen Zusammenhange im Detail öfl:entlich dargestellt und erörtert 
werden, desto schwerer wird es, die technische Machbarkelt eines solchen Mammutvor­
habens in der Öffentlichkeit glaubvvürdip zu vennitteln. Darüberhinaus wird die still­
schweigend vorausgesetzte Stabilität der wirtschaftlichen, sozialen und politischen Ver­
hältnisse über die Jahrzehnte des Abbaus und der Rekultivierung immer wieder bezwei­

felt. 

Im dichtbesiedelten Rheinland bedeutet Großtagebau immer auch Umsiedlungen in grö­
ßerem Umfang. Für Garzweiler ll müssen im Laufe von ca. vierzig Jahren knapp acht­
tausend Menschen ihren derzeitigen Wohnsitz aufgeben und umsiedeln sowie etliche 
kleine und mittlere Betriebe verlagert werden. 

ln der enggefaßten Definition des Landesplanungsgesetzes bezieht sich die Sozialver­
träglichkeitsprüfung heute ausschließlich auf die Umsiedlungen als unmittelbare soziale 

Folgen von Braunkohlenabbau. 

Eine offensiv verstandene Sozialverträglichkeitsprüfung eines beantragten Tagebaus 
müßte meines Erachtens die Fragen der energiepolitischen Erwünschtheit, der sozialen 
Voraussetzungen fur die technische Beherrschbarkeit der ökologischen Risiken sowie die 
sozialen Kosten und Nutzen einer wirtschaftlichen Regionalentwicklung bei Braunkoh­
lenabbau in verschiedenen Varianten sorgfaltig prüfen. 

Das Bindeglied zwischen beiden Perspeh..-tiven ist die Frage der Akzeptanz: solange die 
unmittelbar betroffenen Umsiedlerinnen die unvermeidlichen Belastungen nicht auch als 
sinnvollen Beitrag zum Gemeinwohl begreifen können, sondern eher als Beteiligung an 
einem energiepolitisch und ökologisch fragwürdigen Vorhaben, haben viele der angeblich 
sozialverträglichen Maßnahmen zur Erleichterung der Umsiedlungen den häßlichen Bei­

geschmack von Bestechung. 4 

3 Ein Beispiel: erst relativ spä! im Verfahren Ga.rzwciler II wurde die Problematik der Versauerung von 
Kippenwasser aufgearbeiter, mit der Folge, daß nun im Rahmen der UVP deutlich höhere Anforderun­
gen an den Bergbautre-ibenden gestelll werden, wie das Abraununaterial so tu trennen und neu aufzu­
schichten ist, daß die Versauerungsgefahr minimiert werden kmm. {vg\. UVP 326m. Im 1984 beschlos­
senen Braunkohlenplan Inden I nahm die Behandlung der gesamten Wnsserproblematik, also Sümp­
fung, Ersatzwasser während des Abbaus, Restsee nach der Auskohlung, gerade 2 Seiten ein. Jede kon­
kretere Ausgestaltung der Rechte und Anforderungen an den Bergbautreibenden wurde den nachfolgen~ 
dcil Entscheidungen der Fachbehörden anheimgcstellt Die grunds!itzliche Lösbarkeit aller auftretenden 

Probleme wurde schlicht unterstellt. 

"Diese Frage markiert auch den wesenllichen Unterschied in der Haltung der Betroffenen von Garn.,.ci­
\cr I (Genehmigung \98-1) und li (Herbsl\994 noch im Verfahren). Während erstere das Umsiedlungs­
geschehen durchweg als Sonderopfer für die Allgemeinheit interpretierten- dies drückte sich z..B. in 
dem Wunsch nach persönlicher Anerkennung durch den Bundespr".!Sidentcn aus {vgl. Zlonid.:y u.a. 1990 
11, 2J3) sind die Biirgerlnnen im Tagebaufeld Garzweilcr 11 eher der Ansicht. es ginge vor allem um 
den privaten Nmzen von Rheinbraun und um den Erhalt der braunkohlengebundenen Arbeitspltltze. 
(\•gl. z.B. U\rich in Sevenich/Gel\rich \9')), S. 52f.) 
Eine gute vielleicht sogar sehr großzügige Umsicdlungsprnxis. die die unmittclbnren Ausgleichsansprü­
che der direkt Betroffenen im Ergebnis einigermaßen 7.ufrieden stellt. überz.:c\1!,'1 nnl[lr\ich auch nicht je­
ne Tagebaukritiker. die den Braunkohlenabbau aus anderen Gründen. eben wegen der langfristigen 
energiepolitischen Festlegung oder wegen letztlich immer verbleibenden ökologischen Risiken nblchnen. 

in den Paneigruppen des Braunkohlemmsschuß werden die Gestaltungsspielräume der 
Braunkohlenplanung ausgelotet vor dem Hintergrund der Interessen des kommunalen 
Wählerklienteis im Plangebiet (kommunale Bank) aber auch der Landespolitik der einzel­
nen Parteien. " Die Gestaltung von Gesellschaft vollzieht sich hier nach den bekannte Re­
geln und informellen Funktionsweisen der repräsentativen Demokratie. '' 

Im Verlauf der achtziger Jahre zieht jedoch eine ganz andere Instanz die politische Initia­
tive in der Braunkohlenplanung an sich: die zuständigen Minister der Landesregierung 
selbst, allen voran der Minister fi.ir Landesplanung und Umweltschutz, unterwerten die 
Abbauabsichten des Bergbautreibenden einem ganz informellen aber doch sehr umfang­
reichen Iandesplanerischen Beurteilungsverfahren. 1o Gleich zu Beginn formuliert der 
Umweltminister dabei eine Bedingung, an der der geplante Abbau von Garzweiler li 
auch scheitern konnte: das Internationale Naturschutzgebiet Maas-Schwalm-Nette dürfe 
in seiner ökologischen Substanz nicht gefahrdet werden. Damit eröffnete er erstmals die 
Perspektive, daß auch die Frage des Ob und nicht nur die Frage des Wie Gegenstand der 
planerischen Abwägung -letztlich also auch der politischen Willensbildung und Bewer­
tung-· sein könnte und weitet so -zumindest rhetorisch- den Spielraum der Gestaltbar­
keit von Gesellschaft im Kontext von Braunkohlenplanung enorm aus. t l 

Gleichzeitigengteer den Kreis der Beteiligten an dieser Gestaltung erheblich ein: alle 
Verfahrensentscheidungen trifft zunächst ein intenninisterieller Arbeitskreis, der sich mit 
den zuständigen Landtagsausschüssen ins Benehmen setzt und auf Anfrage den Landtag 
infonniert. Über die Leitentscheidungen wird jeweils eine Kabinettsbeschluß herbei ge~ 
fuhrt. Die gesellschaftliche Gestaltung der Braunkohlenplanung ist vorObergehend zur 
Regierungssache geworden. Erst nachdem die Landesregierung 1987 nach einem ersten 
Uri.tersuchungsprogramm Braunkohle und in ihrer ersten "Leitentscheidung zur künftigen 
Braunk.ohlepolitikn zu einer grundsätzlich zustimmenden Bewertung auch des Abbauvor­
habens Garzweiler II gekommen ist. wird der Braunkohlenausschuß in Gestalt eines nicht 
öffentlich tagenden 11Arbeitskreises Garzweiler II" am weiteren Iandesplanerischen Vor~ 
klärungsverfahren beteiligt. Im Arbeitskreis Garzweiler II sind nach 1989 auch die Na­
turschutzverbände beratend vertreten. 

Der Zuwachs an Gestaltungskompetenz der Regierung ist nicht allein ihrer Entschlossen­
heit zu verdanken. Er wird flankiert durch die auch andernorts und auf mehrere:n gesell­
schaftlichen Handlungsebenen ausgefochtenen Machtkämpfe um den Einfluß verschiede-

sitzen: Der Bergbautreibende nimmt -ebenso v.ie die Naturschuttverbände - mit beratender Stimme teil. 
Zur juristischen Debatte um die Novelle des Landesplanungsgesetzes vgl. zusammenfassend: Depen­
brock!Reiners 1985, S. 95-112 

8 Das Engagement mehrerer Landtagsabgeordneter an e:qxmiener Stelle im Braunkohlennuschuß belegt 
die enge Verknüpfung zwischen Landtag und Braunkohlenausschuß. 

9 Die Mitglieder der funktionalen Bank vertrelen selbsn•erständlich die lnreresscn ihrer Herkunftsorga~ 
nisationen. Unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten sind sie ein Schönheitsfehler des Braunkoh~ 
lcnausschuß. Da Sie jedoch nur ein knappes FOnfiel der Mitglieder stellen, will ich an 'dieser Stelle auf 
eine Problematisierung ihrer Funktion verzichten. 

10 siehe da7.U ausfUhrlieh die Chronologie im Anhang 

ll Dii:se Rhetorikverlien jedoch erheblich an Übcneugungskraft. wenn nicht durch eine cmsprechcndc 
Ahemmivplanung der Regionnlentwicklung und Energiepolitik ohne· den Tagebau Garzweilt!r lltal­
sjicblich eint: entscheidungsoffene Situation !:,'CSChaiTen wird. 
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ner gesellschaftlicher Gruppen und Interessen auf die Bergbauplanungen. 12 Er wird nicht 
zuletzt provoziert durch den starken regionalen Protest gegen Garzweiler II. 1

" 

Die Regierung versucht. ihren Zuwachs an Gestaltungskomptenz gegenüber dem Berg­
bautreibendeo und seinem Mutterkonzem, dem RWE zu nutzen. Das Ziel ist hier, Ein­
fluß auf dessen Investitionsentscheidungen zu nehmen und diese verstärkt in die energie­
politischen Zielsetzungen der Regierung zu integrieren. 

Dies kann ihr nur dann gelingen, wenn sie plausibel machen kann, daß sie tatsächlich die 
Entscheidung über Garzweiler TI in der Hand hat. Dem Braunkohlenausschuß bleibt 
dann, wie schon in der Vergangenheit, die Aufgabe, gemäß den Vorgaben nun nicht nur 
des Bergbautreibenden, sandem auch der Landesregierung, die regionalen Interessen im 
Detail abzustimmen und den Unmut der betroffenen Bevölkerung aufzufangen. In ihrer 
Mehrheit akzeptieren die Mitglieder des Braunkohlenausschuß diese Funktion. 

Zweifelsohne wurde im Laufe der achtziger Jahre ein erheblicher Zuwachs an 
"Gestaltbarkeit der Gesellschaft" im Kontext von Braunkohlenplanung erreicht. In die­
sem Fall steht der Zuwachs an naturwissenschaftlichem Wissen über die ökologischen 
und wasserhaushaltliehen Reaktionsketten bei Abbau und Rekultivierung sowie über die 
technischen Möglichkeiten von Schadensvermeidung und des Schadensausgleich im 
Zentrum. Dieses Wissen wurde konkurrierend erarbeitet von den protestierenden regio­
nal betroffenen Gebietskörperschaften14, von jener interministeriellen Arbeitsgruppe und 
natürlich vom Bergbautreibenden selbst. Es mündete in einem weitgehenden Konsens 
über die naturwissenschaftlich-technischen Grundlagen der zu treffenden politischen Ent­
scheidung. Dissens besteht allenfulls über dieKonsequenzen. die aus diesem Wissen zu 
ziehen sind. 

Der Zuwachs an Gestaltungskompetenz beschränkte sich damit jedoch auf die Frage der 
ökologischen Folgenbearbeitung. Eine entscheidende Voraussetzung für Gestaltbarkeit, 
nämlich die Eröffnung von echten Entscheidungsalternativen wurde in dem Maße ver­
säumt, wie die Landesregierung auch heute noch, nach gut zehn Jahren Auseinanderset­
zung um Garzweiter If. diesen Tagebau als einzige und deshalb notwendige Alternative 
zum Ausbau der Kernenergie verteidigt. IS 

Die gewachsene Kontrolle über die Folgenbearbeitung aber bedeutet nicht keinesfalls ei­
ne Ausweitung von Bürgerbeteiligung. Vielmehr wurde dieses Gestaltungspotential voll­
ständig von den staatlichenbehördenund den Gremien der repräsentativen Demokratie 
absorbiert. Die Abgrenzung der politischen Abgeordneten und der Behördenvertreter 
von den außerparlamentarischen Gruppen und Initiativen funk1.ioniert bis heute perfekt. 
Nachdem auch das aufwendige Beteiligungsverfahren mit 19.000 Einwendungen gegen 
den Planentwurf Garzweiler II und eine vierzehntägiger Anhörung kaum zu Plankorrek-

12 vgl. zu den Entwicklungen im Bundesbergrecht von 1980 bis 1990: Rausch 1989, Eoldt/Weller 1990 

S. 75[. 

13 vgl. ehva aus der Sicht der Tngebaugegner: Fischer ,1985. aus der Sicht des Bergbautreibenden Leu­

schncr 1990 

14 Es ist zu vermuten. daß erst deren lnintive. 1983 zur Unterstützung ihres Prolcstes gegen Garzweiter 
II ein "Grundwassermodell Venloer Scholle" 7.U beaufimgen. den letzten Anstoß gegeben hat. vonseilen 
der Ministerien selbst GulachJen w beauftragen und die lnitiatiYe der Wissensproduktion an sich zu 

ziehen. 

I~ So noch einmal in der Wlndlagsdcbatte nm lll.\I.I!J'.l4. vgl. Anchcncr Nachrichten, \1.11.1994 

Insofern war der Standard des Schadensausgleich und der Schadensbewältigung in bezug 
auf Umsiedlung schon immer "diskursf<ihig". Gegenstand von öffentlich diskurieneo aB­
gemeinen Forderungen und von vielniltigen Detailverhandlungen zwischen dem Berg­
bauuntemehmen, den betroffenen Gemeinden und den privaten Grundeigentümern. 
Lautstarker Protest gegen ein Abbauvorhaben galt unter der Hand immer auch als gute 
Verhandlungsbasis fiir den Fall, daß man eines Tages dem Bagger würde weichen müs­
sen. 

Hauptgegenstand der öffentlichen und privaten Verhandlungen waren immer zwei 
Punkte: die Höhe der Entschädigung fiir die Immobilien und die individuelle und gemein­
schaftliche Mitsprache bei der Standortwahl und bei der Gestaltung des neuen Ortes. 
Darüberhinaus wurde der Bergbautreibenden ganz selbstverständlich als einer der pote·n­
testen und zuverlässigsten Sponsoren fur das kulturelle Leben im alten wie im neuen Ort 
beansprucht. 

Mit der Verbindlichkeitserldärung des Tagebau Harnbach 1 \VUrde 1977 ein erster Ver­
such unternommen, die revierübliche Praxis, soweit sie über die gesetzliche Entschädi­
gungsverpflichtung hinausging, ein Stück weit vom Ausgang der Einzelverhandlungen 
unabhängig zu machen und in einem allgemeinen Vertrag zwischen dem Land Nordrhein­
Westfalen und dem Bergbautreibenden verbindlich fur alle und auf Dauer festzuschrei­
ben. Allerdings war die entsprechende Vertragsformulierung denkbar vage: "Reinbraun 
verpflichtet sich, hinsichtlich der auf gesetzlichen Bestimmungen beruhenden Entschädi­
gungsverpflichtungen ihre bisherige Entschädigungspraxis fortzusetzen." (Hambach­
Vertra.g 1977 Ziffer I Satz Labgedruckt in: Regierungspräsident Köln: o.J. um 1984). 
Eine genauere Spezifizierung dieser "Praxis" f!rfolgte erst sieben Jahre später, als nach 
langem Drängen im Braunkohlenausschuß und zähen Verhandlungen mit dem-Bergbau­
treibenden dessen Geschäftsstelle in der Bezirksplanungsbehörde die erste 
"Umsiedlerfibel" herausgab. Mit dieser Umsiedlerfibel ging Rheinbraun eine Selbstver­
pflichtung ein, über die gesetzliche Entschädigungspflicht hinaus die Baunebenkosten fiir 
den Neubau zu erstatten, am Umsiedlungsstandort voll erschlossene Grundstücke zum 
Tausch 1:1 anzubieten und jedem Umsiedler eine Beratungskostenpauschale sowie die 
Umzugskosten zu zahlen. Dennoch ging man damals davon aus, daß eine erhebliche 
Lücke zwischen dem Wert des alten Hauses und den Kosten eines Neubaus von den Be­
troffenen selbst zu schließen sein würde und man empfahl den Umsiedlerlnnen, die ·Angst 
vor dem Schulden machen zu überwinden. (vgl. Regierungspräsident Köln o.J um 1984 
S. 34-72) In einer Neuauflage der Umsiedlerfibel 1992 wurde noch deutlicher der Ver­
handlungsspielraumder Eigentümer gegenüber Rheinbraun beschrieben: 11Bei der Gestal.: 
tung des Kaufpreises wird vorrangig das Ziel gesehen, eine verglei-Chbare Neubaumaß­
nahme am neuen Standort realisieren zu können." (S. 69) 1B 

Gleichzeitig wurde im Hambach-Vertrag 1977 ein sogenannter Hf!.[teausgleichsfonds 
ausgehandelt, aus dem eine Härteausgleichstelle beim Regierungspräsidenten einen Zu­
schuß an solche Umsiedler gewähren konnte, die andernfalls durch die Umsiedlung in 

rung O.ber die Entschfldigungshöhe und die Entschädigungsfenn unter Venneidung lnng\~ieriger ko~t~ 
spieliger und immer unerfreulicher werdender gerichtlicher Auseinandersetzungen wzustimmen.' 1' 
(Wemer, H.. 1955) 

18 Der Verhandlungsspielraum wird dadurch gcschnffen. daß ein sehr weites Verst:!ndnis von 
"Sachwertvcrfahrcn" bei der WertemliUlung zugmnde gelegt wird: so kann im Extremfall jede 
Gartenpßtmzc undjedeS Hei7.ungsgitter den Kaufpreis der Immobilie T.usätzlich zum gutnchlerlieh 
geschtttzlen Wert s1eigem. (vgl. auch Zlonicky u.a. 1990. Bd.lll S .. nRf.) 

turen geltihn haben, bleibt den Bürgerinnen und Initiativen nur das Gefühl von Ohn­
macht und Ausgrenzung. Dies gilt, obwohl es auch ihrem Engagement und dem politi­
schen Druck. den sie ausgeübt haben, zu verdanken ist. daß der PlanentwurfGarzweiler 
n gegenüber allen vorangegegangenen Braunkohlenplänen den Bergbautreibenden zu ei­
ner erheblich größeren Internalisierung von Folgekosten verpflichtet und seine Abbau­
wünsche um ein Drittel der Fläche reduziert wurden. 

Die bisher skizzierten Prozesse gesellschaftlichen Lernens firmierten nicht unter dem 
Begriff Sozialverträglichkeit Doch der Zuwachs an staatlicher Verantwortung und Ini­
tiative, der sich abzeichnete, öffnete auch den Horizont für die Forderung, die sozialen 
Folgen von Braunkohlenabbau mit vergleichbaren AufWand zu untersuchen und einer 
neuen Bewertung zu unterziehen. 

D. Sozialverträglicbl{eit von Umsiedlungen 

1. Die Umsiedlungstradition 

Unter dem Stichwort Sozialverträglichkeit von Braunkohlentagebau ist zu allererst der 
ganze Komplex der Umsiedlungen aus den Dörfern zu verstehen, die dem Tagebau zum 
Opfer fallen. Ein besonderer, über das Grundabtretungsverfahren im Bergrecht weit hin­
ausgehender Handlungsbedarfwurde hier bereits in den zwanziger Jahren erkannt, als 
erstmals im Rheinland nicht nur Einzelgehöfte sondern ein ganzes Dorf, die Gemeinde 
Berrenrath bei Köln betroffen war. 

Das oben bereits erwähnte Gesetz über die Gesamtplanung im Rheinischen Braunkoh­
lengebiet verlangte entsprechend "die Festlegung der Ortschaften, Ortschaftsteile oder 
einzelner Gebäude, die im Interesse des Bergbaus zu beseitigen, und der Stellen, an die 
die Bewohnerumzusiedeln sind,"(§ I Abs.2 Satz b). 

Von Anfang an ging man davon aus, daß die sogenannten gemeinsame Umsiedlung, d.h. 
das Angebot an alle Betroffenen, gemeinsam an einen neuen Standort zu ziehen, die be­
ste Lösung fiir alle Beteiligten sei. Im ersten Anwendungsfall, bei der Umsiedlung jener 
Gemeinde Berrenrath in den funfziger Jahren, wurde den Betroffenen durch den Berg­
bautreibendeo ganz buchstäblich ein neues Dorf, im Stil einer modernen Siedlung der 
funfzlger Jahre, errichtet. Jeder Eigentümer konnte so sein altes Haus gegen ein neues 
eintauschen. 16 

VOn Anfang an war auch den (damals noch mehreren) bergbautreibenden Unternehmen 
bewußt, daß sie, um einen reibungslosen Abbaufortschritt zu sichern, den Immobilienei­
gentümern mehr bieten mußten, als die gesetzliche Entschädigung, daß sie, wie man 
später sagen wird, bei den Grundeigentümern und betroffenen Gemeinden über materielle_ 
Anreize um Akzeptanz werben müssen, um gütliche Einigungen zu erreichen und un­
überschaubare juristische Auseinandersetzungen zu vermeiden. 17 

16 [n den letzten Jahren ist dieses alte Modell der EnLschlldigung unler dem Schlagwort "neu filr alt" von 
Belroffeneninitiativen immer wieder aufgegriffen worden. Die wenigsten meinen damitjedoch 
tatsllchlich eine NaturalcnLsch:ldigung. Vielmehr soll die EnJSchiidigung des All-Hauses ganz 
unabhängig vom Alter und baulichen Zustand der Immobilie erfolgen. 
17 Die Hnmbnchgruppc ( 1985, 5.58) zitiert: "Um 'langwierige Enleignungsverfhhrcn zu vermeiden'. war 
die Roddergrube gezwungen. den betroffenen Eigentümern die EnLscheidung zu crleichlem, 'ihren ange­
stammlen Wohnsitz und in einzelnen Fallen das am Ort betriebene Gewerbe zugunsten eines ncuen 
Standortes aufr.ugeben. und sie nuch geneigter <ru> machen. einer rrei\\illigen vertraglichen Vereinbn-
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existenzielle Not geraten würden. (vgl. Harnbach-Yenrag 1977, Ziffer II. abgedruckt in: 
Regierungspräsident Köln: o.J. um 1984) Der Zuschuß, der nur bei Nachweis extremer 
Härten bewilligt wurde, wurde I 982 umgewandelt in ein zinsgünstiges Darlehen, das 
nach weicheren Kriterien vergeben werden konnte und ebenfälls bei der Härteaus­
gleichsstelle zu beantragen war. 

Die in der Praxis sehr geringe Inanspruchnahme von Zuschüssen und Darlehen lassen 
vermuten, daß Rheinbraun bereits in den Einzelverhandlungen mit den Eigentümerinnen 
im Zweifelsfall alle Spielräume ausschöpft, um die Neubaufinanzierung ohne Umweg 
über den Härteausgleichsfonds sicherzustellen. So hat sich im Laufe der Jahre im Revier 
die Überzeugung gebildet, Rheinbraun entschädige weit über dem gesetzlich geforderten 
Mindestmaß -allerdings immmer in eigener, durch die Umsiedlerinnen nicht einklagbarer 
sondern nur individuell aushandelbarer Einschätzung der jeweiligen Lage. 

Eine ähnliche Unschärfe und Abhängigkeit von EinzelfaHverhandlungen ist kennzeich­
nend fur die meisten übergesetzlichen Kompensationsleistungen des Bergbautreibenden 
bis heute. Auf diese Weise sichert sich das Unternehmen einen unmittelbaren Zugriff auf 
alle im Verlauf von Ortsumsiedlungen auftretenden Einzelprobleme vom individuellen 
Härtefall bis zum Standard des Straßenausbaus in den neuen Orten. So können einerseits 
skandalträchtige Fehlentwicklungen flühzeitig abgewendet, wie auch potentiell prozeß­
freudige Eigentümer informell befriedet werden. Andererseits kann der Bergbautreibende 
die Gesamtkostenentwicklung bei jeder Einzelentscheidung mit kontrollieren. Schließlich 
ist auf diesem Wege eine kaum hinterfragte Selbstverständlichkeit des kollektiven Wis­
sens in der Region gewachsen, daß, was immer bewegt werden kann, nur mithilfe und 
unter Mitsprache des Bergbautreibenden bewegt wird. · 

- Die meisten Akteure sind mit diesem Arrangement mehr oder weniger einverstanden. 
Nicht nur viele Umsiedlerlnnen, auch etwa die Vereinsvorstände oder die Bürgermeister 
und Gemeindedirektoren ziehen es vor, in der Intimität mit dem Bergbautre:tbenden ihre 
Anliegen auszuhandeln und sich die tatsächliche oder eingebildete Chance eines besonde­
ren Vorteils nicht entgehen zu lassen. Die damit verbudnenen Entspolidarisierungseffekte 
und der allgegenwärtige Korruptionsverdacht werden dafür inkauf genommen. 

Im Ergebnis ist dann allerdings ein öffentlicher Diskurs über die tatsächlichen Leistungen 
oder Versäumnisse des Bergbautreibenden und die Abgrenzung seiner Verantwortlich­
keitgegenüber der anderer Akteure schwer zu fiihren. 

Im Laufe der achtziger Jahre ist auch die Frage der Entschädigungs- und Mitsprachean­
sprüche der umsiedlungsbetroffenen Mieterinnen zunehmend thematisiert worden. Tra­
ditionell üblich sind besonderer materielle Anreize fiir 1vfietwohnungseigentümer, am 
Umsiedlungsort neue Mietwohnungen zu errichten oder die .Mieter darin zu untersützen, 
am neuen Standort Eigentum zu erwerben. (vgl. RP 1984, S.-49f. u.S.65) Die Verhand­
lungen mit dem Bergbautreibenden zielen heute zunehmend darauf ab, diesen zur finan­
ziellen Absichertlog eines bestimmten Mietwohnungsangebotes und eines bestimmten 
MietpreisniVeaus zu verpfliChten. (s.u.) 

2. Die FordCrung_ nach Sozialvertdiglichl<eit 

Parallel. zu der' wachsenden Thematisierung ökologischer Folgen von Braunkohlenabbau 
erhOb sich im rheinischen Revier im Laufe der achtziger Jahre zunehmend die Forderung 
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nach einer Überprüfung der snziale Folgen. später dann der "Sozialvertrnglichkeit" des 
Tagebaus. 

Auch die Bürgerinitiativen im Nordrevier, die seit Anfang Jer achtziger Jahre gegen den 
erwogenen Tagebau Garzweiler ll opponierten, griffen die Rhetorik des Ökologie·Dis· 
kurses auf, um ihren Anliegen mehr Geltung zu verschalTen. Als 1984 bekannt wurde, 
der Bergbautreibenden habe seinen Antragsunterlagen fur Garzweiler II ein sogenanntes 
"ökologisches Anforderungsprofil" beizulegen, forderten sie analog dant, daß auch ein 
"soziales Anfurderungsprofil" zu erstellen sei. 19 Sie verbanden damit die Hoffuung, mit 
der für sie offensichtlichen Sozialunverträglichkeit der Zerstörung von Dörfern und Kul­
rurlandschaft ein weiteres Argument gegen den Tagebau zu gewinnen. 

Die Anfang der achtziger Jahre im Westrevier ah.-ut betroffene Gemeinde Inden, die mit 
dem Tagebau Inden II (genehmigt 1990) die Hälfte ihrer knapp 9000 Bürgerinnen würde 
umsiedeln müssen, erwartete unter dem Stichwort "Sozialverträgüchkeit" konkrete An­
regungen, wie sie diese Aufgabe bewältigen könne. 

Die oben erwähnte interministerielle Arbeitsgruppe kam ebenfalls zu dem Schluß, die 
"Akzeptanzfrage" bedürfe einer wissenschafUichen Untersuchung und beauftragten damit 
schon 1984 im Rahmen des ersten Untersuchungsprogramm Braunkohle das Institut fi.ir 
Landes- und Stadtentwicklungsforschung in Dortmund, das allerdings zu keinem ab­
schließenden Ergebnis gelangte. 

Anläßlich der Verkündung der ersten Leitentscheidung im Braunkohlenausschuß präsen­
tierte Umweltminister Matthiesen seine persönliche Auffassung von Sozialverträglichkeit 
als Frage der Akzeptanz: 

"Ob die sozialen Veränderungen und Belastungen von den betroffenen Bürgern akzep­
tiert werden, hängt- wie wir wissen- von vielen Faktoren ab. Dant gehört zunächst die 
verständliche und nachvollziehbare Darlegung der Entscheidungsgrundlagen der Braun­
kohlepolitik Dazu gehören ferner die persönlichen Werthaltungen zum sozialen Umfeld, 
zur Ökologie und zur Landschaft, zur Entwicklung der Industriegesellschaft insgesamt. 
Dazu gehören aber auch die ökonomischen Chancen und Belastungen, die fiir den einzel­
nen jeweils vom Tagebau ausgehen. Und schließlich gehören dazu die Erfahrungen, die 
mit vollzogenen Umsiedlungsmaßnahmen gewonnen wurden bzw. die Befurchtungen, die 
hinsichtlich beabsichtigter Umsiedlungsmaßnahmen bestehen." (Protokoll Braunkohlen­
ausschuß, 88. Sitzung, 12.1 0.1987) 

Im Zuge des zweiten Untersuchungsprogramm Braunkohle waren die Vorüberlegungen 
zwischen der intenninisteriellen Arbeitsgruppe, der Bezirksplanungsbehörde, dem 
Braunkohlenausschuß und der Gemeinde Inden soweit konkretisiert, daß das "Gutachten 
zur Beurteilung der Sozialverträglichkeit von Umsiedlungen im Rheinischen Braunkoh­
lenrevier" an das Büro Zlonicky und Partner in Dortmund in Auftrag gegeben werden 
konnte. 2o Damit war nun die Institution Wissenschaft aufgefordert, zu einem Wen- und 
Interessenkonflikt im Revier Stellung zu beziehen. 

l<J vgl. Grundsatzpapier der Vereinlen lnitialiven Bürger gegen Frimmcrsdorf Wes! Wes!, o.J. (um 
!9S5) 
20 Im folgenden im Tc:'(! zitiert als ~So7.i<J!\'ertr:!glichkeilsgutachlcn". bei Quellenangaben unter Zlo· 
nicky u.a. IIJ<JO 
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in einer zweiten Erhebungsrunde wurde das ursprüngliche Umcrsuchungskonzept an­
hand der verschiedenen Felderfahrungen ergänzt und abgerundet. 

Die Konstruktion von Beurteilungskriterien konnte sich jedoch nicht allein auf die fall· 
spezifische Empirie stützen. In einer kritischen Auseinandersetzung mit den damaligen 
Exponenten der Literatur zum Thema Umwelt- und Sozialverträglichkeit wurde das 
Wertgerüst expliziert, das das Urteil des Gutachterteams geleitet hat.2J 

4. Wissenschaftlieb begründete Definitionsversucbe: Kriterien zur Beurteilung der 
Sozialverträglichkeit von Umsiedlungen im Rheini'ichen Braunkohlenrevier 

Im Kern aller Begründungen und Ausdifferenzierungen der Kriterien zur Beurteilung der 
Sozialverträglichkeit stand die normative Orientierung am Selbstbestimmungsrecht des 
einzelnen wie der betroffenen Gemeinschaft auch und gerade unter den Bedingungen des 
fremdbestimmten Eingriffs in die persönlichen Lebensverhältnisse. 

Ich fasse hier ganz knapp zusammen: 

I. Niemand darf durch eine Umsiedlung materielle Nachteile erleiden oder gar in mate­
rielle Not geraten. 

2. Die Anerkennung der Betroffenen als politisch gleichberechtigte Beteiligte an der Ent­
scheidungstindung ist durch kontinuierliche Gelegenheiten zur Infonnation und zur 
:Mitsprache zu sichern. Denn die erst auf der Grundlage breiter Beteiligung einsichtige 
und akzeptierte Notwendigkeit eines konkreten TagebauprOjektes ist Voraussetzung 
fiir den Erfolg aller weiteren Maßnahmen zur Förderung der Sozialverträglichkeit 

3, Da bereits Gerüchte und Vermutungen erste Reaktionen in den betroffenen Ortschaf­
ten auslösen, fallen Schäden und Schadensausgleichsanspnlche nicht erst mit "Geneh­
migung eines Braunkohlenplanes an, sondern bereits mit der ErWägung eines Abbau­
vorhabens. 

4. Soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit innerhalb der Umsiedlergemeinschaft 
sind zu sichern. Das heißt: gleiche Chancen fur Eigentümerinnen und Mieterinnen an 
der gemeinsamen Umsiedlung teilzunehmen und die Planung fi]r den neuen Ort mitzu­
bestimmen. 

5. Die Dialogfah.igkeit zwischen Politikern und Planern einerseitS Und den Betroffenen 
andererseits ist durch entsprechende Vennittlungsstrukturen in einem Maße zu si­
chern, daß die unterschiedlichen Rationalitätskonzepte gleichberechtigt eingang in die 
Planungen finden. 

6. Gemeinsinn und Gemeinschaft unter den Umsiedlerinnen sind zil· fördern. 

Mit ihrer lnterprCL1tion des Interviewmaterials hicl!cn die Gulachlcrlnnen· dem eher tebensweltliche 
R.1tionalit:itskon:t.cptc dagegen und verwiesen damit nacdrilck\ich auf Mängel des Verfahrens und auf 
nicht kompcnsierbarcn Schäden. 

23 vgL Zlonicky u.a. [1)90. ßd.l S. 1-10 und Bd.IH Kap. I 

3. Methoden 1- Die wisscnsch:lrtliche Be:1rbeitnng von So1.ialvertriiglichkeit 

Im Rahmen einer Vorstudie versuchten die Gutachterinnen minels einer Revierbercisunu. 
und ersten Gesprächen mit den lokalen Repräsentanten sich einen groben Überblick ube~ 
die Probleme und unterschiedlichen Problemwahrnehmungen im Re\tier zu verschaffen. 
Sie entwarfen auf dieser Grundlage ein erstes Konzept fur die empirische Arbeit 

Es folgte die empirische Untersuchung von drei Ortsumsiedlungen in verschiedenen Pha­
sen des Geschehens vor. während und nach Abschluß der Umsiedlungen. 21 Die Erfah­
rungsberichte, die Kritik und die Forderungen der in. 83 leitfadengestützten Interviews 
befragten Umsiedlerinnen sowie die quantitativen Daten über Veränderungen der Ein­
wohnerzahlen. der Sozial- und Altersstruktur, des Gewerbebesatzes, der Wohnflächen­
versorgungund der Wohnkosten vor, während und nach den gemeinsamen Umsiedlun­
gen, boten in großer Fülle interpretationsfähiges Material. jenseits des Auftrgas und mit 
zeitweiliger Mißbilligung duchr den Auftraggeber wurden auch etliche lnfunnationen 
und Einschätzungen im Plangebiet Garzweiler II gesammelt. 

tn dieser Feldphase formulierten die Gutachterinnen die zentralen Thesen darüber, wel­
che Faktoren aus Sicht der Betroffenen zu berücksichtigen sein würden, um Kriterien zur 
Beurteilung der Sozialverträglichkeit von Umsiedlungen zu entwickeln. 

Die Arbeit an dem Gutachten wurde begleitet von monatlichen Treffen des Gutachter­
teams mit einer sogenannten Lenkungsgruppe, zu der Vertreter des Bergbautreibenden. 
der Bezirksplanungsbehörde und des zuständigen Ministeriums gehörten. Die unver­
meidlichen Konflikte in und mit dieser Lenkungsgruppe, die anschließend innerhalb des 
Gutachterteams und mit zwei externen Beratern systematisch reflektiert wurden, waren 
eine weitere wichtige Quelle der Erkenntnis. Überspitzt formuliert: die realen Konflikte 
im Revier um die politische Besetzung des Begriffs Sozialverträglichkeit wurden in den 
Lenkungsgruppensitzungen reproduziert und so für das Gutachterteam sehr konkret er­
fahrbar. Durch die systematische Reflexion dieser Konflik-terfahrungen ließen sich die 
Relevanzstrukturen, Problemwahrnehmungen und Akzeptanzstrategien derer rekonstru· 
ieren. die sieb im weitesten Sinne fiir die Braunkohlenplanung verantwortlich fi.ihlten. 
Dieser Erkenntnisschritt war bei der Anlage der Untersuchung nicht geplant und ist im 
Untersuchungsbericht selbst nicht dokumrntiert.n 

21 vgl. Ztonicky u.a. 1990, Bd.II- Fallstudien 
22 Er läßt sichjedoch anhand der Protokolle zu den LenJ.."l!ngsgruppen- und Teumsitzungen eindeutig 
belegen. Wie kaum anders zu cnvarten. gingen der Bergbautreibende wie auch die Vertreter des auf­
traggebenden Umweltministeriums davon aus, daß aufgrunddes materiell hohen Niveaus der Ent­
schädigungen und des bewfihnen Konzeptes der gemeinsamen Umsiedlung die grundsät?.lichc 
"Sozialvertr:iglichkeit~ von Umsiedlungen gutachterlieh bestätigt werden \\ilrde. Erstaunlicherweise 
entwickcllen sich die schärfsten Auseinandersetzungen mit dem Bergbautreibenden nicht an solchen 
Fragen, die e\1. mil höheren finanziellen Belastungen für das Unternehmen einhergehen wilrden. Viel 
sensibler re:Igierten die Unternehmensvertreter auf cillZflne Fonnulierungen. die den Leidensdruck und 
die Ohnmachtsgefühle der Betroffenen zum Ausdruck brachten oder solche Abschniue, die die Ansprü· 
ehe der Umsiedlerinnen in den Rahmen gesellschaftlicher Grundwerte zu setL.en versuch!cn (vgl. z.B. 
Zlonicky u.a. 1990, Bd.IJI Kap.2 und K<!p. !, S. 27-34). Die Vertreter slaatlichcr Behörden dagegen 
wmcn durchaus d<Jran interessiert... der ÖlTentliehkeil ein ~kritisches~ GutachJen zu präsentieren. in dem 
auch der teidende Umsiedler sich wiederfinden konme. Sie allerdings reagierten dann l!nlpfindlich. 
wenn die Grenzen des Braunkohlenplanverf.1hrens für eine angemessene Bürgerbeteiligung aufgc7.cigt 
wurden. Insofem waren beidc Parteien darum besorgt, daß die Ralionalitüt des eigenen 
Handlungsbereiches ·Geld und andere nmlcriclle Ressourcen beim Bcrgh<Julreibenden. Recht. 
Vcrwal!ungsverfahren und formelle poliJische Entscheidungsverfahren bei den Vertrctcm staatlicher 
Behörden· nicht in einem solchen Maße als unzureichend intcrpreliert wurden. daß das Etikcll 
Sozialvertr:1glichkeit rtlr die Umsiedlungspr:tds im rheinischen Revier infragc ges1dll sein könnte. 

7. Lernen, Konfliktfähigkeit und die Bereitschaft zur Veränderung werden als unver­
zichtbare Voraussetzungen ft.ir Sozialverträglichkeit anerkannr und gefördert, um Zu­
h:unllsorientierung zu ermöglichen. 

Dieses Wertgerüst stand in einigen wesentlichen Punkten im Kontrast zur Praxis im Re­
vier: 

Es forderte eine Begleitung der Tagebauplanung durch Konzepte zur strukturpoliti­
schen Entwicklung der Region bei Verzicht aufdas Vorhaben. 

Es antwortete auf den wohlkalkulierten Paternalismus des Bergbautreibenden mit der 
Forderung nach einklagbaren und transparenten Rechten fur die Umsiedlerlnnen. (vgl. 
etwa Bd. I S.92-95.) 

Es betonte neben der Verantwortlichkeit des Bergbautreibenden als wirtschaftlichen 
Interessenten die Verantwortlichkeit des Staates und der politischen Selbstverwaltung 
als Sachwalter politischer Gleichberechtigung und Gemeinwohlorientierung. (vgl. et­
wa Bd.L S. 63 ff) 

Es forderte neben den vor allem eigentumsrechtlich begründeteten Individualrechten 
die Selbstbestimmungsrechte der Umsiedlergemeinschaft; die alle Betroffenen glei­
chennaßen umfallt. (vgl. etwa Bd. I S. 70 ff) 

Es konzipierte Sozialverträglichkeit nicht nur als Maßstab, an dem das Ergebnis in 
Gestalt des neuen Ortes zu messen sei, sondern bezogen "diesen Maßstab auf den ge­
samten Prozeß der Entscheidungstindung über ein T agebauvorhaben, der Umsied­
lungsplanung und - durchfilhrung sowie die Bewältigung der konkreten Umsied­
lungsprobleme in jedem Einzelfall. (vgl. Bd I S.·96) 

Es fiihrte die Forderung nach Präventionsmaßnahmen in den betroffenen Ortschaften 
ein. 

Die Gutacheterlnnen hatten ihren Auftrag von Anfang so interpretiert, daß sich ein Gut­
achten zur Sozialverträglichkeit auf die Konfliktthemen und die noch ungelösten Proble­
me zu konzentrieren habe, also aufjene Fragen, für die Bedarf an gesellschaftlicher Aus­
handlung bestehe. Entsprechend sah die Wahl der Methoden einen relativ hohen Anteil 
explorativer Verfahren (leitfadengestützte Interviews, Gruppendiskussionen) vor. Die 
Gufilchterlnnen waren darüberhinaus bereit, ihre Arbeit selbst als Beitrag der Konflik1:­
au~handlung zu begreifen und ihre Ergebnisse öffentlich diskursiv zu verteidigen. 

Jene ASpel-..1.e der Umsiedlungspraxis im Revier, die auf weitgehend ungeteilte Zustim­
mung aller Beteiligten stoßen, wurden selbstverständlich ebenfalls erfaßt und als gelun­
gene Problem1ösungen dokumentiert. 

Es wird sich später zeigen, wie im Gegensatz' daZu die Angaben des· Bergbautreibenden 
zur Prüfung d~r Sozialverträglichkeit in Fragestellung und Methodik ausschließlich lö-_ 
songsorientiert und unter Aussparung offener Konflikte angelegt wlrd .. Wissenschaft tritt 
dort nicht als eigenständige InstanZ im öffentlichen Diskurs auf sandem als dienstleisten­
der Daienlieferant, dessen Arbeitsergebnisse ausschließlich durch den Auftraggeber 
.selbst vertreten werden. 

w 
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5. Juristische Opcrationalisierung der Soziah·crtriiglich!•citspriifung im Landcs­
planmlgsgcsctz. 

Noch parallel zur Erarbeitung des Sozialverträglichkeitsgutachtens wurde 1989 im 
Landtag das Landesplanungsgesetz novelliert. Schon im Vorgrifr auf das zu erwartende 
Bundesgesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung wurde im§ 32 des Landesplanungsge­
setzes der Bergbautreibende verpflichtet, alle erforderlichen Angaben zur Beurteilung der 
sozialen und ökologischen Verträglichkeit seines Abbauvorhabens beizubringen. Gleich­
zeitig wurde in § 34 Abs.2 festgeschrieben, daß ein Braunkohlenplan nur dann genehmigt 
werden kann, wenn er neben den Erfordernissen der langfristigen Energieversorgung und 
denen des Umweltschutzes, auch die sozialen Belange der vom Tagebau betroffenen 
Menschen angemessen berücksichtige. 

Diese Vorschriften genügtenjedoch nicht den 1990 verabschiedeten Bestimmungen des 
Bundesberggesetzes (Einfilhrung der UVP-Bestimmungen ins Bergrecht}, so daß das 
Landesplanungsgesetz erneut geändert wurde. In der nun gültigen Fassung vom 2.3.1993 
ist in§ 32 detailliert dargestellt, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Weise der Berg­
bautreibeode seine Angaben zur Prüfung der Umwelt- und Sozialverträglichkeit vorzule­
gen hat. Die Regelungen zum Bürgerbeteiligungsverfahren ( §3 3 LPIG) wurden um das 
Institut der Anhörung erweitert. 

Die Kodifizierung der Sozialverträglichkeitsprüfung erfolgte ohne Debatte in den zu­
ständigen Landtagsausschüssen und orientierte sich im wesentlichen an dem "sozialen 
Anforderungsprofil", das der Braunkohlenauschuß im Zuge der Beratung des Sozialver­
träglichkeitsgutachtens beschlossen hatte. 24 

Diese Bestimmungen sichern, ausgehend von dem allgemein anerkannten und auch durch 
das Sozialverträglichkeitsgutachten noch einmal ausdrücklich bestätigten Konzeptes der 
gemeinsamen Umsiedlung, eine Reihe von materiellen und organisatorischen Vorausset­
zungen, unter denen die meisten individuellen Umsiedlungsfalle materiell befriedigend 
lösbar sein dürften. Auch die Frage der Prävention in den vom Abbruch bedrohten Dör­
fern wurde in das Gese~z aufgenommen. 

Die gesetzlichen Regelungen stellen jedoch im Vergleich zum Sozialverträglichkeitsgut­
achten eine starke Einschränlrung der Definition von Sozialverträglichkeit dar: 

Die Anwendung des Begriffs Sozialverträglichkeit ist auf das Umsiedlungsgeschehen 
beschränk-t. Sozialverträglichkeit bleibt Folgenbearbeitung unabhängig von der Zu­
stimmung der Betroffenen zu der auslösenden politischen Entscheidung. Eine Auswei­
tung der Bürgerbeteiligung an der Entscheidungstindung in der Braunkohlenplanung 
ist nicht vorgesehen, und wird explizit vom Braunkohlenausschuß abgelehnt. 

die Sozialverträglichkeitsprüfung ist hier ein einmaliger Vorgang, der im Zuge des 
Genehmigungsverfahrens durchgefuhrt wird. Prozeßkontrolle, etwa durch Beschwer­
deinstanzen, durch vorgeschriebene Zwischenbilanzen zu einzelnen Verfahrensab­
schnitten oder gar durch wissenschaftliche Begleitung bis zum Abschluß der Umsied­
lungen sind nicht vorgesehen. 

2J vgl. Protokoll Bmunkoh!enausschuß 96.Sitzung. 30.5.1990 S. 2.5-28. Der Wortlaut des sozialen An· 
fordenmgsprofils \\ie auch des Gesct7.cstcxtes sind im Anh;mg wiedergegeben. Die nuffillligc Gc­
rfiusch!osigkciL mit der die So7Ja!venr'Jglichkcitspriifung Gesetzeskraft erhielt, ist an sich schon ein 
Hinweis darauf. daß der zustttndige Ausschuß wie auch der Bergbautreibende bereits zu diesem 
Zeitpunkt dadurch keine wesentlichen Änderungen der vertrauten Praxis envnrtetcn. 

_______ " __________ _ -----------------

Die "Angaben zur Prüfung der Sozia!venräglichkeit" wurden als Bestandteil des Braun­
kohlenplanentwurfs Garzweiler II im Rahmen der Bürgerbeteiligung ötfentlich ausgelegt 
und den Einwendungen und Anregungen der Bürge'rlnnen ausgesetzt. Auch das Sozial­
verträglichkeitsgutachten gehörte. obwohl nicht eigens fUr das Tagebauvorhaben Garz­
weiler TI erstellt, zu den Planunterlagen. Im Frühjahr 199,1 wurde an insgesamt drei Ta­
gen das Kapitel Umsiedlung, zu dem auch die Angaben zur Sozialverträglichkeitsprüfung 
gehörten, debattiert. 

In einer Synopse hat sodann die Geschäftsstelle des Braunkohlenausschuß die Anregun­
gen und Bedenken in Kurzfassung·seiner eigenen Stellungnahme gegenübergestellt (vgl. 
BraunkohlenplanentwurfGarzweiler Il Stand Sept 1994)_ Aus diesen Stellungnahmen 
wird klar ersichtlich, daß Bürgerbeteiligung im Rahmen von Braunkohlenplanung und 
Sozialverträglichkeitsprüfung fiir die Bezirksplanungsbehörde nicht die Funktion hat, mit 
den Bürgerinnen in einen Dialog zu treten, Impulse für innovative Lösungen oder eigen­
ständige Bewertungen durch die Regionalplanungsebene zu gewinnen. Sie behandelte die 
zahlreichen Einwände der Bürgerinnen gegen den Plan insgesamt oder gegen einzelne 
Planaussagen sowie zum bisherigen Planverfahren wie eine Art plebiszitären Nonnen­
kontrollcheck: vor allem in den Fällen, in denen Einwände auf eine möglicherweise· un­
zureichende Beachtung gesetzlicher Bestimmungen verweisen, reagierte die Behörde mit 
einem entsprechenden Planänderungsvorschlag .. Dies betrafinsbesondere die Vernach- ·. 
lässigung der Präventionsfragen in den Angaben des· Bergbautre:il:Jenden und die Eigiin.:.­
zung des geforderten Beratungsangebotes um psychologiSche':Un'd soziale. Bei'aturigsari-
gebote. 2~ -

Ein zweiteT"FaktOr, der zu Planänderungen filhrte, waren die zwisch·e~eitl~c~_en Ver­
handlungen der betroffenen Gemeinde mit dem Berßbautreibende.n ünd der·Bfzirkspla~ 
nungsbehörde. So konnten konkretere Baumaßnahmen und Beratungsangebote fifr alte· 
Menschen 26 im Oberarbeiteten Braunkohlenplanentwurf ebibnso·fesigeschrieben Wer.:. 
den wie die Verpflichtung des Bergbautreibenden gegenüber den Mietern sehr viel 
konkreter gefaßt 27 und die Flächen filr die Umsiedlungsstandorte Um ein Drittel vei'grö:­
ßert wurden 2R 

Dagegen wurden alle Einwände, die auf eine Abweichung zwischen den Empfehlungen 
des Sozialverträglichkeitsgutachtens und dem Plan'entwurf bzv,i ,-den Sozialverträglicn.:. 
keilsangaben des Bergbautreibenden mit Hinweis darauf abgewiesen, daß die 
"weitgehende Berücksichtigung der Grundsätze" des Gutachtens " in analoger Anwen­
dung des BKA-Beschlusses vom 30.5.1990" erfolgt sei. 

2~ Der Anspruch der betroffenen Ortschnflen auf präventiv stützende Maßnahmen erhielt den Rang ei­
nes ~Zieles" im Braunkohlenplan. Diese Maßnahmen sollten von den Gemeinden initiienund im'Ein~ 
vernehmen mit dem Bergbautreibenden und 'mittels seiner Finanzierung realisien werden. (vgl. 
Braunkohlenplanentwurf Garzweiler II, Stand September 1994 Kap: 6.1 Ziel 2). Die Anspiüche ilri die. 
Beratung der Planungsbetroffenen wurden im Kap.6.1. in den Erliluterungen zu dem Ziel .. I 
"gemeinsame Umsiedlung" konkretisiert Auch hier hat der Bergbautreibeßde die Kosten mit zu tragen .. ·' 

26 vgl. Braunkohlenplanentwurf Gunweiler II Stand September I Y94. Erltluteiungen iU Kap.6.1. ·.Ziel 
J, 5.197[ 

27 vgi..Erlilutenmgen zu Kap.6.1. Ziel -1, ebd .. Das sogenannte "Mllerhandlun·gskonzept" .zielt Uufdie Si­
cherung ausreichenden Mietraumangebotes affi Umsiedhmgsstundort und nuf eine Mietpreisbindung um 
neuen Stiindort ilber J.elm Jahre. Der Bergbautreibenden wird zu entsprechenden Zuschüssen än Bauher­
ren verpflichtet, bzw. ist aufgefordert im Bedarfsfall selbst Mietwohnungen zu errichten. 
!B vgl. Ziel 3 ebd. 

Verun!wortlich fllr Sicherung der Soz.ialverträglichkeit bleibt nach dem Gesetz allein 
der Bergbaut reibenden. 

Auch wenn das Gesetz selbst kaum neue Impulse zur Braunkohlenplanung verlangt, so 
würde es doch eine innovative Praxis nichl verhindern. Talsächlich jedoch blieb die So­
zialverträglichkeitsprüfung fi.ir Garzweiler II zunächst noch hinter den gesetzlichen An­
forderungen zurück. 

6. Methoden 11: Die Sozialvertriiglichkeitsprüfung in der Brnunkohlenplanung­
das Beispiel Garzweiler II 

Der Bergbautreibende bediente sich eines Marktforschungsinstitutes, um seine Angaben 
zur Prüfung der Sozialverträglichkeit erarbeiten zu Jassen ( vgl. Rheinbraun AG 1992 
I.u.II.) Gemäß dem Anforderungsprofil des Braunkohlenausschuß erfaßte die Untersu­
chung den sogenannten sozialen Besitzstand in den betroffenen Dörfern anband von So­
zial- und Bevölkerungsstatistisken, Ortsbegehungen und einer standardisierten Befragung 
der Betroffenen zu ihren Wohn- und Arbeitsverhältnissen sowie zu ihren sozia1en Bin­
dungen im Rnum. 

Zum Ausgleich der erwartbaren Belastungen wurde wiederum das Konzept der gemein­
samen Umsiedlungen dargestellt, wobei das Verfahren der Bürgerbeteiligung bei der 
Standortsuche und die Entschädigungsrichtlinien filr die verschiedenen Betroffenengrup­
pen (Eigentümer, Mieter, Pächter, Gewerbetreibende, Landwirte) ausfuhrlieh- mit den 
o.g. Unschärfen- erläutert wurden. 

Die Haltung der Betroffenen zum Abbauvorhaben, also die Akzeptanzfrage als Voraus­
setzung filr Sozialverträglichkeit, blieb jedoch genauso unerforscht wie die Vorge­
schichte der Auseinandersetzung in den Dörfer mit der Tagebauplanung unerwähnt. Be­
einträchtigung des dörflichen Lebens durch die jahrelange Tagebauplanung wurden 
schlicht geleugnet. Die Notwendigkeit präventiver Maßnahmen erübrigte sich damit. 

Mit der Fragestellung und dem Untersuchungsdesign dieser Erhebung gingen die Bear­
beiterinnen ganz selbstverständlich davon aus, daß die Betroffenen Untersuchungsobjek­
te bleiben, deren Betroffenheit nach bestimmten, vorab definierten Merkmalen quantitativ 
erhoben wird und durch andere, in diesem Falle durch den Braunkohlenausschuß zu be­
werten ist. 

Im Gegensatz zu den technisch-naturwissenschaftlichen Fragestellungen gab es zur Frage 
der Sozialverträglichkeit keine konkurrierende Wissensproduktion. Weder der Braun­
kohlenausschuß noch die regionalen Gebietskörperschaften erarbeiteten eigenes Daten­
material zur Prüfung der Sozialverträglichkeit, das neben den Angaben des Bergbautrei­
benden eine gleichberechtigte Position im Verfahren hätte beanspruchen können. Eine 
selbstorganisierte Umfrage der Bürgerinitiativen zur Akzeptanz des Vorhabens wurde 
nicht als Bestandteil der Planunterlagen aufgenommen. Auch waren weder die Bürger­
initiativen noch die betroffenen Gebietskörperschaften dazu aufgefordell worden, bei der 
Festlegung des Untersuchungsrahmens fur den Bergbautreibenden mitzureden. Beteili­
gung an der Sozialverträglichkeitsprüfung fand somit erst im Rahmen der allgemeinen 
Bürgerbeteiligung zum PlanentwurfGarzweiler H statt. 

7. Verspätete Bürgerbeteiligung an der Sozialverträglichkeitspriifung 

"---'"'-' ""'" 

Unmißverständlich machte die Bezirksplanungsbehörde so deutlich, daß der Begriff So­
zialvenräglichkeit fur sie mit dem Landesplanungsgesetz in Verbindung mit dem sozialen 
Anforderungsprofil des Braunkohlenausschuß abschließend definien ist.~? Eine diskur­
sive Verständigung mit den jeweils betroffenen Bürgerinnen über eine Auslegung, Erwei­
terung oder Einschränkung dieser Vorgaben oder eine jeweils auf den spezifischen Um­
siedlungsfall zugeschnittene Fortschreibung von Standards und Verfahren ist damit gera­
dezu ausgeschlossen. 

So wurden alle Einwände, die 
die Frage der Akzeptanz des Vorhabens als Voraussetzung fur Sozialverträglichkeit 
einforderten 
die Sozialverträglichkeitsprüfung auf das Vorhaben als solches und nicht nur auf die 
Umsiedlungsplanung bezogen wissen wollten, 
neben den Angaben des Bergbautreibenden eine konkurrierende Sozialverträglich­
keitsuntersuchung durch den Braunkohlenausschuß sehen wollten, 
eine die Bürgerinnen einbeziehende Debatte der Prüfkriterien und Prüfverfahren fur 
Sozialverträglichkeit forderten . 
die Prozeßkontrolle mit kJarer behördlicher Zuständigkeit und/oder 
eine-\Vissens~haflliche-Begleitungfordet,tefl ___ ._ · ~ . _ _ .. 

·eine dezidierte:Beratungs- und 'J3eteiligußgsinfrastruktur filr die Betroffenen venniß-
ten-odet.,_.~--.:_::-. :._ . __ :--· · :.':. -·> .. __ . · .·, ·. · · :_. . . _ · __ · .· 

- · . eine.".stärkere UntersuChUng geslnldhcitlit~er I:Jeeinträchtigungeß durch Umsiedlung 
. aijrp_ähÄten;·· __ _": ··.· .. -· , .. ,' · : _ ,- .. _ ... --. .. . , . · _.. __ .. · 

· :rltit Jener:n ·.stereo'tyP.~ir HinW~is _abg~lehht;: die,Spzialverträglichkeitsprü.fung_ vollziehe 
_si~h gelnäß <Ien'VorschriftendeS Land~splanung·sgesetzes und g'emäß dem_.voffi Braun-­
kob]eriaUsschUß·bescWOssenen sozialen· AnforderungsprofiL 

·, ~ahlrei~~i·E~~en-~er ihemiltiSierten -die sehr e~·ttä~schenden-Erf<ihrnngen,. d~~ die Be~ 
troffenen. bereitS bei der StandOrtsUche. filr den neuen Ort gemaCht hätten und ·fragten 
nach d~nrStellenwert_ dieser Erfahrungen filr die BeUrteilung der SoziaiVerträglichkeit: 
Dies bettachtete die Bezirksplanungsbehörde, .die selbst im Mittelpunkt dieser.Konflikte 
gestanDen }latte,_.nicht a1s "Phingegenstandu und befand "mangels Spezifizierung ·keine 
Ste,llungilahme nlöglich". · 

-Nur :in seht seiterifm Ausnahmelalleil erhielten di~ Büi-gerinnen riuf ihre Einwendungen 
eine inha1tlich argumentative Antwort; die über.einen nackten Hinweis_aufRechtsgrund­
lagen,. deigeWöhnlich ·die· IntentiOn des Einwenders ·deutlich Verfehlt, hinausglng und auf 
eine emSibafte-AUseiOandersetzU_ng mit der Logikihrer Einwend~ng verwies. So fiihrte 
die Bez:irksplanungsbehörde z:H. ihre-(}r[lnde an, _weshalb der von_den Umsiedlerinnen 
mehrheitlich präferierte :u msiedlungsstandort -vom B rB.unkohlenausschuß ·abgelehnt· war­
derl-'Sei:- Und sie argUmentierte, warum .sie die gfundsätzliche· Entschädigungsforderung 
'_'neU fiir·.'alt'.'-auchjensCits eritschädigungs.reChtlicher Bedenken ablehne. 

~U~~~~'rass~hd :bi:~bt fesizt;haltf:~; d~ d~ InStitut d~r· Bhrg~fb~teili~ng n~r. dann 
-.· Wirkunß3:e_igt;~ werin di~· EinWände entweder auf die M~glic~keit ·von Rechtsverletzun­
. gen aufmer~_saßl machen· Odef durch analoge Forderungen von:Gru.ppell mit größer·~r 
. _Verhli.Odl~ri~smac~i außerhalb di!s fÖrmlichen: Beteili&•tmgsVer:fahrens flankiert werde'ri. 

2? ·Dies _lniilachiet ~ii~- Tatsache. daß der· s"r,;unkohlenausschuß seinerzeit das soziale' Ailforderungsprofil 
C:\'Jllizit- iJJs-Konkn:tisierimg der gesetzlichen Anforderungen rtlr die .I,IJ90 YOr7.Ubcrcitenden Umsicdhul­
gen-imTa"gebaufcld Hambach I beschlossen hatte unddavon ausgegangen wnr. daß die Erf.1hrungcn da­
m_it fonzuschreiben seien. (vgl. Protokoll deS .Bramikohlennllsschuß. 96. Si!Z1Jng, 30.5.!990} 
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Im Falle der Braunkohlenplanung sind dies traditionell die betroffenen Gebietskörper­
schaften oder die im Braunkohlenausschuß ebenfalls mit Stimmrecht vertretenen Wirt­

schaftsverbände. 

Es ist nicht zu erwarten. daß der Braunkohlenausschuß, der letztlich über die Einwen­
dungen und Ausgleichsvorschläge zu beschließen hat, das Vorgehen der Bezirkspla­
nungsbehörde bei ihrer Stellungnahme grundsätzlich infrage stellen wird. 

8. Der Entscheidungsspielraum des Braunkohlenausschuß -das Ergebnis der So­

zialverträglichkeitprüfung. 

Erst im Anschluß des Beteiligungsverfahrens, zum Kap.6. - Umsiedlungen-des Braun~ 
kohlenplanentwurfes und zu den Angaben des Bergbautreibenden zur Prüfung der Sozi­
alverträglichkeit, formulierte die Bezirksplanungsbehörde das Kap. 10. des Planenwurfes: 
die Sozialverträglichkeitsprüfung. 3° 

Gleich zu Anfang machte sie dabei deutlich, daß es nicht Aufgabe des Braunkohlenaus­
schuß sei, zu einer eigenen Einschätzung der energiepolitischen Notwendigkeit von 
Garzweiler II zu gelangen. Diese Frage sei mit den Leitemscheidungen der Landesregie­
rung positiv "beantwortet". Aufgabe der Braunkohlenplanung sei, "die Erfordernisse ei­
ner langfristigen Energieversorgung zwar mit den Erfordernissen der sozialen Belange 
und des Umweltschutzes abzuwägen. dariiber hinaus aber nicht zu bewerten." D.h. m.E. 
der Braunkohlenausschuß könnte zwar zu dem Schluß kommen, daß dem Vorhaben 
nicht kompensierbare oder nicht hinreichend kompensierte soziale Belange massiv entge­
genstehen und aus diesem Grunde sich weigern einen Braunkohlenplan Garzweiler II 
aufzustellen. Er würde damit die Landesregierung auffordern. erneut die energiepoliti­
sche Notwendigkeit in Anbetracht der ermittelten entgegenstehenden sozialen Belange 
zu überprüfen, ggfs. die Energiepolitik zu ändern. Ein eigenständiger Diskurs über die 
energiepolitischen Vorgaben der Landesregierung steht nach dieser Auffassungjedoch 
dem Braunkohlenausschuß nicht zu. 

Entsprechend beantwortete die Behörde den von mehreren hundert Einwenderinnen be­
klagten und mehr oder weniger spezifizierten "Heimatverlust" durch Garzweiler II mit 
der Formulierung: ''Dem Bedenken könnte nur bei einer entsprechenden Ignorierung der 
Erfordernisse einer langfristigen Energieversorgung gemäß Leitentscheidungen der Lan­
desregierung von 1987 und 1991 Rechnung getragen werden." (Synopse S. 6) 

In der Sozialverträglichkeitsprüfung bleibt immerhin die prinzipielle Unübertrngbarkeit 
der vertrauten Erlebnisräume im alten Ort als nicht kompensierbaren sozialer Belang be­

stehen. 31 

30 Bei den Bürgerinnen war dieses Vorgehen ·auf großen Unmut gestoßen: konnten sie doch auf diese 
Weise zum Zeitpunkt des Beteiligungsverfahrens nicht sicher abschätzen, welche Position der Braun­
kohlenausschuß zu den Vo~hlägen des Bergbautreibenden innehmte und ob die Angaben des Bergbau­
treibenden bereits mit der Bezirksplanungsbehörde abgesprochen waren und deren Zustimmung gefun­
den hatte. Mit di!T Umweltverträglichkeitsprüfung war auf gleiche Weise verfahren worden; nlle sachli­
chen Aussagen zu den crwartbaren Schf!den und ihrem Ausgleich war in Suchkapiteln abgehandelt wnr· 
den. die 7.Usammenfassende Bewertung erfolgte erst nach Abschluß des Beteiligungs;,•erfahrens im KaJ!' 

tel 9 "Umweltvenr'Jglichkeitsprüfung" 
Jt Dngegen wird der Erhalt von "Heimat" soweit sie durch die dörfliche Gemeinschaft repr'Jsentien 
\\ird. als durch die gemeinsame Umsiedlung mit einer erwarteten Bc!eiilgung von 50-70% der 
Betroffenen nls weitgehend garantiert betrnchtet. (vgl. Braunkohlenplanentwurf Garzweiter II. 199-1. 

Kap. UU.l 
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4. Ergänzend wären mittels explorativer Verfahren die Einstellungen, Ar.gumente und di~ 
Befindlichkeit jener Betroffenen zu beobachten. die sich nicht aktiv an der Gestaltung 
von Sozialverträglichkeit beteiligen. 

5. Parallel dazu ist eine ganz konventionelle Datenerhebung darüber notwendig, inwie­
weit die materiellen Zielvorgaben eingehalten werden und ausreichend sind, um alle in 
der Praxis auftretenden materiellen Probleme zu lösen und inwieweit quantitative 
Zielvorgaben, etwa die Quote der Beteiligung an der gemeinsamen Umsiedlung ein· 
gehalten werden. 

6. Die stufenweise Beurteilung der relativen SoziaJvenräglichkeit wäre dann zu diffe­
renzieren nach einer Beurteilung derereichten Ergebnisse und einer Beuneilung des 
Prozesses, der zu diesen Ergebnissen gefiihrt hat. 

7. Für alle Beteiligten ist die Teilnahme an diesem aufwendigen Verfahren nur dann at­
trak-tiv, wenn mit der stufenweise Beurteilung der Sozialverträglichkeit auch Sank­
tionen verknüpft sind. Diese können symbolischer und materieller Natur sein. Die 
maximal denkbare Sanktion, die zeitweilige oder gar dauerhafte Stiillegung eines Ta­
gebaus dürfte sich allerdings in der Praxis als unverhältnismäßig und deshalb rechts­
widrig erweisen. 33 

8. Die Auseinandersetzung um die relative Sozialverträgüchkeit eines konkreten VOrha-· 
bens müßte sich beziehen können auf einen projel-..1.mabhängigen wis.senschartlichen 
und politischen Diskurs um Sozialverträglichkeit und Gestaltbarkeil von Gesell­
schaft. Um diesen zu initiieren und voranzutreiben sind auch die auftragsUngebundene 
sozialwissenschaftliche Forschung und Ko'mmunkation an den Universitäten gefor­
dert, soweit sie sich einer gesellschaftlichen Verantwortung verpflichtet.filhlen. 

lll. Schluß 

Gemessen an den eingangs formulierten Erwartungen an Sozialverträglichkeitsprüfungen 
als Verfahren, in denen projel-..1bezogen die Gestaltbarkeit von Gesellschaft diskursiv aus­
gelotet wird, sind die Erfahrungen mit diesem Verfahren im rheinischen Braunkohlenre­
vier enttäuschend. 

Sozialverträglichkeitsprüfung bleibt hier reine Folgenbearbeitung, weil eine wirklich ent­
scheidungsoffene Situation zu keinem Zeitpunkt gegeben war. Auch die Bürgerinitiati­
ven blieben in diesem Punkt sehr defensiv. Sie argumentierten im wesentlichen mit 
Schutzzielen und Zweifeln an der Machbarkeit von Ausgleichsmaßnahmen. Doch sie 
vennieden eine offensive Auseinandersetzung um energiepolitische Alternativen im Falle 
der Reduzierung von Braunkohlenabbau und Verzicht aufGarzwei!er II. 3-1 Allein die 

JJ Oiegel weist zurecht dar.Jufhin. daß intennediare Verhandlungsvsteme nicht an sich schon die Duich­
setzungschancen lebensweltliche Ansprüche. erhöhen: ~wns geschieht wenn die nicht länger bornierten. 
SCJndcm durch Verhandlungssysteme aufgeklärten Tellsysteme sid1 den A_nsprüchcn der Lebensweh ent­
gegenstcllcn·r (1992, S. 106, s.o Fußnoteil 

34 Die wichtigste Ursache ffir diese defensive Strategie war die Tnt:.ache. daß die Vereinten Initiativen 
starker noch die Rheinische Bürgeraktion (vgl. Chronologie) mn Gruppen und Ein7.elpersonen-getrngen 
wurden. die zwar in dem Ziel einig waren. Gamveiler n I.U \"crhindem, in ihiem·energiepolitischen · 
Optionen aber von äko-pnzif15tischem Fundamentalismus bis zu christdemokratischen Positionen mit 
einer klnrcn Option rtir Kernkran divergienen. 

Das Ausmaß an Akzeptanz oder Ablehnung des Vorhabens in der Bevölkerung wird of­
fensichtlich nicht als zu berücksichtigender sozialer Belang eingestuft 

So heißt es in Kapitel 0 des überarbeiteten Planentwurfs unter dem Stichwort 
"Grundsatzziele": dritter Spiegelstrich: das Ziel der Erhaltung von sozialen und kulturel­
len Bindungen und zukunftssicheren Erwerbsmöglichkeiten als Grundlagen des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens." Es heißt dort nicht: die Erhaltung des Vertrauens in de­
mokratische Konfliktlösungen, die Förderung der Kompetenz und Bereitschaft zu politi­
scher Beteiligung als Grundlage eines demokratisch verfaßten Gemeinwesens. Offen­
sichtlich werden demokratische Tugenden als unbegrenzt vorhandene Ressource voraus­
gesetzt. Auch die Einfuhrung der Sozialverträglichkeitsprüfung hat nicht dazu beigetra­

gen, ihnen den Rang eines Schutzgutes zu verleihen. 

Anfo~derungen an Methoden und Verfahren der Sozialverträglichkeitsprüfung 

Es ist zu fragen, ob und unter welchen Bedingungen die Sozialwissenschaften in der La­
ge wären, im Rahmen von Sozialverträglichkeitsprüfungen zwischen den Beteiligten zu 
vermitteln, eine komplexere Anerkennung der Betroffenen als Komunikationspartner, 
entsprechend auch komplexere Formen der Kommunikation und innovative Lösungsvor­

schläge durchzusetzen. 

1. Als erste Bedingung wäre eine solche Sozialverträglichkeitsprüfung als kontinuierli­
cher Prozeß zu gestalten, der jeweils durch definierte Entscheidungsknotenpunkte 

struk-turiert würde. 

2. Sie müßte einen intermediären Raum schaffen, in dem die Beteiligten vor dem Hin­
tergrund eines gemeinsam erarbeiteten Kriterienkatalogs zur Beurteilung der Sozial­
verträglichkeit, kontinuierlich ihre Erfahrungen mit der Umsetzung der vereinbarten 
Sozialverträglichkeitskriterien und -ziele einbringen können. An bestimmten, vorab 
definierten Knotenpunkten des Verfahren würden diese Erfahrungen als Fortschrei­
bung von Zielen und Beurteilungskriterien festgehalten. 

3. Der sozialwissenschaftliehen Begleitung von Sozialverträglichkeitsprüfung als Pro­
zeß käme u.a. die Aufgabe zu, immer dann Metakommunikation anzuregen und anzu­
leiten, wenn sich Dissens unter den Beteiligten abzeichnet oder die Ausgrenzung von 
Beteiligtengruppen droht. Um diese Aufgabe erfullen zu können, muß den beteiligten 
Wissenschaftlerinnen eine eigenständige Position im Diksurs eingeräumt werden. Sie 
müssen auch bereit und in der Lage sein, den Konflikt mit unterschiedlichen Beteilig­

ten als Mittel der Erkenntnis zu nutzen.32 

nEin radikalisiertes VersUindnis von konfliktevo1.ierender soziologischer Intervention htlt Alain 
Tauraine entwickelt und in seiner Forschungs· und Beratungstätigkeit im Kontc;.;t so?.ialcr Bewegungen 
praktiziert. (ausfli.hrlich dokumentiert u.a. in: Tauraine u.a.: 1982). Mit deutlich weniger gesellschafts­
theoretischem Anspruch als Taumine oder auch die bundesdeutsche Debatte um Aktionsforschung in 
den sieb1.iger und Anfang der acht1.iger Jahre. bietet die Evaluationsforschung unter dem Stichwort rc· 
sponsive Evaluation eine Fülle von Anregungen. \\ie die wissenschaftliche Begleitung \"On geseltschafi­
lichcr Gestaltungsprozessen kommunikativ organisiert werden kann. (vgl. etwa rur die bundesdeutsche 

Debatte initiativ: Bcywl PJ~8} 

Vertreterio der Naturschutn·erbände im Braunkohlenausschuß machte sich die Mühe. die 
Entscheidungen und Nicht-Entscheidungen der Landesregierung daraufhin zu über­
pruten. welche energiepolitischen Entscheidungsspielräume tatsächlich verschenkt 
wurden. (vgl. z.B. Aachener :"Jachrichten 5.4.93. und 25 10.94) 

Damit ist es den Bürgerinitiativen nicht gelungen, die Frage der Sozialverträglichkeit von 
Umsiedlungen konsequent umzufonnulieren zu einer Frage der Sozialverträglichkeit von 
Braunkohlenabbau, wie eingangs skizziert. Angesichts des hohen Niveaus an materiellem 
Schadensausgleich bei Umsiedlungen aber entpuppte sich die auf Folgenbearbeitung be­
grenzte Sozialverträglichkeitsprüfung bald als zahnloser Tiger, solange die Erwartungen 
ausschließlich an der Maximalforderung: Verhinderung des Tagebaus orientiert waren. 

Doch auch im Bereich der Folgenbearbeitung blieben viele Erwartungen unerfiillt. 
Das bereits vor Einfiihrung der Sozialverträglichkeitsprüfung erreichte, relativ hohe 
Niveau des.materiellen Schadensausgleichs"legte es bei der Erarbeitung des 
Sozialverträglichkeitsgutachtens nahe; daS Augenmerk verstärkt auf Defizite im Bereich 
der politischen und psychosozialen Konfliktverarbeitung im weitesten Sinne zwischen · 
Entscheidern und·Betroffenen zu lenken. Besonderer Handlungsbedarfwurde in den 
Feldern gesehen. 

den feffidbestimmtCn. Eingriffi~ ~~i~ CxiSte~ene· ·Bereiche ·der Lebensfilhiung 
, POlitisch Zu v.erarbeiten, _ . 
rur die· TraUer um die verlorene Heimat öffeßtlich eiri Klima von AkzeptanZ, 

· ExiJress_ivität und gemeinschaftlicher Verarbeitung zu schaffen, 
ffir·die unvermeidlichen sozialen Konflikte iimnerhalb der Familien und der dörflichen 
Gemeinschaften ein solches öffentliches Klima. und eine Beratungsinfrastruktur zu 
schaffen;· daß' die Chance konstruktiver und zukunftsorientierter Bewältigung eröffent 
wird." 

Es ist jedoch ·zu·kohstatieren, daß gerade in· diesen Feldern die lnnovationsb"ereitschaft: 
bei den Entscheidern denkbar gering ist. Sozialverträglichkeit ist in ihrem Verständnis 
durch finanzielle und administrative Mirtel fur die Betroffenen herzustellen. Sie nehmen 
die Betroffenen nur situativ und insoweit wahr, als sie als "Inhaber von spezifizierten 
Rechten sind. Soweit es überhaupt um die Kommunikation politischer oder sozialer 
Inhalte geht, ist, das zeigt das oben zitierte Ministerwort zur Akzeptanz, die Einweg­
Kommunikation gemeint: die Vermittlung landespolitischer oder regionalplanerischer 
Entscheidungsgrundlagen an die Bürger Innen. 

Jene Betroffenen, die bereits innerhalb der nächsten zehn Jahre umsiedeln sollen, die 
deshalb nicht mehr um die Null-Option kämpfen sondern selbstbestimmte und würdevolle 
Bedingungen fur ihre Umsiedlungen aushandeln wollen, haben mittlerweile ernüchternde 
Erfahri.mg gemacht. Ihre hochgespannten ErWartungen, mittels der Sozialver­
träglichkeitsPrüfurig eine starkes Argument in ihren Auseinandersetzungen mit dem 
Bergbau4-nternehmen und der Obrigkeit -gewonnen zU haben, erfiillten sich in keiner 
Weise. Es wurde ihnen von jenen schlicht keinerlei Definitionsmacht darüber zugestan­
den, was SOzialverträglichkeif in. der Praxis b_edeuten urid bewirken solle, Irritiert und 
"enttäusCht orientieren auch sie sich· nUn wieder an jenen Autoritäten, von denen sie-eine 
optimale Venretung ihrer materiellen Interessen erhoffen und ziehen sich mit ihren wei-

. tergehenden-_Ansprüchen auf Anerkennung ihrer Wahrnehmungen, Vorstellungen u"nd 
. Überzeugu1_1gen ins Privatleben zurüc.k. 
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Es ist nicht zu erwarten. daß sich anspruchsvollere Konzepte von Sozialverträglich­
keitsprüfung im Rahmen der Braunkohlenplanung und Realisierung von Umsiedlungen 
im rheinischen Revier durchsetzen werden. Ihre Umsetzung würde !Ur zu viele Akteure 
zuviel an Kontrollverlust bedeuten und mit der Einführung neuer Akteure die eingeübte 
und in vielfacher Hinsicht "bewährte" Verteilung von Verhandlungsmacht infrage stellen. 
Der erhoffte Gewinn an Gestaltbarkeil von Gesellschaft und die komplexere Anerken­
nung der Betroffenen als gleichberechtigte und kreative Partnerinnen, ist so abstrakt 
wenig faßbar. 

Doch selbst bei einem ganz beschränl-.."ten Verständnis von Sozialverträglichkeitsprüfung 
ist ein Verfahren, das- wie im Falle der Braunkohlenplanung- nur im Zuge der Ge­
nehmigung des Vorhabens die Plausibilität eines geplanten Maßnahmenbündels prüft, 
ohne eine systematische Prozeßkontrolle und Sanktionsmöglichkeiten im Falle der Ziel­
verfehlung vorzusehen, in hohem Maße unglaubwürdig. Nichts kennzeichnet die Einfiih­
rung der Sozialverträglichkeitsprüfung in die Braunkohlenplanung mehr als public relati­
on Maßnahme, denn dieses Versäumnis. Tatsächlich wird in bezug aufUmsiedlungen 
von den Verantwortlichen kein Handlungsbedarf gesehen. der durch ein gesondertes 
Verfahren innovativ zu bearbeiten wäre. 
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Anhang I: Chronologie 

1950 Vemhschiedung des Gesetzes zur Gesamtplanung im Rheinischen 

Braunkohlengebiet 

1960: 

abca.l960 

1976: 

1979: 

Aug. 1980 

1982 

Juli 1982: 

Sept.l982: 

Okt.l982: 

Mai 1983: 

Jan.l984 

Märt 1984 

Fehr.84: 

Fusion aller Bergbauunternehmen im rheinischen Revier zur Rheinischen 

Braunkohlenwerke AG, kurz: Rheinbraun 

Überlegungen bei Rheinbraun zu einem Tagebau Frimersdorf West~ West 

~.(später Garzweiler II) 

Es werden stark fallende Grundwasserstlinde im Norden des Reviers, durch 

die laufenden Tagebaue beobachtet. 

Novellierung der Landesplanungsgesetzes (LPIG), Einbeziehung der 
Braunkohlenplanung in das Gesetz. Änderung in der Zusammensetzung des 

Braunkohlenausschusses. 

Verabschiedung der Bundesberggesetz. Die landesgesetzlichen Sonderre­
gelungen zur Braunkohlenplanung werden anerkannt. 

Der erste Planentwurf des Landesentwicklungsplan (LEP) V (Schutz der La­
gerstätten enthält das Plangebiet Frimmersdorf West-West. 

Erste Bürgerinitiative in Kückhoven 

Minister stellt alle Abbaugenehmigungen für die Braunkohle vorerst zurück. 

Bürgerinitiative in Borsehemich gegründet. 

Stadt Mönchengladbach, Kreis Viersen, Kreis Heinsberg beauftragen die FU 
Berlin ein "Grundwassermodell Venloer Scholle" zu erstellen 

Zweiter Planentwurf des LEPV enthält das Plangebiet Frimmersdorf West 
West. Danach wird kein weiterer erarbeitet: die Abstimmung mit den anderen 
Landesentwicklungsplänen, mit den Gebietskörperschaften und den Trägern 
öffentlicher Belange scheint mit den Mitteln eines Planes nicht möglich. 

Die Landesregierung verpflichtet Rheinbraun zur Erstellung eines 
"Ökologischen Anforderungsprofils" ehe ein Abbauantrag auf Frimmersdorf 

West· West eingeleitet werden darf. 

Rheinbraun stößt auf größte Schwierigkeiten, hei dem Anliegen, Probebo­
hrungen auf Erkelenzer Gebiet durchzuführen. die bauern, die sich weigern, 

Scpt.J987: Leitentscheidung zu künftigen Braunkohlenpolitik der Landesregierung NW. 

Okt. 1987 

1987/88 

Jan.1988: 

Die Landesregierung bestätigt ihre energiepolitische Position pro Bmunkohle, 
sit:ht aber noch erheblichen Untersuchungsbedarf für das Abhauvorhaben 
Garzweiler U. Die Arbeit der intennini~1eriellen Arbeitsgruppe wird fon­
gesetzt, das zweite Untersuchungsprogramm Braunkohle wird beauftragt. Das 
Gutachten zur Sozialvertrdglichkeit von Umsiedlungen im Rheinischen 
Braunkoblenrevier" ist ebenso Bestandteil des Untersuchung.!;programms wie 
ein Gutachten der Prognos-AG Basel zu Energieszenarien für Nord.rhein­
Westfalen. 

Der Braunkohlenausschuß wird offiziell vom Minister über die 
LeitentscheidWlg informiert. Der Braunkohlenausschuß bildet den Arbeits­
kreis Garzweiler ll, der von nun an in nicht öffentlichen Sitzungen die 
weiteren Untersuchungen im Auftrag des interministeriellen Arbeitskreises 
begleitet. 

Das erste "ökologische Anforderungsprofil• vom Bergbautre~benden wird ab­
gelehnt. Nach "unerfreulichen" Verhandlungen mit Rheinbraun wird diese 
verpflichtet~ ein neu es Anforderungsprofil nach den. Bestimmungen. einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu erstellen. 

Kreis Vierien, ·Stadt Möncheng;adbacb und ein Ve~ter der NatursChutzver­
bände werden im Arbeitskreis Leitf:nfscbeidungen/Garzweiler II mit. 
ungeklärtem Status und ohne Stimmrecht zugel.assen·. (hal~herzigef .Vorgriff 
auf die erwartete Novellierung des LPIG) 

März 1988: Auftrag des Braunkohlenausschuß an den RP Köln, einen Planvorentwurf für 
Garzweiler IT: zu erstellen. Dieser soll ausdrücklich keine Entscheidung über 
die grundsätzliche soziale Vertretbarkeil urtd ökologische Beherrschbarkeil 
e~es Tagebaues Garzweiter II sein. Arbeitskreis Leitentscheidungen 
verkündet: keine Alternative zu Garzweiler II vorhanden 

ab 1988: 

Märt 89: 

Diskussionen um eine Novellierung des BUndesberggesetzes und Einfühlung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung .. Nach· EG Norm hätte ein UVP-Gesetz 
bis Juli 1988 geschaffen sein müssen. 

41.000 Unterschriften gegen Garzweiler Il·aus Mönchengladbach undEr­
kelenz werden d~r Landesregierung überreicht.· 

August 1989: Protestveranstaltung der Rheinische.n Bürgeraktion "StoPpt Braunkohlentage- ·, 
baue" in Erkelenz. (erste gemeinsame Aktion 'aller Gegener von Garzweiler 
Il). Zu den Themen Energiepolitik, Umwelt- und Sozialverträglichkeit kom­
men Gegenexperten zu Wort. 

Okt. 1984: 

Nov.l984: 

Juni 1985: 

Ende 1986: 

1987: 

Juli 87: 

ihr Lam..l dafür bereitzustellen, werden von den Bürgerinitiativen, die sich 
minlcrweilc zu Uen "Vereinten Initiativen Bürger gegen den Ahbau von 
Frimmcrsdorf West-West" zusammengeschlossen haben, unterstützt. 
Im Oktober hat sich die Protestfront auch in der lokalen Politik geschlossen: 
allle Parteien und die Verwaltung der Stadt Erkelenz bilden von nun an de­

monstrativ eine gemeinsame Front gegen den Tagebau. 

Genehmigung des Braunkohlenplans Frimmersdorf West ( = Garzweiler I) 
nach neuem Landesplanunggesetz, mit Auflagen für Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen bzgl der Beeinträchtigungen durch Grundwasserabsenkungen. 

Einrichtung einer interministeriellen Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der 
Leitentscheidungen der Landesregierung zur künftigen Braunkohlenpolitik. 
Die interministerielle Arbeitsgruppe beauftragt das erste Untersuchungspro­
gramm Braunkohle, in dem verschiedene bergmännische, wasserwirtschaftliche 
und ökologische Fragen überwiegend durch e>..1eme Gutachter bearbeitet wer­
den. Auch eine Akzeptanz-Studie wird in Auftrag gegeben, die jedoch erfolglos 
abgebrochen wird. 

Der Braunkohlenausschuß ist nicht beteiligt. 

Lichterkette um das geplante Abbaugebiet (33 km, 4300 Menschen), Aktion 

der Vereinten Initiativen. 

Als Alternative zu FrimmersdorfWest-We::.i wird die Möglichkeit eines 
Tagebaus lsweiler Feld (Westrevier) gutachterlieh geprüft. 

Umweltorganisationen schalten sich ein, die Stadt Mönchengladbach ruft zum 
gemeinsamen Protest auf. Die Rheinische Bürgeraktion "Stoppt 
Braunkohlentagebaue" wird als loser Zusammenschluß aller Vereine, Ver­
bände und Initiativen gegründet, die gegen Garzweiler Il protestieren wollen. 
Auch die Vereinten Initiativen als Zusammenschluß der potentielle betroffe~ 
nen Umsiedlerinnen gehören dazu. Wenig später engagieren sich auch die 

Kirchen beider Konfessionen in diesem Kreis. 

Lichterkette um das Abbaugebiet, ca. 5000 Menschen 

17. Aug. 1987: Rheinbraun _stellt den Antrag auf.Erstellung eines Braunkohlenplanes für 
einen Tagebau Garzweiler Il. Angaben zum geforderten "ökologischen An­

forderungsprofil sind Bestandteil des Antrags. 

Sept. 1987 Der BUND-Landesverhand NW beauftragt das Öko·Institut Freiburg mit der 
Emrheitung eines Energieszenarios für Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 

2010. 

Okt.l989: Novellierung des LPIG mit Ausweitung des Braunkohlenplangebietes und 
Erweiterung der Mitgliedschaft. Die Naturschutzverbände bekommen einen 
Sitz mit beratemJer Stimme. Von zentraler Bedeutung: §32 LPIG soziale und 
ökologische Vel'tf'.iglichkeit. 

März 1990: Gutachten zur Sozialverträglichkeit wird im Braunkohlenausschuß der Öf­
fentlichkeit vorgestellt. 

Sept. 1991: Veranstaltung der Rheinischen Bürgeraktion: "Klimaschutz und Kohlepolitik 
-welchen Weg geht NRW?" 

Sept.1991: Leitentscheidungen der Landesregierung zum Abbauvorhaben Garzeiler II auf 
der Grundlage des zweiten Untersuchungsprogramm Braunkohle. Neu: 
Verkleinerung der Abbaufläche um ein Drittel. Weiterer UntemJchungsbe­
darf wird konstatiert. 

Jan .1992: Der Brnunkoblenausschuß beschließt die Einleitung des Verfahrens zur Auf­
stellung eines Brauilk_ohlenplanVorentwurfs. 

Herbst 1992 Die Bürgerbeteiligung an der StaDdortsuche fiir di~ zuerst betroffenen Um'' 
siedlungsorte ötzerirath; ·: Speßrath und· Holz verlaufen tumultarisch. ·Der enge 
Zeitplan des ·Braunkohlenallsschuß (die FiächC:n· müssen im Braunkohlenplan · 
Garzweiler n·ausgewiesen sein .. und der soll vor den Landtagswahlen 1995 
beschlossen .sein), laSsen eine·den Betroffenen entgegenkommende Konflikt­
verarbeitung nicht zu. Der. zuständige Bezirksplaner geht als 
"Verwaltungsrambo" in ~e Presse ein.· 

22.3.1993 Der·Braun:kohlenailsscbuß beschließt das fönnliche Verfahren Garzweiler II 
einzuleiten. Der Beschluß wird mit 29:6 Stimmen gefaßt. 

Mai-Sept.93 o·er-Brnunkohlenplanentwurf Garzweiter II liegt zur Beteiligung der Öffent~ 
Iiehkeil aus. C3. 19.000 Einwendungen werden erhoben. 

Märt 94 ~ Vierzelmtägige.Anhörung zum Planentwurf 

tÜ.Ntiv.l-?94- Lafidtagsdebatte über Garzweilt!r II. Die Regierung macht deutlich: es gibt 
· . keine Alternative zü Garzweiler li 

Sept. ·-Dez.94 Be..;;tting des liberarbeiteten Planentwurfes im Brnunkohienau~cbuß, . 
Beschluß ist für den 22.12.1994 geplant. 

..". 

..". 

..". 
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Anhan~ 1: Soziales Anfonlcnmg.~Jirofil tles Bruunlmblcnausschusscs, Kriterien zur Prüfung tler 
Srrziah·erträglichkcil und LandC:illianunl!s~c.~crr., Bc~timmun)-:1.:" zur Su:Li••herträglh;:hlu:it 

BrnunkohlenallSschuß 

SoziaJcs Anforderungsprofil: Kriterienl;:atalog 

(vgL Protokoll des Brnunkohlcnausschusscs 
96. Sitzung 30.5.1990 TOP 5) 

"L Bestandsaufnahme: 

a, Umzusiedelnde Orte, Größe, &völkerungszahl, 
Bcvölkerungsstrul-tur, Umsied1ungszcitraum: 

·· b. Erwerbs~ und Wirtschaftsstruktur, 
c. Eigcntwns-Miet-Pachtverhiiltnissc; 
d. Sozlo-kulturcllc Verhältnisse, z..B. 

Vereins! eben, 
Freizeitve.rhalten, 
Bindungen an den Ort. 
formelle und informelle Gruppen, 
soziale Interaktionen 
Kirchen und soziale Einrichtungen 

n. Beschreibung der möglichen wesentlichen 
Aunrirkungen \'or. während und nacb der 
Umsiedlung auf 

a. Erwerbs- und Wirtschnftsstruktur, 
b. Eigentums~Miet- und Pacbtverbiiltnisse; 
c. Sozio-kulturelle Verhältnisse; 
d. Entstehung von Hllrtefii..Ilcn. 

ID Vorscbliigc zur Venneiduog lrzw. Minderung 
von nachteiligen Auswirltungcn:, 

a. Konzept zur Standortfindung. insbesondere unter 
Berücksichtigung: landesplanerischer und städtebauli­
cher Standortanforderungen; 
b. Einschaltung eines evt erforderlichen unab-­
hängigen Planungs- und Betrcuungsbüros; 
c. Ermittlung von geeigneten Referenzonen zur Beur­
teilung von Grundstücks- und Bodenwerten; 
d. MilßnaJunen zur Erhaltung und Sicherung von Ar­
beitsplätzen. 
- Sicherung des Bestands gewerblicher Betriebe 
(einschließlich Landwinschafi), 
- einzelbetriebliche Hilfen. ggf. Finanzierungshilfcn; 
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Landtag Nordrhein-Westfalen 

Lamlesplanungs~csctz 2. März I99J 

(vgl. Gesetz und Verordnungsblatt ftlr das Land 
Nordrhein~Westfalen 10.3.1993) 

§ J2 Abs. .J Satz 1: Überschlägige Deuneilung der 
SozialvertrJglich ~.:eit 

~Für die übcrschlfigige Beurteilung der Sozialve.r~ 
träglicbkeit (diese muß nach§ 32 Abs.2 bei Antmg~ 
stellungvom Bergbautreibenden vorgelegt werden, 
K.H.) mllsscn bei Brnunkoblenplänen, die ein Abbau­
vorhaben betreffen, die Antrngsunterlagen Angnben 
über die Notwendigkeit, die Größenordnung, die Zeit­
räume und überönlichen Auswirkungen der Umsied­
lungen enthaltett" 

Satz 1: Um5iedlungsplanung 

"Bei Braunkohlenplänen, die die Darstellung von 
Umsied1ungsstnndorten zum Gegenstand haben, 
müssen die Antragsunierlagen zur Prüfung der 
Soz.ialvertr.lglichl:eit folgende Angaben enthalten: 

I. Vorstellungen zum Umsied1ungsstandort, 

2. Darstellung der vorhandenen Sozialstruktur und 
der dafür bedeutsamen Infrastruktur in den betroffe­
nen Ortschaften, 

3. Beschreibung der möglichen wesentlichen 
AUS\\irkungen auf die Betroffenen, insbesondere 
Erwetbs- und Berufsverh.a:ltnisse, Wohnbedü.rfnlsse, 
soziale Verfla:htungen sowie die örtlichen 
Bindungen der Betroffenen, 

4. Vorstellungen zur Vermeidung oder Minderung 
von nachteiligen Auswirkungen vor, \\tlhrend und 
nach der Umsied1u.ng sowohl für die Altorte als auch 
fiir die Umsied.lungsstandorte; dabei sollen insbeson­
dere die einzelnen Bevölkerungsgruppen und 
Wirtschaftszweige berücksichtigt werdett ... " 
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durchgeführten vergleichenden Untersuchung steht die Änderung von 
Nutzungen (Gebäude/Flächen) zwischen 1990 und 1992. Zusätzlich 
war es uns möglich, eine exemplarische Analyse von Traditions~ 
Iinien als Einblick in lange historische Kontinuitäten (von 1580 bis 
1992) zu leisten. 

Über diese deskriptiven Ansätze hinaus lag uns an der Entwicklung 
eines weitergehenden theoretischen Rahmens, der das Fundament 
für eine größere Studie bilden soll. Der Zugang hierzu beruht auf 
der Beobachtung, daß die die Altstädte eher vernachlässigende 
DDR-Planung neben vielen Problemen auch Potentiale hinterließ. 
Während in den alten Bundesländern z.B. die Innenstädte einem 
starken Verwertungsdruck unterlagen, der das Wohnen und die 
kleingewerblichen Strukturen zugunsten ökonomisch stärkerer und 
damit "modernerer" Nutzung immer mehr verdrängte, blieben in der 
DDR, wo der Entwicklungsdruck stark auf dern Ausbau von 
Großwohnsiedlungen lag, gerade die älteren Wohnquartiere in Bezug 
auf Strukturen von Wohnen und Arbeiten noch weitgehend erhalten. 
Zur Einordnung dieser Erscheinungen entwickelten wir den Begriff 
"Persistenzstruktur". Um den dafür erforderlichen Einblicl< in die 
Lage des Kleingewerbes ln der Erfurter Innenstadt zu gewinnen, 
führten wir zusätzlich eine spezifische Untersuchung anhand von 
acht Fallbeispielen von Gewerbetreibenden durch. 

Im folgenden stellen wir, nach unserem theoretischen Ansatz der 
Persistenzstruktur, die wesentlichen Ergebnisse unserer Untersu~ 
chungen dar. Abschließend weist die vorliegende Arbeit auf weiter 
zu entwickelnde Wege von der Theorie zur Praxis. Oie persistenten 
Strukturen der ehemaligen DDR fordern und ermöglichen andere 
Wege der Stadterneuerung und Gewerbeförderung. 

Persistenz als Potential 

Die Titel sozia:lwissenschaftlicher Untersuchungen zur Stadterneu~ 
erung, die in den 60er Jahren in der Bundesrepublik erschienen sind, 
offenbaren ein einfaches, bipolares Entwicklungskonzept Auf der 
einen Seite stand die Tradition, die als rückständig begriffen 
wurde, auf der anderen die Moderne, von der man eine Erleichterung 
des alltäglichen Lebens, eine Emanzipation von zahlreichen 
Zwängen des Alltags erwartete. ln rückständigen Quartieren sollte 
nicht nur überholte Bausubstanz, sondern auch eine überholte 

Bedeutung gerade der älteren Bausubstanz in den größeren Städten 
für die Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistungen. Hier 
beginnt der Produktzyklus, der dann bei Ausreifung und 
Standardisierung der Produktion an den Rand der Städte wandert. 

Diese Beobachtungen und theoretischen Überlegungen zwingen dazu, 
das Modernisierungsmodell zu differenzieren. Man kann davon aus­
gehen, daß sich in bestimmten Zeitperioden und Raumeinheiten eine 
jeweils spezifische Form der Regulation durchsetzt bzw. vorherr~ 

sehend wird. So bezeichnen wir für Deutschland den Zeitraum zwi~ 
sehen 1950 und 1980 als den Kern einer Iordistischen Modernisie­
rung, die durch Taylorisierung der Arbeit, Massenproduktion und 
Standardisierung der Produkte gekennzeichnet ist. Die Produktivi­
tätsvorteile der Massenproduktion verdrängten handwerkliche und 
kleinindustrielle Produktion vom Markt. Auch beim Handel kam es 
zu einer Standardisierung und Konzentration, deren Ausdrucksform 
die großen Einkaufsmärkte am Rande der Städte bilden, .Die Auswir­
kungen auf die Stadtentwicklung waren bedeutend. Kennzeichnend 
ist eine zunehmende Monofunktionalisierung der_ Räume,· Verbunden 
mit einer Suburbanisierung von Wohnen und Gewerbe .. Ausdrucks­
form sind prinzipiell unbegrenzte, mit geringer Dichte gebaute 
Wohnquartiere und Gewerbeflächen, die über grOßzügig aüsgebaute 
Straßennetze mittels PKW- und LKW-Verkehr verknüpft wurden. 
Auch wenn diese hier freilich nur in aller Kürze angedeuteten Regu­
lierungsformen vorherrschend waren, heißt dies nicht, daß nicht 
eine Vielzahl anderer Formen erhalten blieben oder sich sogar 
parallel dazu neu entwickelten. Auch die räumliche Struktur .wurde 
nicht vollständig nach diesem Muster modernisiert. Bestimmte 
Teile der sozialen und wirtschaftlichen Formen und Regulations­
weisen erwiesen sich als widerständig. Ein Beispiel dafür ist der 
größte Teil der Gastronomie, die kleinteilig und familiengebunden 
geblieben ist oder sich auf der Grundlage von Arbeitsemigration so 
entwickelt hat. Nur in bestimmten Teilen der Innenstadt ist es zu 
einer Verdrängung durch "fast food"-Ketten gekommen. Diese 
widerständigen Strukturen nennen wir persist~nt. 

Wir gehen davon aus, daß persistente Bereiche .zum einem schlicht 
übersehen wurden, weil sie zu unbedeutend waren, um modernisiert 
zu werden. ln anderen Fällen kann die Kontinuität persi~tentt?f 
Strukturen auf bewußten Widerständen beruh,~n. Bestiml"flte kultu­
relle Muste.r lassen eine Modernisierung nicht zu. Zwei. Varianten 
Sind in unserem Zusammenhang besonders wichtig. PersiStente 
Strukturen bleiben häufig nicht zufällig bestehen, da sie sich als 
besonders flexibel erweisen. Sie überleben, weil sie sich ihre .Art 

Sozial~ und Wirtschaftsstruktur saniert werden.3 Von einem der~ 
artigen unlinearen ModernisierungsKonzept rücKte man dann in den 
80er Jahren aus praktischen und theoretischen Gründen mehr und 
mehr ab. Einige der großen Flächensanierungen stießen auf starken 
Widerstand. Der moderne Städtebau am Rand der Städte wurde zum 
Kristallisationspunkt der Kritik an der Stadtentwicklung. Auf 
Seiten der Theorie und der empirischen Forschung waren es wohl 

· die Arbeiten von Piere und Sabel, die darauf aufmerksam machten, 
daß traditionelle Strukturen Ausgangspunkt sehr effizienter und 
flexibler Ökonomien sein können.4 Neben den wirtschaftlichen 
Großstrukturen bemerkte man die Vitalität kleiner, oft auf der 
sozialen Basis von Familienbeziehungen aufbauender Betriebe. 
Handwerkliche Qualifikation, die durch die Massenproduktion als 
überholt und nicht mehr konkurrenzfähig angesehen wurde, erlebte 
nicht selten gekoppelt mit elektronischen Kommunikations- und 
Steuerungstechniken eine Renaissance. Deutlich wurde auch die 
Bedeutung eher informeller Kommunikations~ und Kooperations~ 
netze. Parallel zu dieser realen Entwicklung wurde auch der Raum 
neu konzeptualisiert. Zur Massenproduktion gehörte der standardi­
sierte und abstrakte Raum. Da Raum vornehmlich aus der Perspek­
tive der Raumüberwindung und den entsprechenden Transportkosten 
gesehen wurde, Q'!llt es, den Raum als eigenständige Größe insge­
samt zu eliminieren. Moderne Verkehrssysteme sollten Raum als 
Hindernis vernichten. Die Qualität des Raumes wurde als Standar­
disierung seiner Standorteignung begriffen. Dieser von uns als a\1~ 
gemein bezeichnete Raum wandelt sich zunehmend zu einer Reihe 
besonderer Orte, deren Eigenart und Unterschiedlichkelt hervor~ 
gehoben wird.5 Der Raum wird zum einen als kulturelleL Kontext für 
wirtschaftliches Handeln entdeckt, zum anderen als ein Ensemble 
sehr unterschiedlicher Raummilieus begriffen. Kleine, finanz­
schwache aber kreative Firmen suchen und finden Raumnischen, die 
ihnen eine experimentelle Ökonomie ermöglichen. Kleinfirmen 
sickern in Wohngebiete ein, verbinden sich oft unmittelbar mit dem 
Wohnen der Firmeninhaber. Die Produktzyklustheorie bestätigt die 

3siehe dazu zum Beispiel das einflußreiche Buch von Zapf, Katrin (1969). Rückständige 
Viertel, Frankfurt. Auf eine Vielzahl von Beispielen weist hin Bode-nschatz, Harald (1987). 
Platz Frei Für Das Neue Berlln, Berlin. Empirische Untersuchungen über die faktischen Folgen 
der Stadterneuerung für die WirtschaftsStruktur finden sich in Becker, Heldede/Schulz zur 
Wiesch, Jochen (1982). Sanlerungsfolgen, Stuttgart. Zum Wandel der Leitbilder siehe lpsen, 
Detlev {1992). Über den Zellgeist der Stadterneuerung, ln: Die Alte Stadt, 1:16-29. 

4Piore, Michael J. /Sabel, Charles F. (1989). Das Ende Massenproduktion, Frankfurt. 
Szu dem gesamten Ansatz siehe lpsen, Oellev/Fuchs, Themas (1991). Die Modernisierung des 
Raumes. in "1999", Zeitschrill für die Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, 1: 13· 
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erhaltend der vorherrschenden Regulationsweise anpassen, indem 
sie funktionale Lücken ausfüllen. in gewisser Hinsicht kann man 
sagen, daß hier ein eigener Weg der Modernisierung beschritten 
wird. Ganz anders liegt der Fall bei - wir erlauben uns den 
umgangssprachlichen Ausdruck - sturem Beharren. Auf der 
Grundlage einer eigenen Basis des Überlebens, nicht selten handelt 
es sich um Subsistenzstrukturen, kommt es zu einer partiellen 
Desintegration. Während die erste Form der Persistenz über die ihr 
eigene Flexibilität zu der Entwicklung anderer 
Modernisierungswege beiträgt, ist es in diesem zweiten Fall das 
Reservoir an Wertorientierungen, Wissensbestandteilen und 
Fertigkeiten, das wie ein gesellschaftliches "Genpotential" zur 
Erneuerung beiträgt, wenn die Erneuerung von gestern in . die Krise 
gerät. Gesellschaftspolitisch laufen diese Überlegungen- darauf 
hinaus,. vollständige, alle Bereiche durchdringende 
Modeniisierungsformen sOweit wie, möglich _ZU-_ vermeiden, das Alte 
nicht schlichtWeg . Bis- veraltet' ;anzusehen, sOndern.· als ·Potential 
eiiner. nOCh nicht ·erkennbaren Zukunft. 

Dieser Forschungsansatz läßt sich, auf die neuen BUndesländer. in 
doppelter Hinsicht anwenden. Zum einen hat die Stadtentwicklungs­
politik der DDR aus verschiedenen Gründen heraus bis Mitte der 
70er Jahre die Bestände an alter Bausubstanz übersehen und über­
gangen: Auch danach· finden sich ·nur im g9ringe-n Maße Beispiele- für 
Versuche einer· behutsamen Stadterneuerung. Was. sich im Moment 
augenscheinlich als Verfall äußert; ist systematisch gesehen ein 
ungeheures P-otential an vorfordistischen Stadtstrukturen 
verschiedenster historischer Schichten. Wie wir in dieser Arbeit 
empirisch an einigen Fällen zeigen können, bezieht sich dieses 
Übersehen nicht nur auf die baulich materielle Struktur, sondern 
auch auf soziale und wirtschaftlich_e Verhältnisse, die hier 
überlebt haben._ Bürgerliche Wertorientierungen und 
Qualifikationsstrukturen fanden sich in den alten Stadtbestand 
zurückgedrängt. Aus funktionalen Gründen· geduldete selbständige 
oder teilyvei_se.· Selbständige Kleinstuntern~hmen, Handwerks-, 
Handels-·~' um~. 'DienstleistungSbetriebe konnten hier überleben. Auch 
wirklich _-alte Traditionslinien lassen sich- nachWeisen. Insofern 
fiilden wir in diesen Bereichen_.-der Städte in· den neuen 
BundeSJandeni. materi811 und· soZi~l persistente. Strukturen, die 
Ailsatzpunkt--_-neuer. niarktorientiener_ .·Entwicklungen- sein können. 
und_ zugleich' 'die- im .Mornent vorherrSchende ._-Politik eine·s 
na.chholenden· Fordismus überwinden. Damit iSt ·auCh angedeutet, 
daß: wif ·de'r Politik _des rlach~olenden Fordismus in -den- n·euen 
Bund'es.läi1dern. keine pe_rspektiVische Chante· ~uSprechen .. -zum einen 
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werden dadurch die bekannten Probleme des Fordismus nicht gelöst, 
sondern um des kurzfristigen Gewinns willen zeitlich verlän.gert 
und räumlich ausgeweitet6. Zum anderen verfestigt sich dadurch 
eine Peripherisierung der neuen Bundesländer im Vergleich zu den 
alten, weil hier ein Entwicklungsmodell installiert wird, das in den 
alten Bundesländern nicht überall, aber vielerorts transformiert 
wird. Wir gehen also davon aus, daß die Identifizierung 
persistenter Strukturen die räumlichen und sozialen Ansatzpunkte 
einer innovativen postfordistischen Perspektive diskotierbar 
macht. 

Darüberhin~us weist dieser Forschungsansatz aber auch darauf hin, 
daß die marktorientierte Modernisierung der Planwirtschaft mit 
Behutsamkeit eine vollständige Durchdringung aller Lebensbereiche 
vermeiden sollte. Auch wenn im Moment eine völlige Entwertung all 
dessen stattfindet, was die DDR gekennzeichnet hat, mahnt die 
soziologische Vernunft zur Vorsicht. Hier sollte die Modernisie­
rungspolitik Raum für Persistenz erhalten, auch und gerade wenn 
ein unmittelbarer Nutzen nicht sichtbar ist. Es gibt keine gesell­
schaftliche Formation, deren Wertorientierungen, Regulierungs­
kenntnisse und Fertigkeiten sich nicht auch unter anderen 
Bedingungen als wertvoll erweisen können. 

Methodisch ist die Untersuchung persistenter Strukturen nicht 
schwieriger wie jede andere sozialräumliche Analyse. Über 
Kartierung und Beobachtungen werden bauliche Strukturen und 
Nutzungsformen festgehalten und aul ihre Potentialität hin 
interpretiert. Schwieriger wird es dann, wenn langfristige 
Nutzungs- und Besitzformen rekonstruiert werden sollen. Im Fall 
von Erfurt ist die historische Quellenlage allerdings erstaunlich 
gut, so daß im wesentlichen Interpretationsprobleme entstehen. in 
einem dritten Schritt werden Bewohner und Gewerbetreibende bzw. 
Arbeitskräfte befragt. Hier haben wir bislang mit recht offenen 
Leitfäden gearbeitet, wodurch die Zahl der untersuchbaren Fälle 
stark eingeschränkt wird. 

6EJne kritische Sicht des Fordismus und eine skeptische Einschätzung des Poslfordismus 
verbindet die Analyse von Harvey, Oavld (1989). The condilion ol Postmodernity, Oxford. 
Weniger ausdifferenziert findet sich hier die mit dem Fordismus verbundene ökologische 
Problematik, die sicherlich nicht ausschließlich an der fordisllschen Akkumulationsweise 
festzumachen Ist, sondern ein weitergehendes Phänomen des lndustnalismus Ist. Dennoch Ist 
die Problematik des Mensch·Naturverhältnlsses in und durch den Fordlsmus verbreitert und 
vertieft worden. 

Der hier skizzierte theoretische Ansatz und seine methodische Um­
setzung hat unseres Erachtens neben dem Erkenntnisgewinn über 
die Feinstruktur, d.h. die Überlagerungen und Verwerfungen des 
Modernisierungsprozesses hinaus weitergehende praktische Konse­
quenzen. Insgesamt verweist er darauf, die städtische Entwick­
lungsplanung stärker auf die Innen- als die Außenentwicklung zu 
lenken. Oie inneren Potentiale der Stadt sollen ausgeschöpft 
werden. Leitidee ist eine kompakte, vielschichtige, dichte Stadt. 

· Wichtig dabei ist die Feinfühligkeit für das Vorhandene und 
Geschichtliche. Der Stadtraum wird als ein Archipel unterschied­
lichster Lebensweisen und ökonomischer Ansätze gesehen, Poren 
und Nischen werden bewußt offen gehalten. Man könnte diese Form 
der Stadterneuerung pluralistisch nennen. Und schließlich sollten 
Gewerbeförderung und Stadtentwicklung eng integriert werden. Die 
Stadt sollte durchzogen sein mit dezentralen Verwaltungs- und 
Beratungsstellen, durch die die kommunikative Kompetenz der 
Haushalte, kleinen Betriebe und Firmen gestärkt wird. Dabei wird 
es wesentlich darauf ankommen, nicht staatliche, sondern gesell­
schaftliche Regulationsformen zu stärken. Wir möchten dies das 
Leitbild einer kommunikativen Stadtentwicklung nennen. Wir sehen 
unsere Forschung also als einen, wenn auch noch unvollkommenen 
Ansatz für die Ausformulierung des Leitbildes einer kompakten, 
pluralistischen und kommunikativen Stadtwicklung in den neuen 
Bundesländern. Er stellt sich bewußt gegen eine dort zunehmend um 
sich greifende Praxis nachholender fordfstischer Planung, deren 
Grundidee die großflächige Zonierung ist. 
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Zur Geschichte des Begriffs 

Der Begriff der Sozialvertdiglichkeit wurde Ende der 70er Jahr~ in der Kontroverse über die 

Zukunft des Energieversorgungssystems eingeführt. Er zielt auf eine umsichtigere 

Folgenprognose und sollte insbesondere als zusätzliches Kriterium, an dem die Akzeptabilität
2 

der Nutzung von Kernenergie zu messen sei, dienen. So schreibt Meyer-Abich bereits 1979: Es 

gilt, "die zur Wahl stehenden energiepolitischen Optionen auf ihre Verträglichkeit mit der 

gesellschaftlichen Ordnung Und Entwicklung, d.h. auf ihre :;oziale Vertriiglichkeit hin zu 

untersuchen." (Meyer-Abich, 1979, 39) 

Ihren Ausgangspunkt nahm die Diskussion um SV im Zuge der Einführung neuer Technik 

i.w.S. ( Kernkraftwerke u.a.). In ihrem Verlauf ist sie auf adiiquate Fragestellungen im 

Zusammenhang mit der Fortsetzung tmditioneller Wirtschaflsbereiche mit neuer und 

herkömmlicher Technologie, wie am Beispiel der Braunkohlenindustrie zu zeigen sein wird, 

ausgeweitet worden. Allerdings sind im Laufe der vergangeneo 15 Jahre hinsichtlich der 

inhaltlichen Fassung und der Operationalisicrung nur bescheidene Fortschritte erzielt worden. 

Der Verdienst der frilhen Beschäftigung mit SV besteht vor allem in der Thematisierung des 

Problems als eigenständigem forschungsrelevantem Schwerpunkt. 

Neuen Antrieb erhielt die wissenschaftliche Debatte durch das Gutachten zur SV von 

Umsiedlungen im Rheinischen Braunkohlenrevier, das im Auftrag des Landes Nordrhein~ 

Westfalen 1990 angefertigt wurde (Zionicky, 1990). 

Im Disput um Qualitätsstandards für Projekte, die im Rahmen der EXPO 2000 in Hannover 

ausgewiihlt werden sollen, wurde der Sozialvertrüglichkcit eine zentrale Bedeutung 

beigemessen. Eine eigens dazu veranstaltete Werkstatt unter dem Titel "Sozialvertr.iglichkeit 

der EXPO in Hannover - Definitionen und Verfahren der Überprilfung" unternahm den 

Versuch, die Begriffsklärung voranzutreiben und hinsichtlich Operationalisierung konkrete 

Vorschläge zu unterbreiten. Dennoch konnte auch hier keine universale Definition von SV 

gefunden werden. Die Betonung wurde auf die partizipative Anlage des Begriffs gelegt, die die 

Herausarbeitung der konstituierenden Faktoren und der Bewertungsmaßstiibe durch die 

Betroffenen selbst um faßt. (Sozialverträglichkeit der EXPO 1991, 9) 

2Aheptahilität. Frngc der Vertrllglichkcit einer Technologie mit den in der Gesellschaft vorherrschenden 
kulturellen Wertnrientierungen und den von ihr erarhcitetcn sozialen und politischen Zielen und Perspektiven 
~ist nur graduell verwirklichhur, inshcsondcre dann wenn sich kulturelle Werturicntierungcn in einem 
Umhrueh hcfinden und üher sn7.ialc und polilische Ziele, VllO denen her die jeweilige Technnlngic 7.U heurteiten 
wflrc, wenig K1m~ens vorhanden ist 

Ahcptanz ~ Hinnahmehercitliehaft (man aliliDZiiert Überzeugungs~ oder doch zumindest 
Überredungsmechanismen (Evcrs, Nowotny \987, 257) 

Akzeptanz; Bürgerbeteiligung und geschlossene Umsiedlung an den ncuen Standort unter 

Berücksichtigung individueller Interessen" (Projektgruppe Umwclt·Expo, 1994) erfolgen wird. 

Die Aufzlihlung macht deutlich, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt aufgrund der 

Unbestimmtheit des Begriffs eher von einer Leitidee zu sprechen ist; vergleichbar mit einem 

allgemeinen Prinzip. Allen in der Literatur und der politischen Praxis anzutreffenden Begriffen 

der Sozialverträglichkeit ist gemeinsam ~ und das macht den Sinn als allgemeine Leitidee aus ~, 

daß bei Entscheidungen über die Realisierung von Plänen, Projekten und sonstigen 

Maßnahmen die soziale Komponente gleichmngig neben anderen Komponenten, wie z.B. die 

natürliche Umwelt, einbezogen wird3. Voraussetzung -ist, daß vorab_ die. voraussiChtlichen 

sozialen Folgen eines Eingriffs analyiert und schließlich bewl!rtet werden. ·Hierzu ist ein 

Instrumentarium erforderlich, das sowohl Verfahrensfragen als auch Maß'stäbe für 'die 

Bewertung beinhaltet. 

Zur Prilfung von Sozjalverträgljchkejt 

a) Die Sozialverträglichkeitsprüfung 

Wie oben bereits angedeutet, kann die SVP ~ in Anlehnung an die UV~ - in. einen formellen 

und einen materiellen Bereich gegliedert werden, wobei mit fonneU das Veifahren an -sich 

gemeint ist und mit materiell die zusammenfassende Darstellung und Be'wert~Dg. Zu fra~en i~~ 
ob die entwickelten Bestandteile des UVP-Verfahrens fi.lr das SVP~Yerfahren ·in Anwendung. 

gebracht werden können; das betrifft die Bestimmung des Untersuchungsrahmens· abhängig 

von Projekt oder Maßnahme (scoping-Verfahren), die Bereitstellung von 

entscheidungsrelevanten fnformationen, die Beteiligung der Öffentlichkeit lind betroffener 

Behörden, der Alternativenvergleich und schließlich das Bewertungsvelfahx:en. Grundsätzlich 

kann davon ausgegangen werden, daß !rotz unterschiedlicher Betrachtungsobjekte die 

einzelnen Verfahrensschritte von UVP auf SVP übertragbar sind. 

Über die Beteiligung der Öffentlichkeit4 sind differenzierte Betrachturigen anzustellen. So 

scheint es erforderlich zu sein. eine Beteiligung der Öffentlichkeit unbedingt bereits im 

Scoping~Verfahrcn zu realisieren. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung ilber mehrere Verfahrensetappen könnte ein Forum sCin, in dem 

alle Beteiligten die Chance erhalten, sich zum beabsichtigten Vorhaben ·zu äußern Ufld die· 

Einordnung ihrer Hinweise zu begleiten und zu prüfen. Damit würden der Gesamtrahmeil der-

3 SV läuft ~im Kern nur ein kontrolliertes Verrahren zur Themntisierung und Untersuchurig sozialer Folgen 
neuer Technik- (Daele \993, 236} und anderer Vorhaben beispielsweise im Bereich der' StadtCntwicklung oder 
der Berghauerweiterung hinaus. · 

4Der Begriff der Öffentlichkeit in diesem Zusammenhang kann sowohl eng als auch weit !Jefaßt werden. Im. · 
weherenSinne ist die Öffentlichkeit 7.U verstehen nls auch mittelhar im Sinne von ßellsehartliehem-Kontexl 
betroffen sein zu können. Im engeren Sinne ist die Öffentlichkeil zu verstehen als Summe der mOgli_cherwcisc 
von einer Mußnnhme unmiltelhar hctrurrencn Bürger. 

Begriffliche Wirmisse 

Bis in die Gegenwart herrscht über den Inhalt des Begriffs der Sozialvertriiglichkcit keine 

Klarheit. 
Sozialvertrliglichkeit erscheint in schillernder Vielfalt ohne daß z.T. auch nur in Ansätzen eine 

Vorstellung darüber existiert, was mit diesem Begriff verbunden sein sollte. 

Dazu einige Beispiele: 

Im ökologischen Sanierungskonzept für den Großraum Rostock, das im Auftrag des 

Umweltbundesamtes 1992 erarbeitet wurde, wird gefordert: "Das Verkehrssystem der 

HanseMadt Rostock und die innerstädtischen sowie überörtlichen Verkehrsprozesse sind unter 

umfassender Berücksichtigung der Umwelt~ und Sozialverträglichkeit so zu gestalten, daß sie 

-die Lebensqualität der Bürgerinnen unserer Stadt verbessern und auch für zukünftige 

Generationen sichern, 

~urbane und lündliche Lebensraumstrukturen und Biotopverbundsysteme als auch 

kulturhistorische Elemente weitestgehend erhalten bzw. zum Schutz der seihen beitrugen, die 

Verbundenheit der Bürgerinnen mit ihrer Heimat:>tadt, die Attraktivität der Stadt für ihre Giiste 

sowie ihre Wirtschaftskraft erhöhen und die Wettbewerbsfahigkeit im internationalen Maßstab 

fördern" (Michel, K., Jathe, R., 1992, S. 3~35). 

Im ökologischen Sanierungs- und Entwicklungskonzept Leipzig~Bitterfeld~Halle-Merseburg 

wird die "sozialverträgliche Gestaltung des Strukturwandels in der Region" gefordert. Es 

wird vorrangig auf die WeiterfUhri:mg von Betrieben und Betriebsteilen, die nach 

Umstrukturierungen und Modernisierungen zumindest in absehbarer Zeit konkurrenzfähig sein 

werden, orientiert. Mit dem Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumerite sollen die Folgen des 

Strukturwandels abgefedert werden (Ökologisches Sanierungs~ und Entwicklungskonzept, 

1991, s. 46). 

Der Rat von Sachverstiindigen für Umweltfmgen fUhrt in seinen Vorschlägen für eine 

wirksame Form des Schutzes der Umwelt vor den Folgen eines wachsenden Verkehrs aus, daß 

langfristig Transportpreise durchgesetzt werden müssen, die die tatsächliche Knappheit der 

natürlichen Lebensgrundlagen und der Verkehrswege widerspiegeln. Allerdings ließen sich 

solche Preise aus Gründen der Sozialverträglichkeit und aus Gründen des 

grenzübe~chreitenden Verkehrs nicht sofort durchsetzen (Der Rat von Sachverständigen für 

Umweltfragen, 1994, S. 180). 

Im Rahmen der Projektangebote für die Beteiligung des Landes Sachsen~Anhalt an der EXPO 

2000 wird als Projekt Nr. 37 die vorzeitige und freiwillige Umsiedlung der Gemeinde 

Großgrimma, die sicti im Tagebauerweiterungsbereich befindet, eingeordnet. Dabei wird 

betont, daß "die Planung der Umsiedlung ... im Dialog mit der Bevölkerung nach Grundslitzen 

einer sozialverträglichen Umsiedlung, wie z.B.: wirtschaftliche, soziale, planerische 

Auswirkungen geschärft, der sachdienliche Informationsumfang erweitert und somit die 

Wissensdefizite abgebaut werden. 

b) Die Sozialverträglichkeitsstudie (SVS) 

Wesentlicher Bestandteil der Sozialvertdiglichkeitsprüfung ist die SozialvertrJglichkeitsstudie. 

E.o; ist die Frage zu beantworten, ob ein Algorithmus für die fallbezogene Anwendung 

erarbeitet werden kann. 

Als ein Versuch für die Erarbeitung eines Algorithmus kann das Ablaufschema flir eine SVP 

der E~PO 2000_ (wobei der Begriff SVP u.E. durc~ SVS zu ersetzen ist) gewertet werden. 

Dabei ist zu- berücksichtigen, daß es sich hierbei um ein allgemeines, aUf alle Maßnahmen 

~WenduiigSfnhiges_:·A~IilufSchema handeh: D_a. jede .Maß":ahme _j~ ihrem Gesamtkonte~t' ftir 

sich genommen·e~n€:_-Einziga~igkeit darstellt, ist der allgemeine Algorithmus durch spezifische 

Koffiponenten zu .erg~nzen_. 

·A.iJe :.oishe~gCn ... Ve_rsuc.tie, ,._SOzia!VertrUgliChkeit _zu-· beschreiben _ urid zu ojlerationalisieren, 

erfolgte~ l~t.ztil~h.St~tS ein~lfallbezogen.·.Unter konkret_en Bedingungen flir eiOe zu ·treffende. 

En,ts~h~idung .Wuirlen:·di~_Konnikte 'benamit iJnd 'in cl~n 'AbWägungsspielmum 'einbezOgen. Ziel 

War (und_ ist)_ eS; Sp~eirJurtJe ·a~szuloterl ~nd -~~i"ch;.,.;ell~nwerte·zu benennen. _'Dieses Herangehe~ 
· ha.üe··Zur·-,folg~~·:d~ß .. es ·den jeweiligeil InitiatOren vOri .-Sozinlverträglichkeitsutüersuch~ngen 
U~r!B.ssen :blieb~--w'ie:.wdt oder eng·-_.der Ont~rs~chungsrahmeli gefaßt-wurde urid welcher 

Ußt'ersuchungsme-thodik sie sich da~i bedi~nten. 

Deshalb _scheint ~in -klaf b~sChriebener Algorithmus bereits ein erster wichtiger BauStein für ein 

verallgerrieinerungS~tihiges Vorgehen bei -der · Erarbeitung der -Grundlagen für die 

einzelfallbezagCne Vet:tf:Jglichkeitsprüfung zu sein. 

Sozialvertriigljchkdt nls AkzepranzprOb!em 

Konsensgetragene Entscheidungen sind nur zu .~rwarten, wenn Akzeptanz vorliegt. Akzeptanz 

als Aussage-über Ausmaß der ZuStiinmung·oder Ablehnung zu betrachten (Daele 1993, 235),' 

schließt eiilen Mei0Ui1gsbildungsprozeß ein. Dieser nimmt sCinen Ausgang· mit der Information 

Uber einen mögliChen- Eingriff AUßenstehender in_ bish-er·- geWohnte Lebensbedingungen 

Betrofferi~f. ·zu- diesem:Zeitpunkt sitld die AuswirkUngen in ihrer Gesamtheit nii:hi heka~nt, 
waS ·zunäC~~ ·zu·:v_erunsicherung.und daraus resultier~nde:r ~blehnurtg durch diejenigen ft..ihrt.­

die-mil"deni_geplanten V~rhabeil ~olif~ntiert, selbSt: aber nicht.JnitiatorCn sind.-- Der nicht selbst; 

geWählt~;:- Eingriff in·_die indi.viduellen LebensbedingUngen mit zuriächst nicht . abschätzbaren 

ynwiil_!;barkCiten--W-ird ats·schaden belr.~ctitet. qie Betroffe~en nehmen zuerst die potentiellen 

Verluste wahr, _Deshaib we'i-den Ga~ntie"n daflir-erwartet; daß·die bisherige Lcbensqualitär in 

der Folge des .Vorhabens· nicht absinkt "DCr Status _qua gilt als nicht-zu unterschreitendes 

Güit!krii~ril!~;, (\Viesenth.al 19,90, 31) .. _Ka~m-diese Garantie nicht ·Uberzeugend crfo __ lgen Und-

U1 
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bleibt die Ablehnung eines geplanten Vorhabens bestehen, ist eine Verweigerungshaltung 

gegenüber Kommunikationsangeboten als Protestfenn anzutreffen. 

Allerdings wäre eine Reduzierung dieser Forderung auf eine Folgekostenabschätzung zu kurz 

gegriffen (Umwcltdiskussion 1994, S. 16). Nicht alle Folgewirkungen sind in monetär zu 

bewertenden Kennziffern zu fassen. Gerade sozialen Folgen sind in ihrer Komplexität wohl nur 

qualitativ zu bewerten. Die vernetzten Strukturen sozialer Beziehungen in ihrer Bedeutung für 

das Individuum und die Gemeinschaft sind nicht quantitativ zu messen. Sie können nur 

möglichst exakt beschrieben und in einem Alternativenvergleich (Konsequenzen von Gewinn 

und Verlust) fallbezogen bewertet werden. 

Mangelnde Tnmsparenz und Partizipationsmöglichkciten, ungeschickte Informationsstreuung 

(Gerüchte, widersprlichliche Informationen, Anonymitlil der Verursncher u.a.) und der 

verzögerte Aufbau von Pnrtnerschaflsnetzen wirken in dem Prozeß der Akzeptanzgewinnung 

kontrnproduktiv. Sie führen zu Vertrauensverlusten bzw. lassen eine Vertrauensbasis gar nicht 

erst entstehen und sind eine wesentliche Yrsache für Konflikte. Ebenso muß einmal erreichte 

Akzeptanz der Purrner keine dauerhafte Größe sein. Akzeptanz schwindet durch 

Vertrauensmißbrauch und ist danach nur äußerst schwierig und langwierig wieder herzustellen. 

Die Benennung "sozialer SchutzgUter" und die Charakteristik der Vernetzungen und 

Wechselwirkungen, auch zu weiteren SchutzgUtern, läßt sich vermutlich nur unter 

Einbeziehung eines möglichst weit gefaßten Beteiligten- und Betroffenheilsbegriffes zu einem 

frühen Zeitpunkt realisieren. Dadurch können komplexe Wirkungsmuster aufgezeigt und eine 

Überbetonung monokausnler Beziehungsstrukturen vennieden werden. Hervorhebenswert ist 

die hier vorgefundene Basis für ein Vertrauensverhliltnis zwischen den beteiligten Seiten, 

dessen Stabilität fUr den anstehenden Entscheidungsprozeß von außerordentlicher Bedeutung 

ist. 

Dao; Ziel besteht in der Konsenstindung (möglichst nicht nur Minimalkonsens) für ein geplantes 

Vorhaben. Voraussetzung dafür ist der Ausweis einer positiven Oewinn-Vcrlust~Bi!nnz filr alle 

Beteiligten. Wird in funktionierende soziale StrukiUren von auHen eingegriffen, sind Verluste 

auf der Seite der Betroffenen unvermeidlich. Um dennoch Konsens zu erreichen, müssen die 

Gewinne deutlich und umfao;send sein. Eine finanzielle Entschädigung allein ist nicht 

hinreichend. 

und die Stillegung aller karbochemischen Anlagen sowie fast aller Brikettfabriken verstärkten 

die Hoffnung der Menschen, daß bergbaubedingte Deva.o;tierungen nun endgültig der 

Vergangenheit angehören, auch wenn der sogen. Bergbauschutz fllr Ortschaften noch nicht 

aufgehoben war. 

Um so Oberraschender kam dann fUr eine Kommune 1992 die Ankündigung durch die Medien, 

daß ihr weiterer Bestand aufgrund des Weiterbetriebes eines Tagebaus gefii.hrdet sei. Diese 

Information löste eine Schockwirkung aus. Deren Übermittlung erfolgte irt einer Art und 

Weise, die die o.g. Basis fUr ein Vertrauensverhliltnis zwischen BergbautreibC:nden, poltisch 

Verantwortlichen und betroffener Gemeinde konterkarierte. 

Zwischenzeitliche Bemühungen hinsichtlich des Nachweises einer wirtSchaftlichen 

Unumgänglichkeit dieses Vorhaben waren nicht plausibel und damit überzeugend. Eine 

Betroffenenbeteiligung hinsichtlich der gesamten Vorhabensgestaltung (fagebau und ·~irte 

Einflußbereiche) wurde rechtzeitg versäumt, so daß nachgeholte· Angebote für. eine 

Zusammenarbeit seitens der Gemeinde ausgeschlagen wurden. Der Strukturwandel .. 'der · 

gesamten Wirtschaft'iregion - begleitet von Oberdurchschnittlichen Arbeitsplatzverlusten .. -·hat 

zu einer zusätzlichen Verunsicherung der Bevölkerung gefLihrt, die nun beftlrchtet, durch die 

Umsiedlung und die Kreditaufnahme fLir Neubau am Umsiedlungsstandort in wirtschaftliche 

Not zu geraten. Hinzu kommt, daß bisher keine gelungenen Umsiedl,l!ng!;beispiele vorgezeigt 

werden können. Die ehemalige, von 1987-94 devastienc Nachbargemeinde gilt als 

abschreckendes Beipiel einer mißlungen Umsiedlung. 

In diesem sozialen Problemgeflecht bewegt sich das geplante Vorhaben einer bergbaubedingten 

Devastierung, das gegenwärtig noch in der Phase der Entscheidungsficidung ist. Letztlich muß 

die Staatsregierung dazu eine eindeutige Position beziehen, da in der über ein Jahr dauernden 

Auseinandersetzung im Braunkohlenausschuß des Regionalen Planungsverbandes Westsachsen 

kein Beschluß fUr eine Devastierung iefaßt werden konnte. 

Die kurz skizzierten Ausgangsbedingungen ~elegen die o.g. Forderung nach frOhzeitiger · 

Einbindung der Öffentlichkeit und insbesondere Betroffener in den Prozeß der Vorbereitung 

eines geplanten Vorhabens. Werden in dieser Anfangsphase Venrauensverluste produziert und 

können diese nicht kompensiert werden, ist in der Folgezeit mit einer weiteren Verhärtung der 

Fronten zu rechnen. Im konketen Fall ist genau die..-e Situation eingetreten. 

Aktuell sind hier noch keine Bedingungen geschaffen, die darauf abzielen könnten, eine 

sozialvertrJgliche Umsiedlung durchzuführen. Bisher wurde lediglich versucht, in einer 

Sozialstudie da<; soziale Konniktpotential herauszuarbeiten und für Beteiligte am Vorhaben 

nachvollziehbar zu machen. 

Der Versuch der Bestimmung der Sozialvcrtriiglichkeit 

am Beispiel einer hcrghauhcdingtcn Umsicdluno 

Im Gegensatz zum Landesplanungsgesetz in Nordrhein~Westfalcn, in dem die 

Sozialverträglichkeitsprüfung im Zusammenhang mit Braunkohleplanverfahren festgeschrieben 

ist5 (Hater, 1993, S. 21), gibt es in den adäquaten Gesetzeswerken im Freistaut Sachsen keine 

Entsprechungen. 

In den Leitlinien der Swatsregierung zur künftigen Braunkohlenpolitik in Sachsen wird 

ausgeführt, daß die Gestaltung der zukünftigen BraunkohlenfOrderung unter Beachtung der 

Belange des Umwehsclnnzes und der Sozialverträglichkeit erfolgen wird. Dabei sollen die 

Abbauvarianten umwelt~ und sozinlvcrträglich gewählt werden, "so dnß inshe.~ondere weitere 

Ortsverlagerungen wciws!,~dwnd vermieden werden, jedenfalls gegen den Willen der 

überwiegenden Mehrheit der betroffenen Bevölkerung nach Möglichkeit unterbleiben" 

(Leitlinien, 1992, S. 4). 

Im weiteren wird betont, daß die Notwendigkeil des Braunkohleabbaus und die damit 

verbundenen Entscheidungen transparenl und verständlich gemacht werden müssen und dnß 

"forcierte gemeinsame Anstrengungen aller Beteiligten zur Akzeptunzgewinnung erfoderlich " 

(ebenda, S. 5) sind. 

Diese deutlichen Ausruhrungen verweisen darauf, daß im Prozeß des weiteren 

Braunkohleabbaus in Sachsen bergbaubedingte Ortsverlagerungen weiterhin realistisch sind 

und daß es aktuell Akzepwnzdefizite gibt. Und in der Tat ist insbesondere im mitteldeutschen 

Revier ein erhebliches Widerstandspotential gegen den weiteren Tagebauvortrieb und 

insbeSondere gegen die Devastierung von Ortschaften existent. 

Die Ursachen daftir sind in der spezifischen Geschichte des Abhaureviers und seiner Menschen 

zu suchen. Bis zur gesellschaftlichen Wende in Ostdeutschland wurde die soziale Problemntik 

im Zusammenhang mit berghaubedingten Deva..-tierungen nicht thematisiert. Ungeachtet der 

Größenordnung der Betroffenheit ~ altein im Abbaurevier Südraum Leipzig (ca. 500 km2} 

wurden zwischen 1930 und 1994 23000 Menschen umgesiedelt ~ erhielt die Öffentlichkeit 

kaum Informationen. Ah Mille der 80er Jahre wurde zögerlich mit diesem Tabu gebrochen, 

erste besorgte Stimmen zum Tagebauvortrieb und damit zur Landschaftszerstörung und vor 

aHem zur Umweltbelastung durch die karbochemische Verarbeitung der Braunkohle in 

veralteten Anlagen ohne Umweltschutztechnik wurden laut. Mit dem gesellschnftlichen 

Umbruch in Ostdeutschl<.~nd wurden Erwartungen bei den Bewohnern dieser Region geweckt, 

daß sie nun demokratisches Mitsprucherecht bei der weiteren Entwicklung ihrer Region haben 

werden. Ankündigungen hinsichtlich der drusti..-chen Reduzierung des Braunkohleförderung 

5Jn der amtlichen Begründung für die Nnvellierung des L1ndc~phmungsgc~c17.es wird die Gleichrangigkeil vun 
UVP und SVP nusdrüddich hcrvmgchuhcn. (VgL Hatcr, K. 1993, S. 29) 

Zysnmmenfnssyng 

Sozialverträgliche Entscheidungen und Handlungsweisen nn sich gibt es nicht. Das Ziel besteht 

darin, die möglichst sozinlvenrllglichste Lösung zu finden und damit unerwünschte soziale 

Folgewirkungen von Maßnahmen und Projekten zu minimieren. 

SV bezeichnet zugleich einen Prozeß und ein Ergebnis. Zu deren Analyse und Bewertung sind 

adäquate Instrumentarien ·erforderlich. 

SV impliziert dauerhafte Betroffenenpartifzipation von einem möglichst frühzeitigen Stadium 

ein·es.gep.lanten Vorhabens an .. 

Die Prüfung von: Vorhaberi auf deren .Sozialvertr'Jglichkeit kann sich nicht auf allgemeine 

Standards ~nd Normen .Stützen. Dazu ist die soziale Umwelt zu heterogen und zu dynamisch. 

Es ist ein_v~rallgemeinerbarer Algorithmus im Rahmen von SVP denkbar, der in Anlehnung an 

die UVP das Scoping-Verfahren, die umfassende Informationsoffenl~gung, den 

. Alternativenvergleich mit Abwiigungsv~rfahren und das BeWenungsverfahren. umfaßt 

.'Die SVP saUte ·glekhrimgig neben anderen entscheidungsrelevanten Vorschriften wie z~B. die 

UVP hl·den EntsCheidungsprOzeß.fUr oder gegen ein geplantes Vorhaben einbezogen werden, 

im Wissen unl die Schwierigkeiten einer exakten Messung sozialer . Konflikte und in 

Anerkennung der damit verbundenen Probleme der Betroffenen. 

(Jl 
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den Beteiligten (Behörden, Politikerlnnen, Gutachterinnen, gesellschaftliche Gruppen) 
statt und es wird eine Mitwirkung an der Entscheidungsvorbereitung der zuständigen 
Behörde ennöglicht I 

Eine sozialverträgliche Behandlung kontaminierter Wohngebiere. dies ist meine These, 
elfordert Aushandlungsprozesse unter Beteiligung der Betroffenen und kann nicht als 
Verwaltungsaufgabe ohne Betroffenenbeteiligung geleistet werden 

Diese These wird im weiteren ausgefi.ihrt und begründet Anschließend werden 
Anforderung an Aushandlungsprozesse aufgestellt und Maßstabe fi.ir eine Behandlung 
kontaminierter Wohngebiete unter dem Kriterium Sozialvertraglichkelt entwickelt. 

Zur Notwendigkeit von Aushandlungsprozessen 

Die Notwendigkeit von Aushandlungsprozessen ergibt sich daraus, daß bei der 
Bearbeitung kontaminierter Wohngebiete Entscheidungen iiber lebensweltliche Fragen 
von gleichzeitig hoher Bedeutung fi.ir die unmittelbar Betroffenen wie fiJr die 
GeseUschaft getroffen werden, fiir die es jedoch nur eine un..7Uiängliche Wissensbasis 
gibt. Die EntscheidWlgen unter Unsicherheit, die die zuständigen Behörden zu treffen 
haben, können auch nicht durch wissenschaftliche Gutachten auf eine abgesicherte 
Grundlage gestellt werden. Denn aufgrund der internen P!ura.lisierung der Wissenschaft 
liefert der Rekurs auf Wissenschaft jeweils konkurrierendes Expertenwissen, dessen 
Geltung erst wissenschaftsextern durch Entscheidung hergestellt werden muß. Die 
Wissenschaft per se kann unter diesen Bedingungen keine Entlastungsfunktion für 
politisch-administrative Entscheidungen mehr wahrnehmen. Dies~r Zustand bedeutet, 
daß die Verwaltung auf einer sozial unzureichend legitimierten Entscheidungsgrundlage 
handelt, was vielfach zu Protesten und Entscheidungsblockaden fuhn. Zur Herstellung 
sozial legitimierterer Entscheidungen sind daher prozedurale Lösungen erforderlich, die 
von den Betroffenen gebilligte Ergebnisse hervorbringen und allgemeinen 
rechtsstaatliehen und wissenschaftlichen Standards genügen. Unter den Bedingungen, 
daß keine gesellschaftlich legitimierten Maßstäbe fur Gefahren und R.jsiken vorliegen, 
sondern selbst die Bestimmung quantitativer Grenzwerte von der "sozialen Akzeptanz 
der Gefahr"2 abhängt, muß soziale Akzeptanz im konkreten Fa!! elementarer Bestandteil 
eines Begriffs von Sozialverträglichkeit sein. Dies soll im folgenden ausgeilihn werden 

1.2 Was sind komaminierte Wohngebiete 

Mit Umweltgiften kontaminierte Wohngebiete entstehen nicht nur durch "'Altlasten" als 
Folgelasten früherer ziviler und militärischer Produktion. Sie entstehen ebenso inJOige 
von "Neulasten" durch zahllose "Störfalle" und "Unfälle". i'vlit Umweltgiften 
kontaminierte Wohngebiete sind systematische Nebenfolgen einer 
wachstumsorientierten, Mensch und Natur gefahrdenden Winschaftsform. Der Umgang 
mir ihnen, ihre Bearbeitung, ist Reparaturarbeit Eine soziologische Betrachtungsweise, 
die gesellschaftliche Arbeit in ihrer Gesamtheit zur Kenntnis nimmt, muß sich auch mit 
den Pflege- und Reparaturarbeiten in dieser Gesellschaft. berassen 

2 

( 

!eh besdut!nkc mich im folgenden nufbo:wolmtc Gebiete. 
von Lenmer 1990, S. 194. 

1.4 Soziale und psychische Folgen mit Bezug zu den Grundrechten 

Die Verfassung schützt über die Grundrechte lebensweltliche Bereiche wie Gesundheit, 
Eigentum und Selbstbestimmung. Die Problematik, daß die Eingriffe durch Umweltgifte 
in Gesundheit, Eigentum und Selbstbestimmung zum einen schwerwiegend sind. zum 
zweiten gesellschaftlich hochrangige Wertbereiche betreffen und zum dritten eine 
Bestimmung der Eingriffe mit den Methoden der Wissenschaft nur schwer zu erfassen ist 
und infolgedessen der Abwä!:,rungsspielraum der Entscheidungsträger hoch ist. wird im 
folgenden dargelegt. 

L4.1 Gesundheit 

Gesundheitliche _rusiken sind prinzipiell schwer abschätzbar. Manifeste Symptome Wie 
Allergien oder andere Erkrankungen sind im konkreten FaU selten.- eindeutig einer 
bestimmten Ursache, _hier einem Umweltgift, zurechenbar. Auch bei gehäufter 
Sterblichkeit {Kindersterblichkeit, Krebstote) gelingt nur selten der· Nachweis zwischen 
Giftursache und gesundheitsschadender Wirkung. Der Begriff gesundheitliche rusiken ist 
bereits ein nonnativer Begriff und von der sozialen Akzeptanz der Gefahr abhängig. Die 
Diskrepanz zwischen dem toxikologisch relevanten Gesundheitsbegriff und der 
Problemerfahrung Betroffener wird im folgenden Schreiben Betroffener an einen 
toxikologischen Gutachter deutlich: bie Betroffenen argumentieren ·mit einem 
umfassenden Gesundheitsbegriff: 

.nKeinesfalls ist das in Blut und Urin nicht Nachweisbare der Beweis fiir das 
Nichtvorhandensein von gesundheitlicher Getahrdung. Unsere Zweifel 
begründen sich wie folgt: Sie haben die in ihrem ersten GutaChten bereits 
befiirchteten psychosomatischen Zusammenhänge nicht weiter vetfolgt! 
Haben Sie jemals während der Sanierung untersucht: 

die psychischen Zusammenbrüche 
die vermehrte Inanspruchnahme der..ijaus- und Fachärzte 
die Notarzteinsätze ...,...._, 

die totalen Kreislaufzusammenbrüche mit Krankenhauscinweisungen., auch 
aufgrund des Sanierungs-Stresses 
die chronischen Alemwegserkranlnmgen und das vermehne Auftreten anderer 
HNO-Leiden 
die . .<\nzahl und Dauer stationärer Aufenthalte 
die Verläufe der Krebserkrankungen einschließlich der Todesfolgen 
die depressiv- und aggressiv- psychischen Veränderungen bei Kindem 
die psychatrischen Einweisungen 

Tablettenabhängigkeiten, Trunksucht und ä.hniiches und worauf das gegebenenfalls 
zurückzufUhren ist 

die ScWaflosigkeit (hervorgerufen auch durch den Sanierungslärm, Schichtarbeit) 
mit ihren Folgen 
das Auftreten schwerer und schwerster Allergien 
die psychosomatische Deformierung vor allem der Familien, die unmittelbar am 
Bauzaun oder an den Sanierungsbaustellen wohnten oder wohnen. 

Tatsache ist: Wtr sind mit unseren Familien gesundheitlich und psychisch am 
Ende. Wenn Sie als Wissenschaftler zu dem Schluß kommen, daß die von 

-....... 

1.3 Ausmaß und Bedeutung 

Eine Anfang 1992 vom Bundesumweltministerium durchgefilhrte Umfrage ermittelt ca. 
160.000 Altlastenverdachtsflächen fi.ir die Bundesrepublik. Geschätzt wird, daß hiervon 
ca. 18.000 zu bearbeitende Altlasten sind, 14.000 davon in Siedlungsgebieten. 3 Noch 
nicht einmal zehn Jahre ist es her, daß besonders heimtückische Altlasten, sogenannte 
Rüstungaltlasten als späte Kriegsfolgen öffentlich thematisiert und bearbeitet werden: mit 
Giften verseuchte Flächen ehemaliger Munitionsfabriken, Truppenübungsplätze, 
Munitionsdepots etc. Allein in Niedersachsen, wo Rüstungsaltlasten aufgrund einer 
spezifischen politisch-gesellschaftlichen Konstellation systematisch erfaßt und erforscht 
werden, wurden in der Ietzen Fonschreibung 174 Standorte mit dringendem 
Himdlungsbedarl ermittelt 4 . Mindestens funf davon befinden sich in Siedlungsgebieten. 
Die Zahlen bei der Erfassung von Altlasten sind unzuverlässig. Bei quamitativen 
Aussagen handelt es sich daher immer um Mindestwerte. 

Über "Störf<l.lle" gibt es keine Statistiken. Nicht alle haben die verheerenden 
Auswirkungen von Seveso. Als am 22. Februar 1993 im Chemiewerk Hoechst 
krebserregendes o-Nitroanisol austrat und sich im im dichtbesiedelten Frankfurter 
Stadtteil Schwanheim verbreitete, wurde keine "Akutgefahr filr die Ausgasungen" 
angenommen. Sanierungstrupps reinigten lediglich Freiflächen, Häuser und Straßen im 
Wohngebiet Der Vorstand des Chemiewerks sah sich jedoch veranlaßt, mit der 
Interessenvertretung der Bewohnerschaft in einen Dialog über die Sicherheit der 
Chemieproduktion einzutreten. Gesundheitsgutachten wurden in Auftrag gegeben. Die 
Bewohnerinnen müssen sich noch heute gesundheitlichen Untersuchungen umerziehen, 
was von der Firma Hoechst als großzügiges Angebot in der Presse dargestellt wird. (FR 
vom6.10.1994) 

Die Folgen des Flugzeugabsturzes in Remscheid sind auch sechs Jahre danach noch nicht 
behoben. Am 8. Dezember 1988 stürzte in dieser Stadt ein amerikanisches 
Kampfflugzeug in eine Häuserzeile. Sieben Menschen fanden den Tqd. 50 wurden z.T. 
schwerverletzt. Auf 300 Meter Straßenlänge wurden die Häuser zerstört. Unmittelbare 
Folgen: 23 brennende Autos, drei brennende Betriebe, ein brennendes Flugzeug. Für die 
Dauer einer Woche wurde das gesamte Gebiet zum Sperrgebiet erklärt. Wenig später 
stellten die Bewohnerfmnen erste Anzeichen von Krankheiten bei sich fest. Eine 
UntersuchWlg der Böden. die im .A..u.fuag der Bewohnerlinnen (!) durchgefi.ihn wurde. 
ergab eine erhöhte Konzemrar..ion der bochgifi.igen chemischen Stoffgruppe PCB 
(polychloriene Biphenyle). 5 Eine Interessengemeinschaft von Betroffenen bilde:e sich 
mit dem Ziel die ökologischen, gesundheitlichen und sonstigen Schäden nach dem 
Flugzeugabsturz zu erkennen. Es folgte die Gründung eines Vereins zum Schutz der 
Kinder vor Schadstoffen. Zur Bearbeitung Strittiger Fragen wurde schließlich ein 
"Runder Tisch" gebildet und der Bürgerinitiative Nlitsprache eingeräumt. 

3 
4 
5 

KUhnel t 992. 
Niedersächsisches Umwe!lministeriwn 1993. 
Die Stoffgruppe der polychlorienen BiPhenyle, zu der 209 ahnliehe Verbindungen bekannt sind. 
wird z.B. nls Kfihlmincl in Transformatoren. als schwer brennbares Hydrau!iköl. Zusatz zu 
Farben und Fugcndichtungcn vcnvendeL Nur wenige Verbindungen sind bisher toxikologisch 
hinreichend crfor.;cht. 

uns angefilhrten Punkte für die Einschätzung unserer Gesundheit während 
der Sanierung vernachlässigbar sind -obwohl sie von Ihnen als 
Sanierungsgründe aufgellihn wurden - dann ist das klar zu sagen und zu 
begründen. 

Gelangen Sie aber nicht zu dieser Einschätzung, dann sollten Sie 
unmißverständlich und klar sagen, daß Ihre wissenschaftlichen Aussagen 
diese Punkte ausklammern. oo6 

Die unterschiedliche Risikobewertung von Betroffenen und Toxikalogen wird im 
folgenden Zitat sichtbar: 

~ ... Was aber haben Sie sich als Wissenschaftler dabei gedacht," schreiben die 
Betroffenen an den Gutachter, "aufgrund yon anonymen Biu[- und 
Urinuntersuchungen zu .der Aussage zu gelangen: ~Tch bin froh, .daß die 
medi..zinlsche UntersuchWigsbefurid~ ergeben haben; daß eine gesundheitliche_ 
Gefahrdung nicht aufgetreten ist. n 

1.4.2 Eigentum 

Versagung von .·Bankkrediten, Entwertung des Grundstücks, mögliche Kosten der 
Sanierung sind- Bedrohu~gen, von denen Hauseigentüffierlnnen p.otentiell betroffen Sind. 
Es -gibt ·drainatische Entwicklungen bis hin zur Zwangsv·ersteigerung, weil die Bank die 
Zinskonditiotie:n · verschlechterte. :In. einem Fall konnte das · durCh BOdenbelastung 
entwertete HaUs nur zu eineni Bruchteil des-eingesetzten.Kapitals verätißert werden und 
stürzte. ·die Familie in eine existentieUe Krise. In einem· anderen. Fall wurde .ein 
Hauseigentümer in Beugehaft genoiDrrien, weil er die erhöhten Bankzinsen nicht mehr 
zahlen konnte . .lri einem dritten Fall arrangierten sich die Eigentümerinnen unter 
angedrohter Zwangssanierung mit den Giften, weil ihre Grundstückspreise fielen und sie 
keine anderen Handlungsmöglichkeiten sahen. 

1.4.3 Selbstbestimmung 
~-

Unter soich exis!entieUen Bedrohungen ist das Grundre.cht auf Selbstbestimmung stark 
be~iruf.ächrigt. Berufliche Planungen müssen vertagt werden. nDer so gut geplante 
Lebensweg. verläuft plötzlich· ganz anders. Die Hoffnung. aus· ci~enen Kratten wieder 
Frau/Herr der Lage zu. werden, erweist sich als Dlusion." Der Prozell der 
~erkUndung und Schadensbeseitigung ist· von permanenten Eingriffen in die 
PrivatSphäre begleitet; die Gestaltungsfreiheit der Freizeit und Lebensfilhrung (Garten. 
Hobbies) ist eingeschränkt; die gewohnte Zeitplanung gerät durcheinander~ es kommt zu 
so~aleß Spannungen in Familie. Verwandtschaft,. Freundeskreis und Nachbarschaft. 

?vfit dieser kurzen Darstellung können die sozialen und psychischen Folgen ö~ologischer 
Schäden Dur ~gedeutet werden. Insbesondere sind die Auswirkungen wie 

6 
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Schreiben· Betroffener "an . den Toxikalogen Schlipköttcr zu seinem Gutachleu über die 
Gesundheitsrisken durch Bodenverunreinigungen in Donrnund-Dorstfeld vom 24.10.1988. 
Rebbe 1992, S. 621. 
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2.2 Erwartungen der Beteiligten an das Verfahren und die Ergebnisse des Verfahrens 

Die Erwartungen, die an diskursive Verfahren geknüpft werden, sind je nach Rolle und 
Akteurin unterschiedlich. 

Erwartungen der Entscheidungsträger an den Prozeß: 
Der Entscheidungsträger, um die Motive eines der Hauptakteure zu beleuchten, erwartet 
vom Prozeß eine Bewältigung der bei der Bearbeitung bereits aufgetretenen oder zu 
erwartenden Konflikte. 

So lag im Fall der Sanierung der Sonderabfalldeponie Münchehagen 16 eine zchnjti.hrige 
Entscheidungsblockade vor, die schließlich zur Einrichtung des ersten förmlichen 
Mediationsverfahrens in einem Altlastenfall ftlhrte. Das Verfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. In diesem Verfahren werden konsensorientierte Lösungen als 
Empfehlungen fur das Handeln der Behörden und ggfs. politischer Gremien erarbeitet. 
Ähnliches gilt fur den Fall der Bearbeitung der Altlast Bi!le-Siedlung, ein 
Kleinsiedlungsgebiet am südöstlichen Stadtrand von Hamburg. Auch diesen Verfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. Nach langjährigen Auseinandersetzungen zwischen den 750 
Betroffenen und den Behörden wurde ein Beirat mit dem Ziel einer konsensorientierten 
Arbeitsweise eingerichtet. Der Zweck des Beirats, in dem sämtliche relevante Al1.eure 
vertreten sind, besteht ebenfalls in der Entscheidungsvorbereitung der Behörde und 
politischen Gremien. 

Erwartungen der Entscheidungsträger an die Ergebnisse: 
Für das Ergebnis des Verfahrens erwarten die Entscheidungsträger politische und soziale 
Akzeptanz, was sich u.a. in der Vermeidung von gerichtlichen Auseinandersetzungen 
ausdrücken und finanzierbare sowie technisch einwandfreie Lösungen zeitigen soll. 

Die ErwartUngen der Betroffenen an den Prozeß: 
Die Betroffenen, als zweite wichtige Gruppe der Hauptakteure, erwanen vom Prozeß 
"Nfitspracherecht in allen wichtigen Belangen filr die unmittelbar Betroffenen'' und 
Teilnhame "an e!nem vollständigen [nfonnationsfluß". 17 

ErwartUngen der Betroffenen an die Ergebnisse: 

A.ls Ergebnisses des Verfahrens erwanen die Betroffenen eine Sanierung mit hohem 
Standard (Nachweis von Effizienz und Sicherheit. Erhalt des Wohnumfelds für vielfältige 
Nutzungen), Übernahme von Kosten durch Verursachcr und \'eramwonliche. 
Möglichkeit des Wegzugs bei angemessener Entschädigung 18 

16 

17 
18 

\'gl. Striegnitz \991 tlli die Dun;tellung de:r f:~lls MUndu:h:~~c:n. Stricgmu tlbcm:~hm in dt.'f Anfangszeit di.: 
Rolle des Mo:iintors. 
stellvc:rtretcnd: Bllrgerinitintive Wohnpnri: wn See, Pres.o;emincilung vom OH.ll 1991 
vgl. stc:llwrtret.end: Bundesverband Altlnstenbctroffener o.J. 

2.3.1 Verhandlungssspielräume 

Win-win-Situation 
Verhandeln ist nur dann sinnvoll, wenn die Verhandlungsituationen fur alle Beteiligten 
einen Gewinn bringen oder werm Situationen vom Charakter der Nullsummen-Spiele in 
Positivsummenspiele umgewandelt werden können. Betrachten wir die Erwartungen der 
Hauptakteure noch einmal unter diesem Gesichtspunk'l (vgl. Abb.4), so heißt dies z.B., 
der Entscheidungsträger kann das Verfahren dann als Erfolg ansehen, wenn Protest in 
konstruktive Problemlösungssuche übergeht. Dies wiederum ist möglich, wenn die 
Forderung der Betroffenen auf Mitsprache und Information eingelös_t werden. Was die 
Erwanungen an die Ergebnisse betriffi, so sind .Gewinne fur beiden Seiten zum einen als 
Kamprarniß erzielbar. Ein Kamprarniß z.'B. über den Standard der Sanierung kann unter 
der Bedingung, daß ohne einen solchen Kamprarniß eine Entscheidungsblockade besteht, 
fur beide Seiten einen Gewinn darstellen. Teilweise ergeben sich aufgrundder Verfahren 
neue Kontellationen, die zur Entlastung der Haupmktuere beltragen und beiden Gewinne 
z.B. durch e.'Ctemen Ressourceninput verschaffen. 

Finanzielle Restriktionen 
Die Spielräume der Entscheidung und damit Verhandlung unterliegen u.a. 
ökonomischen, rechtlichen, politischen Bedingungen. Wenn z.B. keine Finanzmi-ttel zur 
Sanierung -kontaminierter Gebiete zur Verfugung· stehen, macht es keinen Siim, über 
Reparaturmaßnahmen zu verhandeln. Die Schaffung von Finanzierungsmöglichkeiten ist 
daher eine wichtige Voraussetzung für erfolgreiche Aushandlungsprozesse. 

Politischer Wille 
Verhandlungen haben da ihre Grenzen, wo der politische Wille nicht vorhanden ist oder 
nicht hergestellt we'rden kann. 

Frühzeitigkeit 
Zu den Spielräumen gehört das Prinzip der FrühzeitigkeiL Verhandlungen sind nur dann 
sinnvoll, wenn wesentliche Entscheidungen noch nicht getroffen sind. 

Spielregeln 
Entscheidend fiir die Qualität des Verfahrens ist, worüber verhandelt werden kann. Das 
Aushandeln von Sinn und Zweck der Prozesse gehort daher zu den ersten 
Verhandlungsgegenständen und 'Wird in Geschäftsordnungen und anderen 
Vereinbarungen festgelegt. In Geschäftsordnungen lassen sich darüber hinaus 
Stimmverteilung und Abstimmungsregeln. Rechte und Pflichten der Mirglieder zum 
Schutz eines fairen Verfahrens vereinbaren. 

2.3.2 Informationsniveau 

Dieses Kriterium betrifft die Frage des kompetenten Diskurses. Nur wenn alle Seteiligren 
über die Irüormationen verfugen, die zu Bewenung der anstehenden Sachverhalte nötig 
sind, ist ein kompetenter Diskurs möglich. 
Grundsätzlich besteht ein Infonnationsgef<ille zwischen Verwaltung und Öffentlichkeit. 
Daher ist der Infonnationszugang ein regelmäßiges Thema bei der Insritl!tionalisierung 
von Verhandlungsprozessen. Das Recht auf lntbrmation ist Grundvoraussetzung. Beim 
Umgang mit ökologischen Schäden geht es um Umweltinformationen. Der Rat der 
Europäischen Gemeinschaft hat 1990 eine Richtlinie über den "freien Zugang zu 

Die Erwartungen der genannten Hauptah.-reure sind in der folgenden Abbildung 
dargestellt (Abb. 4) 

Erwartungen 

Prozeß 
Entscheidungsträger Kontiih-rbewältigung 

Betroffene rvtitsprache. Information 

Ergebnis 
Legitimation, Akzeptanz, 
Finanzierbarkeil 
hoher Sanierungsstandard. keine 
Kostenbelastung. Möglichkeit de:; 
Wegzugs 

Abb.4 Erwartungen der Haupta1.1.eure an Aushandlungsprozesse 
(eigene Darstellung) 

Vergleichen wir die Erwartungen der beiden Hnuptakteure. so ergeben sich keine 
kontradiktorischen, sandem lediglich graduelle Differenzen. Graduell unterschiedliche 
Erwartungen lassen sich zum Gegenstand von Aushandlungsprozessen machen. Bei 
kontradiktorischen Erwartungen ist dies erst einmal nicht möglich. 

2.3 lv.findesanforderungen an Aushandlungsprozesse 

Zur Ausgestaltung von Aushandlungsverfahren bei der Bearbeitung kontaminierter 
Wohngebiete liegen inzwischen umfangreiche Erfahrungen auch für den (west)deutschen 
Kontext vor. f9 Auf der Grundlage dieser Erfahrungen lassen sich bestimmte 
Anforderungen an Aushandlungsprozesse bei der Bearbeitung kontaminierter 
Wohngebiete aufstellen. Aushandlungsprozesse sind machtbestimmte Prozesse. 
Institutionalisierungsfah.ige Aushandlungsprozesse müssen dies berücksichtigen. Sie 
müssen bestimmte 1vfinimalbedingungen erfiillen, die unter dem Kriterium der 
Sozialverträglichkeit den tatsächlichen Einfluß der beteiligten gesellschaftlichen Gruppen 
auf Verfahren und Ergebnisse gewährleisten. Diese Bedingungen sind quasi 
Operationalisierungen zivilgesellschaftlicher Ansprüche auf Teilhabe an der Gestaltung 
öffentlicher Angelegenheiten, im konkreten Fall an der Gestaltung gesellschaftlicher 
Repararurarbeit. 

Als Wesentliche Minimalbedingungen werde ich im folgenden die A.spel...-re· 
Verhandlungsspielräume, ein angemessenes Intbnnationsniveau, Chancengleichheit der 
Beteiligten und Verbindlichkeit der vereinbarten Ergebnisse ausfUhren. 

19 Konsensorientiem Verfahren blicken :t.B. in d~:n USA miiUcmcilc auf eine 7.Wanzigj:illrigc 
Erfahrung zurück. Für den (west)deutschen Kontc:ct vg!. u.a. Claus u.a. 1994; Diseher/Kraus 
1991~ Gaßner u.a. 1992; Hnchrnann!Rnhrbach!Ulrici 1992: Kilger/HcidemalUl 1994: 
Musscl/Philipp 1993; MusseVPfcil 1993/ Selke 1992/ Zillcßen 1991. 

Infonnationen über die Umwelt"20 erlassen, die von den Mjtgliedstaaten durch Rechts­
und Verwaltungsvorschriften ratifizien werden muß. In der Praxis ist der Zugang zu 
benötigten Informationen jedoch in vielfllitiger Weise eingeschränkt und muß immer 
wieder emeut eingefordert werden. 

2.3.3 Chancengleichheit 

Infonnationszugang hängt eng rtUt dem Kriterium der Chancengleichheit zusammen. 
Über den Informationszugang hinaus bedeutet Chancengleichheit im Prozeß des 
Aushandeins ein Ausgleich des bestehenden Machtgef<ilies. 

Maßnahmen zum Ausgle.ic~ des Machtgefulles in der Praxis sind z:B. die. Bestellung 
eines -Sach- oder Fachbeistandes für die schwächere Seite. Im Fall der bereits erwähnten 
Bille-Siedluilg unterstützte ein juristischer Fach~eistand _und _ ein Suchbeistand mit 
Ingenieurqualifikation die Betroffenen. Die Kosten trug der Verfahrensmiger. Neben der 
Funktion, das bestehende Macht- und- Informationsgefalle auszugleichen, hat. ein Fach­
oder .S~chbeistand in der PraXis (!.Uch' die.Funktion eines MittlerS, indem ·er die Anliegen 
beider ·seiten _in die jeweilige nsprache". zu übersetZen vermag. Andere· Mine! zur 
Erhöhung der:Chancerigleichheit -bestehen ·z.B. in der"Fiilaniierung von Büroräumen und 
Arbeitsmitteln fur die 1;\etroffenen als Teil der Verfahrenskosten. 

ChanC:engleiChhheit betrifft nicht-nur das ·Verhältnis E~tscheidungsträger Und ·setr~ffene, 
sondern aUch .·die Frage- der gleichberechtigten Mitwirkung aller relevanten sozialen 
Gruppen. Aus der empirischen Partizipationsfqrschung iSt belegt, daß die Spielregeln des 
Verfahrens und die verhandelbare Thematik Wesentlich darüber .entscheiden, welche 

· soziale Gruppen am Verfahren teilnehmen bzw. ausgeschlossen werden. 
SozialstrukturellC, kulturelle und irisbesondere geschlechtsspezifische Ausschließungen 
sind immanente DefiZite von VerhandlurigspE:"ozessen im öffentlichen Raum. Der 
öffentliche Raum. m· dem ·-Aushandlungsprozesse stattfinden, ist. ruf Gruppen, die fern 
von gesellschaftlicher Macht stehen (kulturelle Minderheiten. Angehörige 
unterprivilegierter Schichten und Gruppen, Frauen), fremdes Terrain. Diese Tatsache 
verweist auf systematische Defizite unter dem Kriterium Sozialveruäglichkeit, die, wenn 
überhaupt, nur langfristig behoben werden können. Stellvertretende 
Interessenwahrnehmung ist in dieser Lage die einzige Möglichkeit, nichraniJ..-uliene 
Interessen zur Sprache zu bringen (intermediäre Organisationen). Begleitende 
Maßnahmen wie ortsnahe Informations- und Berarungsstellen mit kurzen Wegen und 
infoniiellen Kommunikationsmustern und zielgruppenspezifische Beteiligungstbrmen 
können den Zugang von Gruppen, deren Zugangschancen zu · ,.l,.ushandlungprozessen 
gering Sind, erleichtern helfen. 21 

2.3.4 \terbindlichk:eir 

Die Sicherung gesunder Wohn- und Lebensbedinungen isr eine öffentliche Au(gabe. Da 
die zuständige Behörde diese Aufgabe nicht an Dritte abgeben kann. produzien 
Mitwirkung keine .Entscheidui1gen, sondern lediglich Empfehlungen. Es ist jedoch 
sinnlos, , an Empfehlungen mitzuwirken, die keine- Aussicht auf Umsetzung in 

20 Rkhtlinic: des Rates vom 07.06.1990, in: Neue U:itschrifi lllr Veiwultungsrecht, Helt 'J, S. 844L 
21 In Prozessen der Sladtaneucrung und in wohnungspclitisdien Projekten wurde in den vergangenen Jahren 

umfnngreiches Praxiswissen hierzu ernrbc:itc:l Bei der B=bcitung kontruninierter Wohngebiete sind solche 
Mafinnhmen zw- ErhOhung der Chancc:ngleichhcil die AUSilahroe. 
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Entscheidungen haben. Im Wege der Selbstbindung kann sich eine Verwaltung 
z.B. über Vertrag, eine Satzung oder per Willenserkbrung bereit erklären, in 
einem Mitwirkungsgremium ausgehandelte Empfehlungen in Entscheidungen zu 
übernehmen (Grundsatz der Verbindlichkeit). 

Da die genannten Bedingungen niemals voll erfüllt sind, hängt es vom spezifischen 
Kontext im Einzelfall ab, ob sich gesellschaftliebe Gruppen auf 
Aushandlungsprozesse einlassen. Als Grundregel kann gelten, daß s1e sich nur 
dann auf Aushandlungsprozesse einlassen können, wenn es ihnen gelingt, eine 
Verhandlungsmacht aufzubauen; denn nur dann wird es ihnen möglich, 
Verhandlungsbedingungen durchzusetzen, die die genannten Grundsätze erfüllen. 
Nur dann können sie auch die Umsetzung der Entscheidungen kontrollieren. Die 
öffentliche Unterstützung und die Ankoppelung an "Issues" von gesellschaftlicher 
Bedeutung spielt hierbei eine emmlnent wichtige Rolle_ So hat in einem 
Hamburger Fall nach Jahren des Konfliktes erst der Fund von Dioxin und die 
überregionale Berichterstattung hierüber die Verwaltung an den 
Verhandlungstisch bewegt Diese Problematik zwingt Bürgerirtitiativen und 
Umweltverbände immer wieder, ihre Probleme durch spektakuläre Aktionen ins 
Scheinwerferlicht der Medien zu rücken, was wiederum zu Konflikten am 
Verhandlungstisch führt. 

2.4 Aushandlungsprozesse und Beteiligungsrechte 

Gesetzliche Beteiligungsrechte für Aushandlungsprozes:,e gibt es in Deutschland 
bisher nicht Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. (BUND) 
fordert die gesetzlic;_be Festlegung eines Sanierungsplanverfahrens mit frühzeitiger 
Beteiligung der Offfntlichkeit fUr kontamlnierte Flächen innerhalb eines 
Bodenschutzgesetzes Im Rahmen eines solchen Saniemngsplanverfahrens wären 
Aushandlun~sgremien (Beiräte, Runde Tische, Mediationsverfahren) 
prozeßbegleitend zu institutionalisieren. Einen Anfang hat Niedersachsen für die 
Bearbeitung von Altlasten gemacht. Im novellierten Niedersächsischen 
Abfallgesetz wurde ein "Sicherungs- und Sanierungsbei rat" gesetzlich verankert, 
der bei bedeutsamen Verdachtsflächen eingerichtet werden kann. Ein solcher 
Beirat hat die Aufgabe, "Bedenken und Anregungen schon im Vorfeld 
verfahrensmäßiger Beteiligung zu erörtern. Die zuständige Behörde hat den Beir::4 
laufend zu unterrichten und vor beabsichtigen Entscheidungen zu heteiligen."­
Erste Anwendungsfälle liegen bereits vor. 

3 Sozialverträglichkeitsmaßstäbe im Umgang mit Umweltgirren in bewohnten 
Gebieten 

Sozialverträglichkeit bei der Bearbeitung kontaminiertcr Wohngebiete erfordert 
aufgrund der gemachten Auführungen neben politisch legimierten 
Sani eru ngss tan d ard s: 

1. die gesetzliche Verankerung eines Sanierungsplanverf<dlfens. 

2. Die frühzeitige Einrichtung eines Aushandlungs~remiums als Bestandteil dieses 
förmlichen Verwaltungsverfahrens mit den Z1elen der konsensorientierten 
Bearbeitung der Problematik. 

3. eine soziale Folgenabschätzung in Ergänzung wr humantoxikologischen 

2 

BUND Bundes-Arbcitskrcis Altlasten, Schreiben an die Minister fiir Umwelt der Lflndcr vom 12. Juni 
1992. 
zit. nach Drucksache 12/6336, 19c, Nicdcrsllchsischcr Landtag- Zwiilftc Wahlperiudc.ln r.li~.:.~cr F.-.ssun[J 
beschlossen nm IS.Juni 1994. 
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Zusammenfassung und SchluHfolgerung 

Sozialverträglichkeit ist eine Frage der Standards und eine Frage des Prozesses. 
Beide stehen in einem Wech::;elverhältnis. Solange die Standards einer 
sozialverträglichen Bearbeitung nicht zum selb::;tvcrständlichen know how gehören 
- und davon sind wir weit entfernt- müssen Standards im Einzelfall durchgesetzt 
(yerhandelt) werden (z.B. "Empelder Liste") mit der potentiellen Möglichkeit der 
Ubernahmc in allgemeine Standards (z.B. Beiratsverfahren nach 
Niedersächsischem Abfallgesetz). Doch wird <.las Erfordernis eines 
Konsensbildungsprozesses nicht obsolet, wenn es schließlich adäquate Standards 
gäbe. Strukturell bleibt die Tatsache des hohen Anteils an normativen 
Entscheidungen aufgrund unterschiedlicher Problemsichten und 
HandlungszWän!$e. Es bleibt auch Uie Lücke zwischen vergebenen Zielen und 
Standards und Ihrer konkreten Anwendung und Operationalisierung bestehen. 
Diese Lücke muß durch ausgehandelte konsensuale Ergehnisse geschlossen 
werden, soll ein Verfahren der Bearbeitung ökologischer Schäden sozialverträglich 
sein. 

Sozialverträglichkeit bedarf einer prozeduralen Lösung zur Herstellung eines 
Konsenses. Eingeschränkte förmliche Partizipationsverfahren, die nach dem 
Modell der Einwegkommunikation oder positionellen Kommunikation verlaufen, 
sind ungeeigneL Expertokratische Prüfverfahren mit einer quantitativen , 
Risikoabschätzung als zentraler Methode wie die derzeit 1n der Erprobungsphase 
befindliche "Gesundheitsverträglichkeitsprüfung" (GVP) im Rahmen der UVP 
sind untaugliche Instrumente für die Herstellung sozialer Konsense, da sie das 
Legitimationsdilemma nicht lösen können. Aushandlungsprozesse müssen 
frühzeitig beginnen und den gesainten Prozeß der Gefahrerkundung bis hin zur 
Wiederherstellung akzeptabler Lebensbedingungen begleiten. Das VorhanUensein 
von Verhandlungsspielräumen, ein angemessenes Informationsniveau für alle 
Beteiligten, Chancengleichheit und Verbindlichkeit sind Minimalanforderungen 
an Aushandlungsprozesse. Die Einbindung von Aushandlungsprozessen in 
förmliche Verfahren mlt Beteiligungsrechten sind ebenso erforderlich wie 
begleitende zielgruppenspezifische Beteiligungsformen, um verfahrensimmanente 
Ausschließungen zu verhmdern. 

Solange es weder eine institutionalisierte soziale Folgenabschätzung in Ergänzung 
der standardmäßigen toxikologischen Bewertung gibt, noch Aushandlungsprozesse 
die Regel darstellen, ist Sozialverträglichkeit bei der Bearbeitung der Vielzahl 
ökologischer Schäden in gebauten Gebieten nur im Ausnahmefall unter 
bestimmten politischen und gesellschaftlichen Konstellationen und meist erst 
aufgrund von öffentlichem Druck ansat~eise zu erreichen. Die "Pathogenese 
politischer Modernität in Deutschland" verhindert Sozialverträglichkeit als 
Regel. 
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Kraflfahrzcuge zusätzlich aufnehmen müssen, mit denen Besucher anreisen. Aus anderen Konti­
nenten werden während der AussiCI/ungszcil wahrscheinlich 400.000 Besucherinnen und Besu­

chern in die Region kommen, was einem Tagesdurchschnitt von etwa 2.700 Personen cn!Spricht. 

Vor diesem Hintergrund ist eine "Weltausstellung neuen Typs" gefordert worden, der die 
"nachhaltige Entwicklung" von Stadt und Region als Werterahmen zugrundeliegl. Um gravie­
rende ökologische Zielkonflikte im bereits überlasteten Ballungsraum zu verringern, wurde ein 
minilllaler Flächenverbrauch zum Orientierungsmaßstab. Deshalb konzentriert siCh das Aus­
stellungsgelände auf das bereits erschlossene Messegeliinde; mit ein paar Ergänzungsflächen ste~ 
hen als-Gesamtareal160 ha zur Verfügung. Daneben wurde dem qualitativen Umbau des ÖPNV­
Systems ho~e Priorität gegeben. 

Die Vorbereitung der Weltausstellung ist mit hohen Investitionen verbunden, die für einen befri­
steten Zeitraum arbeitsmarktrelevant werden. In der Bauphase wird mit einem erhöhten ArbeitS­

kräftebedarfvon etwa ~.000 bis 10.000 Kräfte gereclineL Ob dieser Personenkreis allerdings vom 
regionalen Arbeitsmarkt rekrutiert wird, gilt als fraglich. Während der AUsstellungszeit im Jahr 
2000 sollen etwa 18.000 Arbeitskräfte auf dem Weltausstellurigsgelände eingeselzt werden. Die 

_ökonomischen Effekte der Vorbereitungs- und Durchführungszeit sollen zu einem Bedeutungs­
gewinn der Region Hannover im internationalen Konzert der Metropolregionen führen. In einem 
Gutachten wurde die Prognose aufgestellt, daß in der Folge der Weltausstellung EXPO 2000 biS 
zu 45.000 neue dauerhafte Arbeitsplätze in der Region entstehen können. 

In der Bevölkerung der Stadt stieß die Weltausstellung nicht nur·auf Zustimmung. 
Relativ schnell hatte sich ein Widerstand formiert. Mit Umfragen wurden die 

Stimmungslagen deshalb erforscht (S.chubert, 1990). 

Die Ergebnisse zeigten, daß unter der Regionalbevölkerung eine deutliche Mehrheit und unter der 
Stadtbevölkerung nur eine sehr knappe Mehrheit für die Durchführung der Weltausstellung vo­
tierten. Detailanalysen zeigten aber auch, daß in bestimmten sozialen Milieus und Lebenslagen 
sowie_in einigen Stadtteilen elii-sehr starkes-Widerstandspotential steckte. 

In der Öffentlichkeitsarbeit wurde die Marketingstrategie der EXPO 2000 deshalb auf die Schaf­
fung von Akzeptanz unter der Stadtbevölkerung zugeschnitten. In den Informationsbroschüren 
wurde besonders belOnt, daß Hannover von den wirtschaftlichen Investitionen zur Weltausstel­
lung profitieren kann. 

Die Kontroversen um das Für und Wider der Weltausstellung EXPO 2000 bewegte 

die soziokulturellen Felder in der Stadt stark. Der Rat der Stadt folgte dem Wiener 

Beispiel und beschloß, die Einwohner der Stadt im Rahmen eines Referendums zu 

befragen. 

Vor dem Volksentscheid rief die Landeshauptstadt die Arbeitsgruppe Anwaltsplanung für sechs 
Monate ins Leben. Sie sollte die Argumente des Widerstandes aufarbeiten und aus Gründen der 
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ChanccnglcichhcH genauso verbreiten, wie llm; llie 13efürwoner der EXPO 2000 mit ihren Be­

gründungen taten (AG Anwaltsplanung, 1992; Seile, II)Y2). 

Von Ende Mai bis Anfang Juni 1992 fand da.s Referendum mit einer Beteiligung 

von 61,7% statt (262.126 Hannoveraner/innen). Davon stimmten 51,5 % für und 
48,5 % gege·n die EXPO. Eine große· Öffentlichkeitskampagne in den großen Ta­

geszeitungen der ~egion hat wahrsChei~ich den- Au~schlag gegeben, daß sich die 
indifferenten und unentschlossenen BevölkerungsieHe mehrheitlich für die Welt­

·ausstellung aussprachen. Rein rechnerisch läßt sich das Ergebnis des Referendums 

als Befürwortung der Weltausstellung interpretieren. Politisch läßt es sich auch so 

bewerten, daß sich Ablehnung und Befürwortung nahezu die Waage halten. Dies 

führte Zu der politischen Konsequenz, daß der Sozialverträglichkeit der EXPO 
2000 im .weiteren. PlaiiUngsprozeß 6in hoher Stellenwert· eingeräumt werden muß. 
(Schmals, 1993; Schubert, 1992; ders. 1993). 

Die Gründe für die breite Ablehnungsfront lagen vor- allem darin, daß mit der EXPO 2000 eine 
große- Zahl von Beeinträchtigungen und Unveriräglichkeiten assoziiert wird. So befürchtet die 
Bevölkerung- in den Stadtteilen, die nahe am zukünftigen Ausstellungsgelände liegen, bei­
spielsweise vermehrte Bauarbeiten im Tief- und Hochbau, eine Zunahme der Emis:?ionen und 
Störungen, sehr hohe Besucherfrequenzen im. Wohnumfeld. Für Haushalte mit -geringen fman­
ziellen Spielräumen gab den Ausschlag .·für die Ablehnung die- Furcht vor einem überdurch­

schnittlichen Anstieg der Wohn- und Lebenshaltungskosteri, eine Zunahme der Wohnversor­
gungsengpässe, . eine hohe Inanspruchnahme der städtischen Infrastruktur oder auch die Be~ 

· fürchtung, daß der städtische Haushalt über Gebühr von EXPO-Ausgaben eingeschränkt wird. 
Andere städtische; die EXPO ablehnende Bevölkerungsgruppen befürchten Unverträglichkeilen 
wie zum Beispiel den Einsatz von Arbeitskräften aus Billiglohnländem, einen erhöhten Flächen­

verbrauch, stark steigende Grundstückspreis_e, zusätzlichen Schienen- und Straßenverkehr, einen 
Verdrängungsdruck in gewachsenen StadtleHen oder auch eine Verschärfung der sozialräumli­

chen Ungleichheit in der Stadt 

Vor dem Hintergrund der kontroversen Bewertung der Weltausstellung wurde für 
die weiteren Planungen auf die Idee einer zweigleisigen Entwicklungsstrategie zu­

rückgegriffen: die Einbeziehung der Region Hannover als Ausstellungsgegenstand 
in das EXI'O-Konzepl Neben der Ausstellung auf dem zentralen Gelände sollen in 

der Region auch unmittelbare Lösungen vorgestellt werden, wie die Probleme von 
Ballungsräumen gelöst werden können. 11Stadt und Region als Exponat11 ist dafür 

als Leitmotto gewählt worden. Mit dieser Doppelgleisigkeit - zentrale Präsentation 
der EXPO 2000 auf dem Ausstellungsgelände und dezentrale Präsentation von 

konkreten Schlüsselprojekten sozialökologischer Lösungen für Verkehr, Wohnen, 

Infrastruktur, Kultur, Erholung und Umwelttechnik -soll ein Beitrag zu dem neuen, 
sozial verträ~Iichen Typ einer Weltausstellung geleistet werden. 
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Nach zähen Verhandlungen wurde im Mai 1994 im Gästehaus der Bundesregie~ 

rung auf dem Petcrsberg bei Bann das Vertragswerk zur Weltausstellung EXPO 

2000 vom Bundeswirtschaftsminister, dem Niedersächsischen Ministerpräsidenten, 

Vertreter/innen der deutschen Wirtschaft sowie von Stadt, Landkreis und Kommu­
nalverband Großraum Hannover unterzeichnet. Um die Mitwirkung und Mitfinan­

zierung des Bundes und der Wirtschaft nicht zu gefahrdcn, wurde darauf verzichtet, 

die "Sicherung der Sozialverträglichkeit" im Vertragswerk explizit zu verankern 

und zu operationalisieren. 

Den wesentlichen Kern des Vertragswerkes bilden drei Verträge: 
(1) Der Vertrag zur Gründung der Weltausstellungsgesellschaft (EXPO~Gesellschaft), die für 
die selbständige Vorbereitung des Weltausstellungsbetriebes verantwortlich ist (Programm, 
Hochbau, Marketing, Öffentlichkeitsarbeit, kulturelles Begleitprogramm). 
(2) Der Vertrag zur Gründung einer EXPO~Grundstücksgesellschaft, die als Eigentümerin der 

Grundstücke des Weltausstellungsgeländes fungieren und deren Erschließung sichern soll; sie 
trägt auch die Verantwortung für die Nachnutzung. 
(3) Der "Generalvertrag" defmiert den Themenpark der EXPO 2000, regell die Finanzierung 
der EXPO-Siedlung am Kransberg und der Verkehrsinfrastruktur; schließlich trifft er Regelungen 
für die Leitthemen der Projekte außerhalb des EXPO~Geländes (Motto "Stadt und Region als 
Exponat"). 

Die Weltausstellungsgesellschaft nahm im So=er 1994 ihre Arbeit auf und 

machte unmißverständlich deutlich, daß sie sich in keiner Weise für das Thema 

"Sozialverträglichkeit11
, sondern vorrangig für ein~ glatte Organisation der Ereig­

nisse auf dem Ausstellungsgelände und des kulturellen Rahmenprogramms ver­

antwortlich fühlt. Die Projekte außerhalb des Ausstellungsgeländes, die unter dem 

Motto "Stadt und Region als Exponat" stattfinden sollen, werden lediglich mit 10 

Prozent bezuschußt; der regionale Veranstaltungsraum wurde auf das ganze Land 

ausgedebnt. Bis zum 28. Februar 1995 können Kommunen und Regionen in Nie­

dersachsen Projektvorschläge zum Weltausstellungsteil "Stadt und Region als Ex­

ponat" anmelden, der über ein Budget von 100 Mio Dlvl verfügt. Projekte zur So­

zialverträglichkeit werden dabei einer genauso harten Prüfung unterzogen wie 

Projektideen aus anderen Feldern. Beispielsweise muß zum einen die Nachnutzung 

nachgewiesen sein, was bei sozialen Projekten schwierig ist, und zum anderen ein 

''globaler Signalcharakter11
, d.h. die Außenwirkung muß hoch sein.· Das ist mit So­

zialverträglichkeitskriterien teilweise gar nicht kompatibel. Drittens muß die Rest­

fmanzierung von 90 Prozent aus anderen Quellen nachgewiesen werden. Ange­

sichts der aktuellen Konsolidierungsprobleme öffentlicher Haushalte kann diese 

Rahmenbedingung die Realisierung vieler sozialer Ansätze blockieren. 

Im zweiten Schritt wurde das Augenmerk auf Verfahrensfragen gerichtet Das Er­

gebnis einer vorgeschalteten Expertenumfrage deckte sich mit den Stellungnahmen 

der zur Werkstatt eingeladenen Expertinnen und Experten (Schuber!, 1991). 

Karalus Heil, Heribcrt Schatz, Pclra Schmid-Urban und Edmund A. Spindler betonten, daß ein 
Prüfungsverfahren zur Sozialverträglichkeit der Weltausstellung EXPO 2000 von kommunal- und 
regionalpolitischen Zielsetzungen individuell geprägt werden müsse, um allen Wirkungs­
maßstäben vom Quartier bis zur Region gerecht werden zu können. Ein differenziertes Indika­
torensystem der Berichterstattung sei darauf zuzuschneiden. Als Zielergebnis seien kommunale 
und regionale Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, wie .sozial- und stadtpolitisch unerwünschte 

Folgeerscheinungen vermieden oder gemildert werden können. Für die Einleitung kompensatori­
scher Maßnahmen kommen sowohl vorhandene rechtliche Instrumente in Frage als auch neue 
persuasive und Anreiz-Instrumente. Notwendig sei eine partizipative Vemetzung, damit die Ein­
schätzungen von Betroffenen den Ausgangspunkt von Bewertungen bilden können. Dauerhaft ~ 
d.h. über einen Zeitraum von mehrerem Jahren bis zur EXPO 2000 angelegt- erfordere eine So~ 
zialverträglichkeitsprüfung einen organisierten regionalen Kommunikationsprozeß, in dem die 
divergierenden Interessen auszuhandeln .seierl. 

Als Verfahren für eine Sozialverträgllchkeitsprüfung zur Weltausstellung EXPO 
2000 in Hannover wurde daraus abgeleitet (Schuber!, 1994): 

(1) Verankerung einer kontinuierlic~_regionalen, also grenzüberschreitenden 
Sozialberichterstattung in den Feldern (a) Sozialhilfe- und Arbeitslosigkeitsent­

wicklung, (b) Entwicklung von Wobngeld und Wobnungssuchenden, (c) Tenden­
zen des Wobnungs- und Baulandmarktes und (d) Entwicklung des Mietspiegels 
und der Preise; 

(2) die Verknüpfung der kontinuierlichen Überprüfung der Sozialverträglichkeit in 

allen Verwaltungsressorts mit sozialpolitischen Zielsetzungen des Stadt- und Re­
gionalentwicklungsprogramms; 

(3) mehrdimensionale Sozialverträglichkeitsstudien, die in regelmäßigen Zeitab­
ständen durchgeführt werden, und die Bewertung der Ergebnisse im Rahmen eines 

Vergleichs mit deutschen Referenzstädten; 

( 4) die Nutzung rechtlicher Instrumente wie zum Beispiel Milieuschutz für Wobn­

quartiere nach § 172 BauGB, die Entwicklung kompensatorischer Instrumente wie 

beispielsweise kostenlose Beförderung im Nahverkehr oder ein kommunales 

Wobngeld, um Negativentwicklungen zu dämpfen, und die Schaffung von Begleit­

programmen zur Beschäftigung und Qualifizierung mit beispielsweise Mitteln des 
Europäischen Sozial-Fonds; 

(5) die Beteiligung der Bewobner{IDDen in einer Vielzahl von sozialen Projekten in 

der Stad~ in denen die sozialpolitischen Ziele umgesetzt werden sollen; 

--· 

2. Sozialvertr'jglichkeit am Beispiel der EXPO 2000 

In den Kontroversen um die EXPO 2000 spielte der Begriff der 

"Sozialverträglichkeit" eine wichtige Rolle. Allerdings vermochten viele seine Be­

deutung nicht zu definieren. Andere entwickelten gruppenspezifische Erklä­

rungsmuster, so daß er einerseits den Charakter einer 1Biack Box 1 besaß und ande­

rerseits ein unübersichtlicher Definitionspluralismus herrschte. Deshalb führte das 

Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung in Zusammenarbeit mit 

dem Institut für Sozialpolitik und Stadtforschung im Jahr 1991 eine WerkStatt zum 

Thema 11 Sozialverträglichkeit der EXPO 200011 durch. Im ersten Schritt wurden 

Definitionsfragen erörtert (!ES, ISPS, 1992). 

In der Werkstatt arbeitete Johann Jessen heraus, daß es weder eine rechlliche Definition noch 
empirische und theoretische Anhaltspunkte gibt Das Konnotationsspeklnlm des Begriffes Sozi­
alverträglichkeit werde synonym verwendet für .sozial ausgewogen, konsensfähig, beteili­
gungsorientiert, bedarfsgerecht Je.ssen verdichtete die Bedeutungsfacetten idealtypisch zu drei 
Dimensionen: (1) Prävention und Kompensation nachteiliger sozialer Folgen baulich-räumlicher 

Maßnahmen; (2) Partizipation der Betroffenen am Ent.scbeidungsprozeß; (3) Akzeptanz der not­
wendigen Verhaltensformen und Verbaltensänderungen. In der Operationalisierung dieser Di­
mensionen stellt .sich die Anforderung, Maßnahmen zur Sozialverträglichkeil pro­
grammgebunden, entwicklungsorientiert und offensiv zu konzipieren. Ohne eine Formulierung 
von .sozialen Zielen, ohne eine konkrete Gewährung von Partizipationschancen und ohne ver~ 
bindliehe Qualit.ätsstandards, was Sozialverträglichkeit ausmacht, sei das nicht zu erreichen. 

Bei der Suche nach einem Definitionsrahmen hob Wolfgang van den Daele hervor, daß eine harte 
und weiche Defmitionslinie zu unterscheiden seien. Unter der harten Definitionslinie reichen va­
riabel ausfüllbare sozialpolitische Programme nicht aus. Sozialverträglichkeit müsse danach als 

eigenständiger normativer Mindest.standard festgelegt sein, der einklagbar sei. Weil sich ein sol­
cher Standard aber nicht operationalisieren lasse, obsiegt in der Regel die weiche Definitions Iinie, 
die Sozialverträglichkeit auf ein geregeltes Verfahren zur Bewertung sozialer Folgen einer Maß­
nahme reduziere. Denn Gesellschaften bilden kein funktionales Ganzes, dessen Gleichgewicht an 
keiner Stelle empfindlich gestört werden dürfe. Soziale Strukturen gegen Veränderungen zu im­
munisieren, .sei ideologisch und nicht wirklichkeitskongruent Deshalb wurde filr die weiche De­
finitions Iinie plädiert, die dem Sozialverträglichkeitsbegriff Funktionen eines .sozialen Con­
trollings zur "Dynarnisierung von Informations~ und Teilhabeansprüchen" zuweist. Ein geregeltes 
Verfahren der Sozialverträglichkeitsprüfung könne einen bisher unerreichten Grad an Darstellung 

und Begründung der Entscheidungsgrundlagen erzwingen. Dies hätte den Vorteil, daß die sachli­
che Rationalität von Entscheidungen, aber auch die Teilhabe daran erhöht werde. 

(6) der Aufbau eines städtischen und regionalen Kommunikations~Netzwerkes, das 
den roten Faden des Aushandlungsprozesses in den Händen hält - es ist beispiels­

weise gefordert worden, einen 11 Unabhängigen Bürger/innen- und Expert/innen­

Rat" für die Koordination eines solchen Prozesses zu benennen. 

Auf der Grundlage dieser Ergebnisse beschloß der Rat der Stadt Hannover, ein 

Sozialverträglichkeitsverfahren durchzuführen. Weil die konkreten Schritte erst im 

weiteren Prozeßablauf wachsen können, wurde eine differenzierte Absichts­

erklärung formuliert. Im ersten Schritt wurde gemeinsam mit dem Landkreis Han­

nover die Implementierung eines 11Regionalen Sozialberichtsysterns 11 als Grundlage 

in Angriff genommen. 

M.it dem Verfahren einer Sozialverträglichkeitsprüfung wurden in der Stadt Han­

nover soziale Orientierungen der Stadtentwicklung verknüpft. Als Rahmen dient 

der EXPO-Programmteil "Stadt und Region als Exponat". Drei Leitmotive bilden 
die besonderen Schwerpunkte der Stadtentwicklungsperspektive Hannovers. Wie 

ein 1Kielwasser' sollen sie einen Sogeffekt für die Sozfalverträglichkeit der Welt­

ausstellung auslösen. Als abgestimmte Handlungskonzepte liegen vor: (1) Stadt als 

Garten, (2) Kommunaler Klimaschutz und (3) Stadt als sozialer Lebensraum -CLandeshauptstadt Hannover, 1994 a/b/c). 

Das Leitmotiv der "Stadt als Garten" steht als Bild für eine Umwelt- und sozialverträgliche Stadt­
und Regionalentwicklung. Mit "Garten-Denken" sollen die Stadtentwicklungsprobleme und 
EXPO-Wirl.'1lngen in fünf Schwerpunktthemen vernünftig gelöst werden: (a) Landschaft.sräume, 
(b) bistorisehe Gärten und Parks, (c) private Gärten und Gartenkultur, (d) umweltschonende 
Landwirtschaft und (e) durcbgrüntes neues Wohngebiet am Kronsberg. Die noch offenen Land­
schaftsräume an den Stadträndem sollen dem ökologischen Ausgleich dienen und dazu entwik­
kelt, vernetzt .sowie aufgewertet werden. Der große Reichtum öffentlicher Gärten aus verschiede­
nen historischen Stilepochen .sollen erneuert und mit den anderen Themengärten vernetzt werden. 
Hannover verfügt über 20.000 Kleingärten. Durch Programme zur Förderung begrünter Innenhö­
fe, zur Schaffung von Mietergärten und zur Wohnumfeldverbesserung sind in den vergangeneo 
Jahren viele neue private oder gemeinschaftlich nutzbare Gärtao entstanden. Diese Potentiale, die 

aus dem Engagement von Bürger/innen entstanden sind, sollen ein Schwerpunkt möglicher Be­
sichtigungen werden. Da fast ein Fünftel des Stadtgebietes von Hannover noch landwirtschaftlich 
genutzt werden, soll ein ökologisches Landwirtschaftsprogramm zur ErbaUung und Sicherung 
wertvoller, naturnaher Freiräume aufgestellt werden. Ziel ist 'der Aufbau einer regionalen Erzeu­
ger-Verbraucher~Gemeioschaft mit neuen Bewirtschaftungs- und Vermarktungs formen. Das neue 
Wohn~ und Mischgebiet arn Kransberg in unmittelbarer Nähe zu.m EXPO-Gelände soll sich ohne 
nachhaltige schwerwiegende Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft einfügen; dies wird 
durch ein angemessenes Energie- und Entwässerungskonzept unterstützL 
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Das Leitmotiv "Kommunaler KJimaschutz'' bündelt lokale Maßn·,1hmcn, die COrEmissioncn der 
Stadt bis zum Jahr 2005 um 15 Prozent zu mindern. Im WohnHngsbau sollen energiesparende 

Bauweisen, in der Energieversorgung ein rationeller Energiednsatz, im Verkehr ver­

kehrsmindernde Konzepte und in der Abfallwirtschaft geminderte Abfallmengen sowie ein 

stoffsparender Umgang mit Rohstoffen dazu beitragen. Die exer:1plarischen Projekte verbessern 

aber auch die innerstädtische Lebensqualität und leisten dadnch einen Beitrag zur Sozial­
verträglichkeit der Weltausstellung EXPO 2000. Die Projekte s:nd: ein energetisch optimierter 

Stadtteil Kronsberg, eine energetische Sanierung der Großsiediu'tß Vahrenheide-Ost, eine ener­

getische Sanierung der Integrierten Gesamtschule MUhlenberr_; unter Beteiligung von Leh­
rer/innen und Schiller/innen, ein Modellversuch "abfallarmer StaNteil Nordstad I" und ein Projekt 

"umweltverträglicher Wirtschaftsverkehr" soll die Wirtschaftsverl ehre in der Stadt neu ordnen. 

Das Leitmotiv "Stadt als sozialer Lebensraum" knüpft daran a1 , daß in Deutschland "sozialer 

Friede" herrscht, weil hier die ''Socialpolitilc" erfunden worden ist 
Anläßlicb der EXPO 2000 soll sieb die Stadt vergewissern, wo s e in sozialer Hinsicht steht und 

welche sozialen Qualitäten sie als 'stadtsozialpoiitische' Errunge uschaften exemplarisch für die 

deutschen Großstädte ausstellen kann. Sechs Themenschwerplll .t1e beftnden sich noch in der 

Diskussion: (a) Erneuerung von Diensten und Einrichtungen, (bi lviitwirkungschanc.en von Bür­

ger/innen, (c) innovative Infrastruktur- und Wohnprojelde, (d) I iodeile für ein multi!rulturelles 
Zusammenleben, (e) Gesundheitsförderung sowie (f) sozial- unf ;~mweltverträgliche Nutzungs­

mischung. Bei der Erneuerung von Diensten und Ein.J-:icbtuogen :ollen neue Infrastrukturmodelle 

"von unten" aus den jewemgcn Institutionen erwachsen veraltete Einrichtungen zu 
"Stadtteilzentren" umgewidmet und Hilfebörsen in Wolmqua_rti( r~n aufgebaut werden. Um die 

Müwirkungschanc.en zu erhöhen, sollen Bürgervereine als Trägt .r der städtischen Freizeitheime 

eingesetzt, neue Beteiligungsmodelle im sozialen Wohnungsball und bei der Realisierung der 

neuen Wohngebiete am Kransberg erprobt werden. Am Kronsbeq sollen auch neue Wohnformen 
für Familien, Behinderte, Senioren sowie eine neuartige Bflndelu:1g öffentlicher Dienstleistungen 

initiiert werden. Für Kinder und Jugendliche sollen neue mobile ö,_ngebotsformen entwickelt, ein 
Stadtteilbauernhof errichtet und Modellschulen (Nachbarschaftssclmle und berufsbildende Schule 

des Zl. Jahrhunderts) erprobt werden. Die Vorschlagsliste der J-,iode!le filr ein multikulturelles 
Zusammenleben in Hannover umfaßt: ein "Basarquartier" am 1{ronsberg für international ge­

mischtes Wohnen und Versorgen, ein Haus der Kulturen als int !rkultureller Treffpunkt und die 

Schulung von deutschen sowie nichtdeutschen Hannoveraner/inilcn zu "Kulturvennittler/inncn" 

und "St.adtfübrer/innen" während der EXPO 2000. Die GesundheilSförderung soll mit einem Ge­

sundheitsladen filr Information, Präsentation und Selbslorganis-ttion sowie mit einer Gesund­

heitskampagne zum Abbau von Ungleichheiten in der Stadt beitragen und schwerpun1.'1mäßig 

unterversorgten Stadtteilen zu Gute kommen. Unter dem Aspekt der Nutzungsmischung ist vor­

geschlagen worden, eine monofunktionale Großsiedlung für gemischte Nutzungen zu rekonstruie­

ren, Wohnen ohne eigenes Auto an bevorzugten Standorten in der Stadt zu fördern, Straßenver­

kehrsflächen für soziale Nutzungen zurückzugewinnen. analog zum Stadtautobahnnetz ein gefah~ 
renfreies Kinderwegenetz in der Stadt auszuweisen und undefmierte Restflächen Bürgervereinen 

zur Verfügung zu stellen, die sie zu Ökotopen umnutzen können. 

Handeln vernetzt Bedürfnisse und Interessen im gesellschaftlichen Kontext. Über 
das "Bezugsgewebe menschlicher Angelegenheiten" (H. Arendt) werden Indivi­
dualität und Gesellschaftlichkeit im Handlungsprozen miteinander verwoben. Han~ 

dein manifestiert sich in zweifacher Hinsicht als "Gleichheit und Verschiedenheit": 

Ohne Gleichheit gäbe es keine Verständigung, ohne Verschiedenheil bedürfte es 

des Handeins für Verständigung nicht (vgl. H. Arendt, 81994: 164). Zu unterschei­

den ist nach H. Arendt weiterhin in "Handeln und Hersteilenn. Handeln ist in 

"Isolierung" nicht möglich. Es gestaltet sich im "gesellschaftlichen Bezugsgewebe". 

(Aus-)Hande!n meint das Inbeziehungsetzen, Kennenlernen, Bewerten, Abstecken 

und Transparentmachen von Interessen. Hierauf aufbauend sind die Dimensionen 

der Betroffenheit an der Schnittstelle widerstreitender Inleressen zu erarbeiten. Mit 

Betroffenheit sind mit 0. Rammstedt Formen der sozialen, sachlichen und zeitli­
chen Infragestellung von Identität tbematisierbar (vgl. ders., 1981). Rammstedt 

charakterisiert Betroffenheit als 'lnfrageste!Iung von Alltagsroutine, Erwartungen 

und Interaktionen1
• Im Anschluß an entsprechende Operationalisierungsschritte sind 

die Rechte und Pflichten der in einer Handlungssituation vernetzten Akteure - etwa 
unter dem Aspekt 'Gerechtigkeit als Fairneß' - darzustellen (vgl. J. Rawls, 1977) 
und zu realisieren: "Nichtanerkennung oder Verkennung kann Leiden verursachen, 

kann eine Form von Unterdrückung sein, kann den anderen in ein falsches, defor­

miertes Dasein einschließen" (Ch. Tay!or, 1993: 14). Vor diesem Hintergrund 

könnten projekt- und akteursspezifische Qualitätsvereinbarungen am Beispiel der 

EXPO 2000 in Hannover entwickelt werden. 

Handeln, das Aushandeln von Interessenkonflikten in Problemlösungsverfahren 

oder ~entwürfen, verkehrte bzw. verengte sich in den vergangeneu Jahrzehnten 

immer umfangreicher zur "Herstellung" von Projekten, Plänen, Verfahrensvor­
schriften etc.- Herstellen vollzieht sich zunehmend isoliert, nach technischen Re~ 

geln, Programmen oder Referenzsystemen. In dieser Perspektive geht vielfach der 

Ort, der Raum bzw. die Sozialorientierung des Bezugsgewebes verloren. Sie ver­

weist auf die "Zerbrechlichkeit menschlicher Angelegenheiten" (H. Arendt, a.a.O.: 

180): "Dieser Versuch, ein Tun im Modus des Herstellens an die Stelle des Han­

deins zu setzen, zieht sich wie ein roter Faden durch die uralte Geschichte der Po~ 

lemik gegen die Demokratie, deren Argumente sich desto leichter in Einwände ge­

gen das Politische überhaupt verwandeln lassen, je stichhaltiger und beweiskräfti­

ger sie vorgetragen sind. Die Aporien des Handeins lassen sich alle auf die Beding­

heit menschlieber Existenz durch Pluralität zurückführen, ohne die es weder einen 

Erscheinungsraum noch einen öffentlichen Bereich gäbe. Daher ist der Versuch, 

Das Verfahren der Sozialverträglichkeitsprüfung steht somit nicht allein. Flanl<.iert 

wird es von den Leitmotiven des sozial-, umwell- und stadtpolitisch orientierten 
Progranuns "Stadt und Region als Exponat". Diese Verklammerung wurde im 

"Hannoverprogramm 2001" festgeschrieben und im Sommer 1994 vom Rat der 

Stadt Hannover verabschiedet (Landeshauptstadt Hannover, I994d). 

Damit diese komplexe Strategie aus der Summe ihrer Elemente den gewünschten 

Wirkungsradius entfalten kann, bedarf es eines Netzes, das alle Teile zusammen­

hält. Hier ist ein Zusammenspiel der zivilen Netzwerke gefordert. Inzwischen exi­
stieren eine Reihe ressortübergreifender und grenzüberschreitender Nelzvverke. 

Aber sie haben noch nicht das ~'Syntheseniveau" erreicht, die verschiedenen Leit­
motive rnil der Sozialverträglichkeitsorientierung zu i.n.tegrieren. Dazu ist es not­
wendig, daß sie die Beschränlctheit der jeweiligen städtischen, fachlichen oder poli~ 
tischen Teilöffentlichkeiten überwinden. Eine denkbare Lösung wtire eine Koordi­

nationsagentur wie zum Beispiel ein "Regionalforum
11 

beim Kommunalverband 
Großraum Hannover, das verschiedene Teilnetzwerke wie das 

11

top down" initiierte 
EXPO-Forum mit der Arbeitsgruppe 11 Sozialverträglichkeit der Planungu und die 

"bottom up11 entstandenen Lobbies usozialfontm11
, 

11 Kulturforum
11

, nökumenische 

EXPO AGn usw. miteioonder verknüpft. 

3. Soziologische Bewertung 

3.1. Sozia!verträglichl<eitsprüfung als Aushnndlungs· und Anerl<ennungs-

projekt bürgerschaftlieber Rechte 

Mit dem Konzept der Sozialverträglichkeit in städtischen Modemisie~ 
rungsprozessen unterstellen wir bei den verantwortlich Handelnden die Bereit­
schaft, anstehende Aufgaben nach den Regeln von sozialer Gerechtigkeit zu voll­

ziehen. Unser Interesse gilt somit der Frage, unter welchen Bedingungen die Sozi­

alverträglichkeitsprüfung zu einem Instrumentarium der Stadtentwicklung werden 

kann? Sind_diese Bedingungen nicht anzugeben, festzulegen und durchzusetzen, 

verkehren sich die Wirkungen politischer Entscheidungen -wie heute immer häufi­
ger zu beobachten - auch in Zukunft in ihr Gegenteil. Dies gilt insbesondere für 

Situationen, in denen bestimmte Personengruppen ihre Interessen nicht selbst bzw. 

in einem nicht ausreichenden Maß vertreten bzw. einklagen können. Wir meinen, 
ein solches Anliegen sollte gesellschaftspolitisch, normativ und handlungstheore-

tisch begründbar sein. 

der Pluralität Herr zu werden, immer gleichbedeutend mit dem Versuch, die Öf­
fentlichkeit überhaupt abzuschaffen 11 (dies., a.a.O.: 214 f.).ln Herstellungsprozeilen 
treten weiterhjn und in vielerlei Hinsicht normativ geprägte Ermessensspielräume 

ihrer ßearbeiterlnnen, Strukturen der Mißachtung legitimer Interessen in den Vor­

dergrund. Damit soziale Aushandlungsprozesse in städtischen Modernisierungs­

prozessen nicht in den Hintergrund treten und sodann zielinadäquate Lösungen zum 

Vorschein bringen, sind Herstellungsprozesse nach technischen Anleitungen mög­

lichst zu vermeiden. 

Eine normative Wendung erfahren entsprechende Aushandlungssituationen dann, 

wenn wir den Sachverhalt der Anerkennung bzw. wechselseitigen Zuerkennung 

von bürgerschaftliehen Rechten (U. Rödel u.a., 1989: 106) einbeziehen. Gemeint 
sind dabei die Rechte nicht nur von privilegierten Gruppen, sondern insbesondere 

auch von marginalisierten, ausgegrenzten Gruppen bzw. zunehmend auch die 

Rechte von Vertretern der oberen Unterschicht und unteren Mittelschicht Gemeint 
sind die Rechte auf politische Teilhabe, unversehrte Umwelt, auf Wohnung, Arbeit, 

Gesundheit oder lokale Identität: "Anerkennung ist nicht bloß ein Ausdruck von 
Höflichkeit, den wir den Menschen schuldig sind Das Verlangen nach Anerken~ 

nung ist vielmehr ein menschliches Grundbedürfnis" (Ch. Taylor, a.a.O.: 15 und A. 

Honneth, 1992). Die verständigungsorientierte Anerkennung von Rechten scheint 

in Aushandlungsprozessen eher verankerbar zu sein als in Herstellungsprozessen. 

Damit Handeln und hierin eingebettet die wechselseitige Anerkennung von legiti­

men Rechten mit Leben erfüllt und in soziale 'Ordnung' gebracht werden können, 

sind Handeln und die wechselseitige Anerkennung von Rechten gesellschaftspoli­
tisch zu verorten. Entsprechende Aufgaben zu erfüllen, verspricht das Konzept der 

Zivilgesellschaft Zivilgesellschaft meint einen anderen, einen gegenüber privile~ 

gierten Interessen zurückgenommenen und gegenüber unterprivilegierten Interes­

sen geöffneten Staat(sapparat). A. Gramsei (1967) versuchte mit dem Konzept der 

Zivilgesellschaft die Erweiterung der bürgerlichen Gesellschaft bzw. eine 

"spezifische Realität demokratischer Gesellschaften in den Blick zu nehmen, den 
umfassenden Komplex von Institutionen( ... ) in dem sich jene private Initiative zur 

Ausarbeitung eines für sie verbindlichen Konsenses entfallen kann, und in dem die 

gesellschaftlichen Widersprüche auf spezifische Weise, nämlich im Nahbereich 

von Interaktion, alltäglichen Gewohnheiten, Erfahrungen und Überzeugungen ( ... ) 

austragen werden" (S. Demirovic, 1991: 42). Zivilgesellschaft wird nach U. Rödel 

u.a. kritisch jeder Herrschaft entgegengestellt, die politische Kommunikationsrech­

te beschränken möchte und muß (1989: 83 ff.). Mit Zivilgesellschaft ist kein 
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"verfassungsrechtliches Minimum" gemeint, sondern eine historisch offene, soziale 
Spähre gemeint. Um das komplizierte Arbeitsverhältnis von Staat, Staatsapparat 
und Bürgern genauer zu bestimmen, legte J. Habermas (1992: 429 ff.)- im An­
schluß an B. Petcrs (1992) - ein formalisiertes Konzept ·;or, das die "Kommunika­

tions- und Entscheidungsprozesse des rechtlic;h verfaßtc.n politischen Systems auf 

der Achse Zentrum-Peripherien anordnet, durch ein 11 Sy:-;tem von Schleusen struk­

turiert" und das durch die 11ZWei Arten der Problemverarheitung" -die Entwicklung 

bindender Entscheidungen und die Legitimation von Ent!Theidungen - bestimmt ist. 

3.2. Ambivalenz von Sozialverträglichkeitsprüfungen als Mittel der Steue­

nmg von Etnblierten .. Außenseiter·Figurationen 

Die gegenwärtige soziale Situation der deutschen Großs·· ädte ist von tiefgreifenden 

Divergenzen geprägt. Die Armutsberichterstattung zur 1 Beispiel gibt Einblicke, 

welche Gestalt die Polarisierungen und Spaltung 'n angenommen haben 

CLandeshauptstadt Hannover, 1993). Dies ist Ausdruc c für "Etablierten-Außen­

seiter-Beziehungen" (Elias, 1990) in den Städten. Auf .ler einen Seite stehen die 

relativ machtlosen Teile der Bevölkerung, auf der am:eren Seite die machtstär­

keren. Armut und Unterversorgung sowie Reichtum u 1d Überversorgung korre­

spondieren mit diesen Strukturen auch sozialräurnlich. r inc Regelmäßigkeit dieses 

Figurationstyps ist. daß die eine Seite die andere von dc- n Macht- und Statuschan­
cen ausschließen kann und dies auch wirkungsvoll tu·. Die Gestaltungschancen 

werden vom Establishment monopolisiert, indem den A Jßenseitergruppen der Zu­

gang zu Informationen und Entscheidungen verwehrt wild. 

Am Beispiel der EXPO 2000 kann dieses Denkmodell anschaulich gemacht wer­

den. Das kommunale Establishment aus Verwaltung, P.Jiitik und wirtschaftlichen 

Interessengruppen verfolgt und unterstützt die Weltausstellung als Leitprojekt der 

Stadtentwicklung. "Ohne eine EXPO kämen ... beträchtliche Investitionen in Milli­
ardenhöhe nicht zustande", betonte der hannoversche Oberstadtdirek1or Fiedler 

mehrfach. Diesem Ziel werden alle anderen Ziele untergeordnet. Nur Synergien 

haben deshalb eine Chance, keine kontraproduktiven Maßnahmen. Das gilt insbe­

sondere für die Sozialverträglichkeit und die Sozialverträglichkeitsprüfung. Wenn 

ein Ausschluß und die Stigmatisierung der städtischen Auße!lSeitergruppen von 

Obdachlosen über Sozialfeempf<inger/innen bis hin zu alleinerziehenden Frauen 
und Familien von Kleinverdienern vermieden werden sollen, muß das Sozialver­

träglichkeitskonzept mit den Interessen des Establishments kompatibel gernacht 
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Abs. 6 ROG in der Fassung vorn 25.7.1991 miteinander verknüptl (" Raumordnungsverfahren 
mit integrie11er UVP"). 

Die "Sozialverträglichkeitsprüfung" könnte ähnlich wie ein ROV oder eine UVP konstruiert 
werden. Es müßten dann zwei wichtige Einschränkungen in Kaufgenommen werden, die 
spezifische Merkmale der gena-nnten Verfahren darstellen: 

I. Prüfungsgegenstände sind Planungsvorhaben oder Pläne und Programme im oben 
definierten Sinne( z. B. technische Großprojekte, lnfi-astrukturanlagen, staatliche oder 
kommunale Entwicklungspläne). 
2. Hauptakteure sind staatliche oder kommunale Behörden. Sie haben die 
"Verfahrensherrschaft". 

Für die Übertragbarkeit des Verfahrensmodells von ROV und UVP auf die 
Sozialverträglichkeitsprüfung sprechen folgende Gründe: 

- ROV und lNP sind gute Beispiele fur die "problembezogene" Organisation von hoheitlichen 
und gleichzeitig kommunikativen Verfahren im Vorfeld der Genehmigung von 
Planungsvorhaben und Plänen. 

-Sie erfilllen die Funktion Konsensbildungsprozesse zu struk"turieren, sehen also z.B. einen 
fonnellen Beginn vor und fuhren zu einem fonnellen vorläufigen Ende; sie initiieren, 
moderieren und filhren zu Abwägungsprozessen. 

-Im Unterschied zu "nonnalen" staatlichen Verwaltungsakten (wie Baugenehmigungen oder 
Planfeststellungen) enthalten sie auch Elemente, die in erster Linie der Informationsgewinnung 
und Verbreiterung der Entscheidungsbasis der Akteure dienen. 

-Sie dienen der Abstimmung und Koordination zwischen staatlichen Instanzen selbst und 
zwischen ihnen und privaten Vorhabenträgern. 

- Sie fuhren im Verhältnis zu privaten Eigentümern und allgemein Betroffenen zwar nicht zu 
rechtlich bindenden Entscheidungen, liefern aber die Möglichkeit zur Überprüfung von 
Lösungsvorschlägen und zur Einigung bzw. Kompromißbildung. 

-Sie ennöglichen pluraJistische Einigungsprozesse, geben aber auch Zuständigkeiten und 
Regeln vor, die fiir Beteiligte und Betroffene verbindlich und kontroltierbar sind. 

Dies kann am Beispiel der von uns untersuchten Verfahrenspraxis in Niedersachsen und Bayern 
erläutert werden: 

2. Raumordnungsverfahren in der Praxis: das Beispiel Bayern und Niedersachsen 

Zur Ablauforgarüsation: 

Sowohl fur Niedersachsen wie für Bayern spielt die Frühzeitigkeit des Beginns des ROV eine 
wichtige Rolle. Z.B. sieht Niedersachsen als Beginn eine "Antragskonferenz" vor, deren Ziel es 
ist, den Gesamtrahmen des ROV möglichst fiiihzeitig abzustecken und den Vorhabenträger 
möglichst früh mit den Anforderungen bekannt zu machen. hat er doch "alle geeigneten und 
entscheidungserheblichen Unterlagen" für die Umweltverträglichkeitsprüfung vorzulegen. 
Nach Vorlage der Antragsunterlagen sind alle berührten Behörden und Stellen gleichzeitig zu 

cn crcr -0 roro Q g.., ~~ " 
cno.~ .... -·~ '-"'c: "'!A:Js ~P>o :::;" c: ., 
">80.. 
(1) 0 :,J 
::> ..., c: 
=o.=: 

;;-'::;:l(JQ 
c: c: 
"'= OOCJ.. 

§ t"' 
0..§ 
r'o.. 
"' (!) 
::> "' o.,"O 
(!)-

"' "' -o"' -<= 
§ ::> 
c:f!O 
& 
~ e.. 
"' 

r'"r1~9J 
§ ;;:~"' 
o..&8[:! 
CD Cll 0 .., 
cn:::l..,~ 

""2. ~ 0.. };jJ 
j:))fll::too 
:::3 j:)) J:: flj: 

"'""::J~ ::J"'oo oo::>cn 
cn o..< ::l OOcornoo 
~'""1S>o.. 
<!> e.. :::;" " ...... ,....,....,tll 
Nroro,.,.., 
(tl;:1::J".-v 

?~a.~ 
~::l g..8 
oo..~o 
.._.~O"'a 
aq..,~:;j 
liJ(\)=:l~ 
~ "'0 0.. ::J 

~ &~aa 
g._ ~ $!.QQ 
..... "::l <!> 
(!) ::r "' cnflj(!)Cll 

~wa;~ 
~'""1(')tn 

2 ::r:~ 
8zroo 
2loälo ....... .., OQ ._" 
p".O..~c: 
~ 8-- .. r-+ 8 
.. ~·tn 0.. 

:::1 CD (t) 

~;:;:1:' 
"'"'""' ~~0\ 
!::">VPJ 
E.: (ll -. g :;. 8 

(!) ..... 
CD,@ PJ s ;:;: öf 
o..cn,_. 
c ,_. \0 
...., ::I 00· 

&!!!:,-o 
&.gj~ 
<!> .., 

0.. 
~ 

c: C/'J @ er CD :::0 
S.~n~s~ 
~ ...... g-@ ~c:8 
cn~::-:n-· c:<o::r0lo 
()(t)::::r' ............ ~ 
::r' :::1. _... ~ CD 0.. 
...... ..., ...... _...,.c ::J 

"" "'' " :%! "" c: eöoo&CDCD::J 
...,~c:a.ctoa g. S!: 5. CO PJ! < 
::J~rnF<E..ro 
. ~·"' "'r;· ~ 

"' -· "' ::r öf '"'='i4~@co 2, ,.,... "' ;::;: ::l 

2' "" -· "' 
& ~ 5·2, '@ 
gc:o..2'<' 

::Jro:::~V 
0.. 0.. ..., OQ .-
;;; • '1:1 (1) ~ 

::> ~..., ::>" <!> • 0.. = ~. o e 
"' "'-·8 :::1 ~ ::r' CD 

0.. §' "'' ~:%! tll ::s r;:: g.. 
0""1:11 ,.". -<t>OO <; 
(D'::l::lcn"' 
::1 !::. =:. e.. q. 
C:tn ...... _j:)): 
::> 0.. ,.,..00 
~ < (1) "'' :::::: 

~ ~ 8 ~ & 
o.. er ,.,.., -· " - . "" "" 8 (1) Dl o..ON;::;.· 
3 2?<~..gj 
o"'8"'2' 
<!> 8 8 2' 
"' er8::l 
-· -· <!> 00 

g. ~· §.~ 
..gj ::1. § 
c: ~00 
§- ..., §. ';;;" 

0.. ...... -· g <l>o.,::l 
('D c (D 0... 
.., ::l 8 ttJ 
::l 0.. <!> 

"'' "' ~ c;;· 1'f c: 0 '8. 
.., g..<: ~ 

<!> 

2? .., 

.... 
:;\! 
0 
< 
= [ 

~ 
"t1 

"' in 
< 
0 

3-
~· 

1:\: 
<!> .., 
131 .., 
()') 
0 
f::l. 
r::.. .., 
s. 
~: 

II<> 

'"" ,., 
r:r 
[ 
~ 
2: 
2' 
= i 
•>I 

::e=: 
"' 0 s [ 
0 ..... .., 1::: 

§-8-
= "' ;::J .., 

ae> 
~ !;; 
"''0 ;.a 
='"' 
::il i:f' 

= = 1::! 
c., 
:>:' 

I e. s ..... 
~· .., 
<!> 

;p 
i*-
r:J: 
0 
Cl 

~ 
< 

~ 
~ 
g. 
:>:' 
Ql. 
.§' 
i:l: 
§' 
ae 

§f 

;J:;.:I 
"' /:. :="Cl 

=· iJl ~ w 
l:f'r:J: 
<!> ('\) 

c:::iil 
~· §. 
~ 
~· ..... 
"" .... 

J 
= "' f ao 

;,:,;- = 
oill 
<!> 0" 

"' "' ~ f;j = ;:;: 
~~ 
NCI 
:?-rrc 
' N>=' 
Q\\0 . "" =.!>. • Q. 

'"'""' """' ""oo .:!:lrn 
:>:' 
r:J: 
0 
Cl 
()') 

S' 
Q. 
';" 

Cl 

~ 
~ 
tG. 
0 
Cl 

"' ~ 
f::l. 
0 
0 

tG. 
"' 
~ 
8 
()') 

beteiligen und die Einbeziehung der Öfi"entlichkeit ist zu veranlassen (Punkt 3.2. des Entwurfs 
der Durchfuhrungsverordnung vom April 1991 ). 

Der Einleitung des ROV geht in Niedersachsen in der Regel ein Antrag durch den 
Vorhabenträger voraus. Dennoch erfolgt der Anstoß des Verfahrens formell nur von Amts 
wegen (Interview 2, Januar 1991). In Bayern kann das Verfahren von Amts wegen oder auf 
Antrag eines Planungsträgers eingeleitet werden (Art. 23 Abs. 2 BayLpiG), dennoch 
entscheidet die Landesplanungsbehörde allein über die Einleitung. Niedersachsen sieht vor, daß 
die Landesplanungsbehörde, die von einem beabsichtigten Vorhaben Kenntnis erhält, dem 
Vorhabenträger schon vor Antragstellung eine Antragsberatung anbietet, die dann als die 
genannte Antragskonferenz stattfindet (Erör1erung des Gegenstandes, des Umfangs und der 
Methoden der Prüfung der Umweltverträglichkeit). 

Dennoch soll vermieden werden, daß die Landesplanungsbehörde z.B. von privaten 
Antragstellern in Dienst genommen wird (aJs eine Art Gutachterstelle mißbraucht wird) oder 
auch von der Politik über das Weisungsrecht "beauftragt" wird. Die Behörde muß zum Erhalt 
"der Kultur" des ROV deshalb strikt aufihrer Verfahrenshoheit bestehen (Bayern). Dies gilt fiir 
die Einleitung und Durchfuhrung, besonders aber fiir die Gesamtabwägung und 
Ergebnisformulierung nrn Ende des Verfahrens. 

Zu den Verfahrensbeteiligten 

Das ROV bleibt in Bayern, stärker als in Niedersachsen. im wesentlichen ein Verfahren in dem 
sich Behörden untereinander koordinieren und abstimmeiL Nur fiir die öffentlichen 
Planungsträger gilt die Berücksichtigungspflicht der Ergebnisse des ROV (s.o.). Gegenüber 
anderen, auch gegenüber dem etwa in Niedersachsen fonneU beteiligten Träger des Vorhabens 
und gegenüber anderen einzelnen hat das Ergebnis des ROV nach§ 6a Abs. 10 trotz 
Partizipationsmöglichkeit keine unmittelbare Rechtswirkung. 

Das Partizipationsangehot gilt in Niedersachsen ausdrücklich auch fur Bürger und 
Bürgerinitiativen. Die Begründung fiir das niedersächsische Vorgehen: "Wir wollen mehr tun 
als vielleicht nötig ist und die privaten Interessen oder die Interessen der Bürgerinitiativen 
bereits zu einem so frühen Zeitpunkt mit einbeziehen. damit es dem Planungsträger auch 
ermöglicht wird, die Maßnahme zum Wohle des Gesamtraumes oder eines Teilraumes auch 
später in der gebotenen Kürze durchfilhren zu können" (Schnitker 1979, S. 88). 

In Bayern wird dagegen die Frage nach der Beteiligung von Verbänden, Vereinigungen, 
Privatpersonen und Bürgerinitiativen vor allem durch den Hinweis beantwortet, daß diese dazu 
führen könnte, daß die Gemeinde als Vertreterio ihrer Bürger umgangen und die 
Landesplanungsbehörde damit in den Hoheitsbereich der Gemeinde eingreifen würde. Die 
Bürgerbeteiligung wird auch deshalb abgelehnt, weil die Schwierigkeit entstehen würde, die 
"nur zufalligen und häufig einseitigen Stellungnahmen" einzelner Interessenten gegenüber den 
"fundierten Positionen von FachverwaltungenH abwägen zu müssen. Beteiligung setze 
Expertenwissen und eine Gemeinwohlorientierung vorauS und müsse deshalb auf die 
öffentlichen Planungsträger beschränkt bleiben. Selbst wenn Bürger nals selbsternannte 
Gutachter" aufträten oder auf eigene Kosten Gutachten in Auftrag gäben, blieben 
Bürgeräußerungen inuner sehr einseitig und parteilich. Wichtige Informationen und 
Stellungnahmen. die auch fachlich fur das ROV verw-endbar seien, seien aus Bürgeräußerungen 
deshalb nicht zu entnehmen. 

Der häufig private Vorhabenträger hat in Bayern zwar eine definierten Sonderstatus (er reicht 
die Verfahrensunterlagen ein und ist Adressat der Iandespinnerischen Beurteilung), rechnet 
aber fonneU nicht zu den Beteiligten (Bayerisches Staatsministerium fur Landesentwicklung 
und Umweltfi-agen: Bekanntmachung zur Durchfuhrung von ROV in der Fassung vom 
27.3.1984). 

In Niedersachsen werden "soweit sie berührt sein können" "die nach § 29 
Bundesnaturschutzgesetz anerkannten Verbände" formell beteiligt. Auch in Bayern werden 
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"soweit sie sachlich berührt sind" und "ftir eine Beteiligung- außerdem- in Betracht kommen"; 
"fachliche Verbände und Vereine, wie der deutsche Alpenverein <..:.V., der Bund Naturschutz in 
Bayern c.V., der Bayerische Bauemverband, Fachverbände in den Bereichen des Handels, der 
Industrie, des Handwerks und des Fremdenverkehrs, Zusammenschlüsse von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern u.ti." beteiligt. 

Die Erweiterung des Beteiligtenkreises über die öffentliche Verwaltung hinaus kann als Schritt 
zu einer Experten- und Interessentenbeteiligung verstanden werden. Sehr deutlich wird aber an 
der Unterschiedlichkeil der ROV der beiden Bundesländer hinsichtlich der privaten 
Vorhabenträger und der Vorsicht, mit der Interessenorganisationen einbezogen werden, daß 
sich hier recht grundsätzliche Schwierigkeiten der Grenzziehung des Beteiligteniereises 
verbergen. Denn natürlich kann, wenn der Kreis der Beteiligten erst einmal über die Behörden 
hinaus erweitert ist, die Verantwortlichkeit und Bindungswirkung der Verfahrensergebnisse 
nicht mehr als Ausschlußkriterium dienen. Eine weitere Ausdehnung der Beteiligten kann nur 
nach anderen Kriterien abgelehnt werden. Vor allem kommt dann das Argument zur Geltung, 
daß weitere Beteiligte die Verfahrensdauer unangemessen verlängern und verkomplizieren 
würden (Interview I, Januar 1991). 

Trotz der scheinbar strikten Begrenzung in Bayern ist rechtlich gesehen auch hier eine 
Vergrößerung des Beteiligtenkreises möglich. "Daneben beteiligt die zuständige 
Landesplanungsbehörde nach ihrem Ermessen auch sonstige betroffene Planungsträger." "Sie 
kann darüber hinaus aus wichtigen landesplanerischen Gründen sonstige natürliche und 
juristische Personen in geeigneter Weise beteiligen." (Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums fur Landesentwicklung und Umweltfragen in der Fassung vom 30.10.1975, 
II 1., Satz 2,3). Eine entsprechende Klausel enthalt der Entwurf d.:!s Runderlasses des 
zuständigen niedersächsischen Ministeriums vom Aprill991 im Punkt 3.2.1.2: "Natürliche und 
juristische Personen des Privatrechts sowie örtliche Initiativen und Interessengruppen können 
am Verfahren oder an einzelnen Verfahrensabschnitten beteiligt werden". Diese 
Kannbestimmung spricht offen die Beteiligungsmöglichkeit von Bürgerinitiativen an. 

Das ROV nimmt also im zeitlichen Ablauf der Entscheidungsprozesse und im 
Abstimmungsprozen zwischen den Beteiligten neben den formellen Funktionen gleichzeitig 
eher "informelle" Aufgaben wahr, die aber von den Interviewpartnern sowohl in Niedersachsen 
als auch in Bayern als sehr wichtig angesehen werden. Sie bestehen darin, daß durch den 
formellen Beginn des ROV das Vorhaben und die Planungsunterlagen sehr frühzeitig öffentlich 
gemacht werden., d.h. zu einem Zeitpunkt, wo noch über Alternati·.;en zum Vorhaben 
nachgedacht werden kann. Zu diesem Zeitpunkt seien Interessengegensätze häufig noch nicht 
verhärtet, es ergäbe sich rechtzeitig die Möglichkeit "Dampfabzuhssen11

; das Verfahren wirke 
zwischen Interessengegnern und in der Öffentlichkeit infonnierend und aufklärend, es 
entemotionalisiere und rationalisiere dadurch den Konsensbildungsprozeß. Gerade auch sein 
Charakter als Vorverfahren, das zu noch nicht endgültigen Ergebnissen fiihre, also die 
Möglichkeit offenhalte, eine andere Alternative des Vorhabens oder gar keine zu realisieren., 
mache dies möglich. Insofern trage das ROV (fur den Vorhabenträger überwiegend kostenlos) 
zur Verbreiterung der Beurteilungsbasis fur ein Projek1 durch den gesanunelten 
Expertensachverstand aus den Fachverwaltungen bei, die sich teilweise mit sehr hohem 
Kostenaufwand auch wissenschaftlicher Gutachten bedienen. Allerdings stelle sich in den ROV 
auch die Unüberbrückbarkeit vieler Interessengegensätze heraus. Die Behörden könnten durch 
das Fachverfahren gesellschaftliche und politische Zielkonflikte nicht lösen; gerade deshalb 
wird von bayerischen Behörden die formelle Beschränkung des ROV aufseinenjetzigen 
Umfang und nicht seine Erweiterung durch zusätzliche Formen der Bürgerbeteiligung fur 
notwendig gehalten. 

Dies weist auf einen Hauptunterschied zwischen den genannten Fachverfahren und einer 
Sozialverträglichkeitsprüfung hin: die Notwendigkeit der Ausweitung des Beteiligtenkreises 
bei einer Sozialverträglichkeitsprüfung könnte aus dem genannten Grunde kaum bestritten 
werden, wäre das Verfahren selbst doch auflnformation und Kommunikation mit Individuen, 
Gruppen und Organisationen wesentlich stärker angewiesen als UVP und ROV. Diese 
Verfahren zeigen aber, daß die Ausweitung des Beteiligtenkreises auch in hoheitlichen 
Verfahren unter bestimmten Voraussetzungen rechtlich möglich und praktikabel ist. 

-------· 

- Ähnlich untersuchen Gassner!Winkelbrandt bei den Auswirkungen der Projekte auf den 
Menschen "Umweltnutzungen". Umweltrelevante Aspekte der Umweltnutzung sind nach ihrer 
Meinung vor allem im Bereich "Erholung/Fremdenverkehr" zu erfassen und werden dort 
hinsichtlich des WaldwFreiflächen-Verhältnisses, der Oberflächengestalt usw. beurteilt. Sogar 
bei der Umweltnutzung "Wohnen" arbeitet man mit ausschließlich baulichen und physischen 
Indikatoren: z.B. aus den Bereichen Boden: (baulich genutzte, nicht genutzte, kontaminierte 
Böden, Rückbau, Reaktivierung usw.) und Gewässer (Versickerungsgrad, Vorranggebiete für 
Wassergewinnung, Abwasserreirugung, Renaturierung von Gewä~sem usw.). 

- Bei der Ermittlung der Projektauswirkungen auf die Landwirtschaft betrachtet man 
Schadstoffeinträge und typisiert die landwirtschaftlichen Nutzflächen nach Sensivitätstypen 
gegenüber Schadstoffen, bei der Untersuchung der Auswirkungen eines Vorhabens auf 
"Kultur- und sonstige Sachgüter" denkt man vor allem an Bodendenkrnale, Brücken, Türme, 
Tunnel und Gebäude und an ihre Beeinträchtigung durch Versiegelung, Abgrabungen oder 
Aufschüttungen, Lärme oder Abgase. 

In dieser Fonn kann eine UVP zur Prüfung der Sozialverträglichkeit eines Projektes eindeutig 
keinen Beitrag leisten. Es kommt ein Verständnis von Umweltschutz zum Ausdruck, nach dem 
auch dort, wo es um die Verträglichkeit von Projekten für den Menschen gehen soll, nur die 
dinglichen Erscheinungsformen und Konkretisierungen von sozialen Prozessen betrachtet und 
auch diese nur in einer völlig zuf<illigen Auswahl einbezogen werden. 

Das ROV nach dem Raumordnungsgesetz läßt eine umfassendere Berücksichtigung sozialer 
Belange erwarten, sind doch in § 1 Leitvorstellungen der Raumordnung formuliert, in denen die 
freie Entfaltung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft und die Gleichwertigkeit der 
Lebensbedingungen in allen Teilräumen als Ziele genannt sind. Weiterhin heißt es in den 
"Grundsätzen der Raumordnung" nach § 2, Absatz 1, Satz 2: "Die räumliche Struktur der 
Gebiete mit gesunden Lebensbedingungen, insbesondere mit ausgewogenen wirtschaftlichen, 
sozialen, kultureUen und ökologischen Verhältnissen., soll gesichen und weiter entwickelt 
werden. In Gebieten., in denen eine solche Struktur nicht besteht, sollen Maßnahmen zur 
Strukturverbesserung ergriffen werden." 

Wirtschaftsstrukturelle, sozialstrukturelleund ökologische Ziele werden also eng miteinander 
verbunden und mit territorialem Bezug sehr prinzipiell formuliert. In anderen Grundsätzen der 
Raumordnung wird deutlich, daß sie neben regionalpolitischen und infrastruk1urpolitischen 
Zielen auch genuin wirtschafts- und sozialpolitische Ziele beinhalten. 

In Raumordnungsverfahren soll festgestellt werden., 
11 I. ob raumbedeutsame Planungen oder Maßnahmen mit den Erfordernissen der Raumordnung 
übereinstimmen, 
2. wie raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen unter den Gesichtspunkten der 
Raumordnung aufeinander abgestimmt oder durchgefiihrt werden können." 

Das ROV wäre von diesen gesetzlichen Grundlage her also grundsätzlich in der Lage die 
Aufgaben einer Sozialverträglichkeitsprüfung mit zu übernehmen. Wie unsere Erhebung über 
die Erfahrungen mit den Raumordnungsverfahren in Bayern und Niedersachsen ergeben haben, 
sind die Verwaltungen auch im praktischen Umgang mit dem Instrumentarium ROV vertraut 
und benutzen es unter den beiden oben erwähnten Aspekten der Herstellung bindender 
Vorgaben filr den obrigkeitlichen Entscheidungsprozeß und als Infonnations- und 
Kommunikationsmittel. Allerdings zeigt sich auch, daß sich die ROV im wesentlichen auf 
räumlich- physische Prüfkriterien beschränkt. (So verlangt etwa Niedersachsen im 
Raumordnungsverfahren mit integrierter UVP fur Abfallentsorgungsanlagen im 

Sozialverträglichkeitsprüfungen solltenjedoch ebenfalls als "Vorverfahren" institutionalisiert 
werden, d.h. im Vorfeld der formellen Entscheidungen stattfinden. Wie UVP und ROV wären 
sie "Untersuchungs- und Prüfstrategien, nicht politische Kurskorrekturen oder 
Zulilssungsverfahren" (van den Daele, 1993, S. 236). Nur dann würden keine Probleme 
dadurch entstehen, daß die Öffentlichkeitsbeteiligung, Interessenten-, Verbandsbeteiligung und 
Offentlichkeitsbeteiligung "sozusagen aufZuruf erfolgt". ("Wer sich laut genug meldet, ist 
dabei.") (van den Daele, 1993, S. 241). Ansonsten wttren ernsthafte Problerne hinsichtlich der 
Legitimation der Beteiligten und der Bindungswirkung der Verfahrensergebnisse zu 
befurchten; die hoheitlich Entscheidungskomponente würde vermutlich verloren gehen und aus 
dem Verfahren ein sehr selektiver Aushandlungsprozess außerhalb öffentlicher Verantwortung. 

Als Ergebnis der Untersuchung der praktizierten ROV lassen sich eiruge Funktionen der 
Partizipation benennen, die auch eine Sozialverträglichkeitsprüfung erftillen würde, wenn sie 
wie diese Verfahren konstruiert würde. Durch den Beteiligungsprozess 

- werden Kenntnisse über Situationsbedingungen und Handlungsziele beigetragen, die das 
Risiko von Beurteilungsfehlern verringern (Aufklärungsfunktion) 

- wird die Zustimmung oder Ablehnung von anderen fachlichen Positionen bzw. 
Interessenpositionen signalisiert (Frühwamfunktion) 

- kann die Berücksichtigung von Minderheitspositionen versucht werden 
(Kompensationsfunktion) 

Behauptet man., daß die Sozialverträglichlceitsprüfung ähnlich konstruiert werden könnte wie 
die UVP und das ROV, stellt sich natürlich auch die Frage, ob nicht bereits ROV und UVP die 
Aufgaben einer Sozialverträglichkeitsprüfung wahrnehmen. 

3. UVP und ROV lcönnen die Sozialverträglichkeitspriifung nicht ersetzen 

Auf den ersten Blick ist die UVP in der Lage auch inhaltlich die Aufgaben einer 
Sozialverträglichkeitsprüfung zu übernehmen. Denn die UVP umfaßt die" ... Ermittlung, 
Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen eines Vorhabens auf 
1. Menschen., Tiere und Pflanzen, Boden., Wasser, Luft, Klima und Landschaft, einschließlich 
der jeweiligen Wechselwirlrungen, 
2. Kultur- und sonstige Sachgüter." (§2 (1) UVPG) 

Damit geht es also in der UVP ganz eindeutig nicht allein um die Auswirkungen der Vorhaben 
auf die natürliche Umwelt • sondern auch auf die anthropogen gestalteten kulturellen 
Gegebenheiten und "die Menschen" -wie man interpretieren könnte also auch um menschliche 
Sozial- und Wirtschaftsformen, Siedlungen und Nachbarschaften in dem WirJ..:ungsbereich des 
betreffenden Vorhabens. 

Allerdings wird das UVPG nicht so ausgelegt. Z. B. werden in dem verbreiteten methodischen 
Leitfaden zur UVP von Gassner!Winkelbrandt die Projektauswirkungen auf das Leben, die 
Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen so untersucht, daß als wesentliche 
Auswirkungsparameter in diesem Bereich die Immissionen im Sinne des §3 Abs. 2 BimSchG 
sowie die Wasserverunreinigungen gelten. Als wichtigste Indikatoren werden die 
schadstoffbedingten Krankheiten angesehen und damit in erster Linie medizinische statt 
soziologische Kenntnisse erforderlich .. 

Indikatorenbereich Mensch/Siedlung Angaben über den Entzug möglicher Siedlungs- untl 
FreiOächen, die Gesundheitsgefrthrdung, die Beeinträchtigung durch Ltirm- und 
Schadstoffimmissionen, die Störung des Naturerlebnisses , die Beeinträchtigung der 
Erholungsnutzung(Niedersächsisches Innenministerium 199 I). Soziale oder wirtschaftliche 
Probleme und Ziele werden in konkreten ROV dagegen nur in sehr allgemeiner Form in der 
Iandesplanerischen Beurteilung mitberücksichtigt Insbesondere die Konkretisierung der 
sozialen Schutz- und Ausgleichsziele, die im ROG enthalten sind, bereitet in den ROV offenbar 
größte Schwierigkeiten. Um so größer werden diese Schwierigkeiten bei einer 
Sozialverträglichkeitsprüfung. 

4. Zur Zielfindung und Definition von Bewertungskriterien in der 
Sozialvertriiglichkeitsprüfung 

In der Sozialverträglichkeitsprüfung werden Ziele und Bewertungskriterien notwendig, die 
weder mit wissenschaftlichen Sachverstand noch durch politisch-administrative 
Definitionsmacht zureichend festgelegt werden können. 

Dies wird in der Sozialverträglichkeitsprüfung noch deutlicher als in der UVP. weil es im 
sozialen Bereich, im Unterschied zur Umweltplanung, keine plausiblen Optimalitätskriterien 
gibt. Die Umweltwissenschaften verfUgen ja mit dem Modell der unberührten Natur über ein 
regulatives Ideal, an dem die Bewertungsstandards geeicht werden können. (Methodisch die 
"ökologische Nullbelastung"). Es gibt der Umweltplanung eine nonnative Richtung vor, 
obwohl es längst nicht alle ihre Operationalisierungsschwierigkeiten beseitigt (van den Daele, 
1993, S. 228). Auch in der räumlichen Umweltplanung bildet das "natürliche Okosystem", 
vorstellbar als eine Art Urlandschaft, das gedankliche ökologische Rückgrat, sogar bei der 
Analyse urban-industrieller Landschaften. 

Im gesellschaftlichen Bereich sind die Ziele, die man für wünschenswert hält und die 
Beurteilungsstandards ebenfalls nicht völlig frei bestinunbar. Die Verfassungsziele und 
allgemein anerkannten Bewertungsmaßstäbe wie soziale Gerechtigkeit, Sicherheit, Frieden., 
allgemeine Wohlfahrt, Schutz der Menschenrechte, politischer Fortschritt und Lebensqualität 
bilden die Grundlage fiir die Sozialverträglichkeitsprüfung. Allerdings: (van den Daele betont 
dies in seinem Aufsatz "Sozialverträglichkeit und Umweltverträglichkeit" zurecht; van den 
Daele, 1993, S. 232 fl) kann man auf diese Weise "Sozialverträglichkeit" noch nicht definieren. 
Es werden Konkretisierungen und Konsensbildungsprozesse erforderlich, wie wir sie am 
Beispiel der ROV kennengelernt haben. {Auch in der Raumordnung gibt es einen 
Grundkonsens über Bedürfuisse und Basisinstitutionen, der als Ausgangspunkt den 
Bewertungsprozessen zugrundegelegt werden kann). 

Neben diesen Positiv-Zielen als Maßstäben fiir Sozialverträglichkeit sind aber auch die 
"Venneidungsziele" zu berücksichtigen, also die Gesichtspunkte der vorsorglichen Abwehr von 
Schäden (und da stimme ich mit van den Daele weniger überein. Vgl. van den Daele, 1993, S. 
230,23 I). Insofern kann man Sozialverträglichkeit durchaus an bestimmten 
Funktionsbedingungen und Funktionsproblemen der Gesellschaft messen. Z.B. kann die 
massenhafte Abwanderung der Bevölkerung als Indikator fur den drohenden Zusammenbruch 
einer Sozialstruktur gewertet werden und man kann daraus Kriterien für Sozialverträglichkeit 
gewinnen. Nicht nur bei der Betrachtung lokaler und regionaler sozialer Systeme in den neuen 
Bundesländern erweist sich z.B. dieser Indikator als wichtig. 

Allerdings können weder Positiv- noch Negativmaßstäbe und Indikatoren "objektiv" ermittelt 
oder durch Machtinstanzen dekretiert werden. Deshalb sollte nicht nach gesellschaftspolitisch 
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oder rechtlich legitimierten Institutionen gerufen werden, von denen die 
Entscheidungstechniken, Bewertungsverfahren und Ergebnisse vorgegeben werden könnten. 
Denn Ausgangspunkt der Diskussion über die Offenlegung von Entscheidungsprozessen war 
gerade das wachsende "Mißtrauen einer Öffentlichkeit, die nicht einfach länger bereit ist, dem 
Experten einen generalisierten Vertrauensvorschuß zu gewähren" fEvers, Nowotny, 1987, S 
199). 

Sozialverträglichkeitsprüfungen müssen es leisten, daß in ihnen der Pluralismus der Werte und 
die Konkurrenz der Entwürfe (van den Daele. 1993, S. 234) zum Ausdruck kommen und 
konstruktiv genutzt werden, so wie sie ja auch in der westlichen Gesellschaftsverfassung nicht 
einen Mangel darstellen, sondern über das Prinzip der checks und balanceseine ihrer 
Grundlagen bilden. 

Das heißt, welche Maßstäbe sich aus den Grobzielen ableiten lassen, muß in der Einzelpti.ifung 
jeweils neu ennittelt werden un.d in diskursiven Prozessen konkretisiert werden, aJso auch im 
Strcet darüber, wie die gesellschaft.lichen Ziele und Funktionsprobleme im konkreten 
Beurteilungsfall zu interpretieren sind. Dennoch sollte der Vorteil der wissenschaftlich 
fundierten Berechnung von Nutzen und Kosten und der Objektivierung und Rationalisierung 
von Entscheidungen, sowie die Berechenbarkeit aufgrundder fonnalen Regeln des Verfahrens 
nicht aufgegeben werden. Allerdings muß wissenschaftlich und administrativ so vorgegangen 
werden,. daß dabei die soziale Verständigung nicht überflüssig wird. Diese widersprüch.lichen 
Anforderungen ließen sich durch "flexible" Verfahren einlösen, die der Projektkomplexität und 
Konfliktintensität entsprechend modifiziert eingesetzt werden (vg1. Ebert, Gnad, Stierand, 
1992, S.115 ff). 

Derselbe Gedanke der Flexibilisierung läßt sich auf die Bewertungsverfahren als Elemente 
einer Sozialverträglichkeitsprüfung anwenden. Mit Hilfe des Computers können Bewertungen 
in verschiedenen Varianten entsprechend den unterschiedlichen Zielsetzungen "durchgespielt" 
und einander gegenüber gestellt werden. In der Konsequenz unbeabsichtigte Ergebnisse 
können schneller korrigiert, evtl. Kompromisse der Konfliktparteien sofort berechnet, 
dargestellt und evtl. geändert werden; der Prozeß der Konsensbildung läßt sich dabei durch die 
Verfugbarkeit einer breiten sozialwissenschaftliehen Wissensbasis unterstützen. 

Soziale Qualitätsziele in konkreter Fonn sollten also durch Verfahren ermittelt werden, die den 
diskursiven Prozell provozieren, ihn allerdings auch helfend strukturieren und moderieren, 
indem sie z.B. Infonnationen zu Verfugung stellen, Zielalternativen entwerfen, einen äußeren 
Rahmen setzen (z.B. Anfang und ein vorläufige,. Ende der Auseinandersetzung der 
Konfliktparteien vorsehen) und zu einer politisch kontrollierbaren Entscheidung fuhren. 
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Informationen zur Rnumentwick1ung, Heft 2/3 1979, S. 115-126, S.IIS 
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Vierteljahressehrift, 34. Jg. (1993), Heft 2, S. 219-248 

Decker, J; Ebert, 0.; Hater, K.; Jansen, T.; Ritscherle, M.; Zlonicky, P.: Gutachten zur 
Beurteilung der Sozialverträglichkeit von Umsiedlungen im Rheinischen Braunkohlenrevier. 
Dortmund: ILS-Schriften 48, 1990 
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GerdaSpeiler 

The "Evldence" of Seclai Impact Assessments in Europe 

Preliminary Oulline 

The EIA Directive 85/337/EEC was adopted on the 27 June 1985 and required 
transposition into nationallaw by the Member States by 3 July 1988. Article 11 of 
the EIA Directive required the Commission to send the European Parliament and 
the Council a report an its application and effectiveness at1er five years. 

The 'Rve Year Review' was extended to six years and was carried out by the EIA 
Centre at Manchester University with the help ot contributors from each of the 
Member States. Considerabie differences were found. This review now forms the 
basis of the current proposal for a new Directlve to modify t11e EIA Directive. This 
proposal was adopted by the Commission an 16 March 1994. 

After careful scanning of the report it became clear that an one item countriss were 
in agreement: Iet usjgnore Soclallmpact Assessment (SIA). Al1hough the EIA 
Directive, Artfeie 3, clearly states that "direct and indirect eftects ot a project" on ... 
~human beings' ... and the ·cultural heritage~ are to be assessed, there is no official 
evidence of it even being considered. Kevan Norris of OG XI (personal 
communication, September 1994) defended i1s absence by slating that, to include a 
requirement to carry out an SIA when a development project affected human 
beings, would be too unpopular with Member States. 

There is one other interesting development. The EIA Direclive does not contain a 
general requirement for the monitaring of the construction and operation of a 
project. Kevan Norris (EIA Conference. York, UK, 1994) explained that the 
Garnmission considered including a monitaring provision in the present proposal, 
but, an adopting the proposal, stated that before submitling a proposal an 
monitaring "it intends to examine in greater depth the costs and benefits of such 
adoption and its compatibility with the subsidiarity principle" The Commission 
intends to launch such a study by the end of 1994. 

lt seems only logical that the Impacts of a project should be. monitared during the 
construction phase and the oparational phase, if only to verify whether predicted 
impacts had been assessed correctly: More importantly, monitaring may highlight 

Ebert, Ralf; Gnnd, friedrich; Stierand, Raincr: Erfahrungen zur Bürgerbeteiligung - Ansätze 
ftir Raumordnungsverfahren? Oortmund: Institut fur Raumplanung Universität Dortmund, 
Berichte Nr. ) I, I 992 

Evers, Adalbert; Nowotny, Helga: Üben den Umgang mit UnsicherheiL Die Entdeckung der 
Gestaltbarkeil der Gesellschaft.. Frankfurt/M.: Suhrkamp, 1987; S. 199 fT 

Gassner, Erich; Winkelbrandt, Arnd: UVP. Umweltverträglichkeitsprüfung in der Praxis. 
2.Aufl., München: Rehm, 1992 

Niedersächsisches Innenministerium: Leitfaden zur Durchführung von Raumordnungsverfahren 
mit integrierter Prüfung der UmweltverträglichkeiL Hannover: März 1991 

Schnitker, R.: Formale Beteiligung öffentlicher Planungsträger und Mitwirkung Privater im 
Rnhmen des Raumordnungsverfahrens, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 
213.1979, S. 87-89 

Zoubek, G.: Das Rnumordnungsverfahren. Eine rechtsvergleichende Untersuchung des 
förmlichen, Iandesplanerischen Abstimrnungsinstruments. Münster 1978 

impacts which had been overlooked and this may be one way of increasing 
awareness of Social Impact generally and Psycho-Social Impacts in particular. 

lt has proved enormously difficult to collect useful information an the application of 
SIAs by Member States, if only because of the broad range of definition of SIA, 
ranging from socio-economic assessment of whether employment was needed in 
the area to the inclusion ot general well-being of the individual andlor community. 
A further problern is !hat often reports are only available in foreign languages, 
which only complicates my search for SIA excellence. I have, by the way, not 
included Germany in my search as I would be informing the expertsl 

The current position isthat generally planning aulhorities da not demand SIAs ot 
the developer and the developer cannot see the benetit of an SIA and is simply no1 
prepared to increase his costs and the complexity of the required EIA. This leaves 
us to turn to academics with a specialist's interest and usually a serious funding 
problem. The following is an alphabetical Iist ot my tindings to date: 

Denmark: (No inquiries made as yet). 

Holland. ln response to the EIA Directive, Holland created a Commission for EIA 
which is founded on two principles: expertise and independence. The 
Commission consists of about 50 staff and 100 additional advisors, who are experts 
in every imaginable field. Professor Dr. CAJ Vlek is such an advisor. He is a social 
psychelogist and has carried out assessments of the Impact of Schipol Airport, a 
radioactive waste disposal site and a proposed railway line. He mostly assesses 
risk perception and perceived health impacts (all in Dutch). His reports are 
incorporated into the Environmental Impact Statement (EIS), ie they are not 
presented as a separate SIA document. Apart from the Commission, Leiden 
University's Social Science Department is producing werk on SIA. Henk Staats 
and Jan W Van Oe Wardt are both working in this area (I am awaiting more 
information, at least some will be in English). 

ltaly. (Still waiting tor Information). 

Portugal. The EC Directive was implemented in June 1990 and amended in 
November 1990. Ta date no detailed study of the quality of the Environmental 
Impact Statements (EISs) has been made. The EIS is writlen betore the public are 
involved. Requirements for monitaring and post-evaluation are vague in the 
legislation and absent in practice. EIS are rarely made available to the public. lf 
they are, to ~ate only the non-technical summary has been made available. 

Portugal is proud to have included socio-economic Impacts into their EIA 
requirements, but in practice it means that only economic impacts are considered. 
For instance, a flour mill is being proposed on a bathing beach outside an old 
fishing village. The only criterion being considered is the provlsion of employment 
within Portugal. Apart from noise, prevailing windswill cover the village with dust. 
In this particular case employment would be for outsiders as there arenot enough 
people in the village who would want to give up their present way of Jife and the 

--.] 

OJ 

--.] 

<.D 



proposal includes new housing estates. For1unately, the local Gouncil is fighting 
against the proposal, a rare occurrence in Portugal. Public Par1'1cipation is 
considered undesirable and costly because of the high illiteracy rate. (I shall be 
able to up-date this Informalion before April 1995). 

Analher example describes the difficully of carrying out SIAs in Portugal. ln 1992, 
Professor Luis Soczka of the Institute Superior de Psicologia Aplicada, Lisbon, 
final!y received permission from a Government agency for a 2-year study an the 
psycho-social impacts of slum clearance. Six months into the project he was told 
that no money was available. He still is unable to pay the 3 researchers for their 
work. 

Spain. (Still waiting for information). 

Sweden. Sweden has been exemplary for a number of Y·~ars an BuHding 
Function Analysis and within this area an assessments of housing for the elderly, 
renewal of housing and neighbourhoods and ecological housing experiments. (I 
have been promised more information from Sweden (University of Lund) and my 
contact there can also put me in tauch with researchers in Denmark. Before I 
proceed, I should ask you whether you would be interested in Swedish work, even 
though, as yet, they arenot part of lhe EU). 

United Kingdom. ln response to the modified EIA Directive, Britain revised its 
own guidance an EA for planning projecls. This is now in drall form (Nelson, 1994). 
Part 1 describes procedures for undertaking an EA and Pa:1 2 sels out advice on 
preparing ESs. The guidance is supported by ten appendices (a new addilion). 
which review issues relevant to the study of human beings; noise and vibration; 
traffic; land use; ftora and fauna; soll and geology; water; air and climate; 
landscape; and cultural heritage/material assets. 

Although the introductory sentence to the appendix an human beings states that 
"the way Impacts ot a project on the physical environment affect human beings 
needs to be described in Environmental Statements", only ~l issues are 
recommended, ie changes in population (structure, inward and outward migration), 
housing (requirements for temporary accommodation during construction, increase 
in demand for permanent housing) and services (increase in demand for hospitals, 
schools, shops, and recreation facilities and increasing demands placed on 
infrastructure and utili1ies). lt does also recommend that cross reference is made to 
other topics, eg noise, air and water pollution and to consider the implications for 
human health and welfare. Nelson poinls oulthat "II should be recognised thallhe 
UK system of EA seeks to minimiss the amount of prescriptive legislation and relies 
heavily an self-regulation to achieve appropriate Ieveis of competence in ESs­
unlike the systems which operate in North America and in countriss lil<e Germany, 
the Netherlands and Belgium". 

The Genire for Environmental Management and Planning (CEMP) and the Institute 
of Environmental Assessment organised a 3-day conference entitled "Policy Think­
Tank an Effectiveness of Environmental Assessment" during April 1994. One area 
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of interest to Social Seiences was discussed, ie the issue of public participation. 
For some unexplained reason it was decided that 'public involvement' was a 
preferable term and that it should be considered a!ong a continuum of informing, 
cansulting and participating. Nevertheless. the need for public participation/ 
involvement was acknowledged. Same important conclusions were reached, 
including !hat successful involvement of the public requires appropriate Information 
to be provided and that some element of education or training may be required for 
the public to become readily involved. lt was also agreed that where public 
participation is an objective of EA, then it should result in a genuine opportunity for 
the public to initiate change. Undoubtedly, it will be some time before these 
recommendations are widely accepted or even included in the official EIA Directive. 
What is important isthat decision makers are, at least, going in the right direction 
and it will be a more manageable step to go from a genuine public participation 
exercise to a genuine SIA. 

What is the current posilion regarding SIAs? Manning (1994) reports \hat Glassan 
and Heaney (1993) reviewed 110 EISs, seel<ing evidence of consideration of social 
Impacts. Over half had no consideration of soclal factors (or even socio­
ecanomics), at any project phase. Where social or socio-economic impacts were 
included. direct employment was the major consideration. Others considered SIA 
in terms of land use and populatian changes, reported in many different guises 
(effecls an people, local employment). Glassan and Heaney suggestlhal 
assessors often identify social Impacts they think significant and that these are used 
as public relations issues in environmental statements. Manning concludes firmly 
lhal"lhe Sociallmpact Assessmenl should be an integral part of EIA and not just an 
economic issue to advance the project in the decision-maker's mind~. 

During the past 6 years I have been involved with 5 large-scale developmenl 
projects. None have even attempted to carry out an SIA, although in each case the 
local population was severely affected. For instance, the official last ward from 
Eurotunne!, the consortium which built the Ghannel Tunnel, was that they have no 
room for 'altruism·. that their briet was to build the Tunnel and to da so profitably. Jn 
the case of the relocation of a mining village, British Goal and their chosen 
Community Architects did not want social scientists involved and asked the 
community to blacklist researchers and not to cooperate by giving Interviews. The 
reason they gave was that it would be too confusing for the Villagers as they 
themselves will be sending out questionnaires. Fortunately 48% of the Villagers 
ignored the request, which allowed us, at least, to monitor the Impacts, a!though to 
date we have not been able to raise funding. The Impact an the local population of 
the other 3 projects was similarly ignored. 

What can be done? How can developers be persuaded to view SIA positively? A 
Social Impact Assessment is vital to a complete Environmental Impact Assessment 
as "no single environmental factor exists in isolation (Erickson, 1979). ln the case 
of the UK il seems thal only a legal requirementto include SIAs in EIAs will achieve 
\hat goal. 
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Im Westen wird dieser Prozeß der Restrukturierung alter Industriegebiete seit 30 Jahren 
beobachtet und es wird versucht, ihn politisch zu steuern, in ökonomischer, aber auch in 
sozialer, kultureller und ökologischer Hinsicht. in Mittel- und Osteuropa tritt er erst jetzt 
ins Bewußtsein, dafür aber mit einer kaum vorstellbaren Dramatik. in der gesamten Euro­
päischen Union sind gegenwärtig noch ca. 200.000 Bergarbeiter beschäftigt. Allein in der 
Woiewodschaft Kattewitz sind es noch über 400.000. Dies entspricht der Zahl, die das 
Ruhrgebiet urn die Mitte der 50er Jahre aufwies. Das Ruhrgebiet aber hat für den Struk­
turwandel bis heute 40 Jahre Zeit gehabt und dies in einer Phase eines langen und kräfti­
gen wirtschaftlichen Wachstums. Dieser fundamentale Wandel im nationalen und west­
europäischen Kontext hat sich demgemäß relativ langsam vollzogen, aber auch heute ist 
dieser Strukturwandel im Ruhrgebiet noch keineswegs abgeschlossen. Die Frage stellt 
sich, wie die altindustrialisierten Regionen in Mittel- und Osteuropa diesen Strukturwan­
del bewältigen, ohne vergleichbare Wachstumsperspektiven und in sehr viel kürzeren 
Zeiträumen. Diese Frage stellt sich nicht nur für die Staaten Polen, Tschechien und Slo­
wakei, sondern trifft, aber unter ganz anderen Rahmenbedingungen, auch auf die altindu­
strialisierten Räume der früheren DDR zu. 

4. 
Der Austausch von Erfahrung über die deutschen, bereits abgelaufenen oder noch lau­
fenden Urnstrukturierungsprozesse und die in anderen alten Industrieregionen anstehen­
den trifft daher bei den mittel- und osteuropäischen Kollegen auf besonderes Interesse. 
Aber auch innerhalb Westeuropas besteht unter Sozialwissenschaftlern ein Bedarf an ei­
ner vergleichenden Diskussion zu diesem Thema: Welche Tragfähigkeit haben solche 
Regionen in wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Hinsicht bisher entwickelt? Inwie­
weit können solche Erfahrungen auf andere Regionen übertragen werden? Innerhalb der 
Ökonomie wird verschiedentlich über die Wirksamkeit von Hebeln diskutiert, die exogen 
eingesetzt werden, in der Form von gezielten Investitionen oder Strukturierungsrnaßnah­
men, aber auch in der Form von allgemein geltenden Rahmensetzungen für die Konkur­
renz der Regionen untereinander. Unstrittig ist aber, daß der wirkliche Wandel von Regio­
nen nicht nur durch solche exogenen Faktoren bewirkt werden kann. Es ist notwendig, 
daß endogene Potentiale und zwar sowohl in wirtschaftlicher wie auch in sozialer Hin­
sicht eine neue Entwicklung auf einer tragfähigeren Basis als auf der alten in Gang set­
zen. Hierüber gibt es verschiedene theoretische Ansätze, die jedoch in ihren sozialen lm­
plikationen und in ihrer ökonomischen Wirksamkeit noch nicht genügend erforscht und 
insbesondere nicht vergleichend diSKUllert worden s1n0. 

5. 

Gegenstand des Symposiums ist die vergleichende Darstellung der Ursachen, des Ver­
laufs, der Steuerungschancen und der Folgewirkungen der Umstrukturierung alter lndu­
strieregionen. Das Ruhrgebiet bietet sich hier als ein Beispiel aus der Bundesrepublik 
(alt) an, es soll jedoch ergänzt werden durch Beispiele aus den mitteldeutschen Industrie­
revieren. Im Ruhrgebiet ist der Umstrukturierungsprozeß schon seit langem im Gange. 
Es gibt eine Vielzahl von Forschungen zum Ruhrgebiet und auch sehr unterschiedliche 
Versuche, den Prozeß zu steuern, einmal durch Hinhaltetaktik, dann durch Verschwei-
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~.en, durch Wegsubventionieren oder durch Innovieren mittels großer Investitionen. Der 
jungst~ ~teueru~.gsv.ersuch ist die Internationale Bauausstellung Emscher Park. Sie gilt 
als beispielhaft fur d1e Erneuerung alter Industrieregionen auch von unten und durch ei­
gene Kraft. 

6. 

Aufbauend auf der Erfahrung des 8. Treffens in Polen soll für das 9. Treffen vorgeschla­
gen werden, nicht von allen Teilnehmer ein ausführliches Referat zu erwarten, sondern 
es sollen für den jeweiligen nationalen Kontext zwei bis drei Kernreferate vorbereitet wer­
den, die vorab verschickt werden und zu denen andere Kolleginnen und Kollegen aus an­
deren nationalen Kontexten kurze vorbereitete Statements bzw. Wortmeldungen abge­
ben. Anh~nd dieser V~rträge und .Statements, die z.T. auch eher thesenhalt vorgetragen 
':'erde~ kenne~, be~le1tet. durch eme Demonstration von Daten und Karten, soll es mög­
lich se1n, zu emer mtens1veren Diskussion der Rahmenbedingungen des gesellschaftli­
chen ~andels in ?en alten Industrieregionen Europas zu kommen, vor dem Hintergrund 
der Wissenschaftlichen Erfahrungen und wissenschaftlichen Einsichten der Teilnehmer 
und ihrer Kenntnis über dje jeweiligen lndustrieregionen. 

7. 

Was wird erwartet von einer solchen Tagung? Es ist unstrittig, daß der industrielle und 
technische Strukturwandel zur Folge hat, daß bestimmte Regionen sich wirtschaftlich im 
Aufschwung. und andere im Abschwung befinden. Andererseits zeigen viele Erfahrungen, 
daß gerade Industrielle Kerngebiete der Schwerindustrie über sehr lange Zeiträume funk­
tionieren, bis sie einem Strukturwandel unterworfen werden bzw. zu industriellen "Brach­
räumen" werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat es trotzallem internen Krisengere­
d~ ~er~tanden, in ihren Regionen Strukturwandel zu erlauben, bzw. auch zu gestalten. 
S1e 1st jedoch durch die Situation in den fünf neuen Ländern vor eine Herausforderung 
gestellt, die in vieler Hinsicht planerisch, ökonomisch und insbesondere sozial unver­
gleichlich ist. Wie diese deutschen Erfahrungen genutzt werden für den internen Urn­
strukturierungsprozeß einerseits und welche Folgerungen und Erfahrungen für andere 
e~ropäische ~änder andererseits daraus gezogen werden können, bedarf dringend der 
Wissenschaftlichen Klärung. Das Problern in diesem Zusammenhang ist, daß häufig ge­
nug nur ökonomische oder infrastrukturelle Gesichtspunkte in diese Diskussion einflie­
ßen. Die sozialen Folgen, aber auch die sozialen Voraussetzungen eines solchen Struk­
turwandels werden in aller Regel weniger diskutiert. Zu nennen sind allenfalls die 
Diskussion um die Verarmung von Regionen, die neuen Armutsräume einerseits, ande­
rerseits die Frage, warum bestimmte Regionen sich über die Zeit hinweg als potente und 
immer wieder sich erneuernde Industrieregionen erhalten konnten. Welche Formen von 

. e~.dogenen Entwicklungen begleitet durch exogene Herausforderungen, aber auch ge­
stutzt durch exogene Investitionen, hier greifen, dies ist eine wichtige wissenschaftliche 
Fragestellung, die zur künftigen Entwicklung Europas beitragen könnte. Wie kann ein sol­
cher Strukturwandel sozial verkraftet werden, wie wirkt er auf die sozialen Verhältnisse 
innerhalb der Region, welche Strategien wecken die endogenen Potentiale, welche füh-
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D. Läpple, W. Siebei 

Sektion Stadt- und Regionalsoziologie, DGS 

Vorankündigung zur Tagung 

Industrieregionen in Europa 

Die Sektion Stadt- und Regionalsoziologie (Soziologie), Politik und 
Ökonomie sowie lokale Politikforschung (Politikwissenschaft) planen 
eine gemeinsame Veranstaltung über Industrieregionen in Europa. 

Termin: Herbst 1995 

Ort: Internationale Bauausstellung Emscher-Park, Gelsenkirchen 

Dauer: 2 Tage ohne An- und Abreise 

Ablauf: Am ersten Halbtag wird von der ISA eine Exkursion zu 
ausgewählten Projelcten der ISA organisiert. Drei Halbtage sind für 
ausführliche Diskussionen auf der Basis von max. 6 Referaten 
vorgesehen. Zu diesen sechs Referaten sollen Voten aus den 
Sektionen vorbereitet werden. 

Gegenstand der Tagung: Alte und neue lndustrieregionen, in der BRD 
etwa Stuttgart und das nördliche Ruhrgebiet Möglich außerdem: Eine 
west- und eine osteuropäische Region, zu denen fundierte 
Untersuchungen und fortgeschrittene Planungen vorliegen. 

Fragestellungen: 

Im ersten, theoretischen Teil sollten die theoretischen Konzepte der 
Regionalwissenschaft im Mittelpunkt stehen: in welchen Kategorien 
wird das Problem der Regenerationsfähigkeit von Regionen erfaßt? 
Wie kommt es, daß Regionen ihre Regenerationsfähigkeit verlieren? 
Was heißt Regenerationsfähigkeit? Welche Ansatzpunkte zur Stärkung 
der Erneuerungsfähigkeit lassen sich aus diesen Theorien ableiten? 
Das Spektrum der Diskussion könnte in diesem Schwerpunkt umfas­
sen: 
Lebenszyklen-These (J. van Duijn, M. Marshall), innovationstheoreti­
sche Ansätze (Mensch, Heuß), These der "institutionellen Sklerose" 
(Kindelberger), · "Schrumpfungspoi"-These (Hamm-Schneider), 
"sklerotische Milieus" (Läpple), Netzwerk-Ansatz (''weakness of strong 

ties" (Grabher), Wirtschafts- und Arbeitskultur (Miegel), innovative 
Milieus, industrial distrikts. 

Die Referate/Statements sollten sich schwergewichtig auf 
sozio-ökonomische, sozio-kulturelle sowie politisch institutionelle 
Erklärungsansätze konzentrieren; 
Erklärungen des Niedergangs und Erklärungen des Erfolgs von 
Regionen vergleichen 
die Rolle der Region angesichts der Globalisierung der Märkte 
diskutieren 

Im zweiten Teil der Tagung sollten Strategien der Erneuerung von ln­
dustrieregionen diskutiert werden. Auch hier sind ökonomische, städte­
bauliche, soziale, kulturelle und ökologische Ansätze in ihrer gelunge­
nen/mißfungenen Verflechtung zu diskutieren. 

Welche Strategien gibt es ln den Beispielsregionen? 
Wie sind die Planungsprozesse organisiert? 
Was sind die Nebenfolgen der Erneuerung? 
Ein Beispiel sollte die IBA Emscher-Park sein. 

Am Schluß müßte eine theoretisch angeleitete Kritik solcher empirisch 
vorfindliehen Strategien fonmulierbar werden. 

Daraus ergibt sich folgender Ablauf: 

Erster Halbtag: Exkursion 

Zweiter Halbtag: Theoretische Konzepte der Regionalwissenschaft 
Zwei Referate mit Voten 
Vorschlag: Ein Referat von Dieter Läpple 

Dritter Halbtag: Institutionell-politische Bedingungen regionaler Politik­
formulierung 

Zwei Referate mit eingeladenen Voten 

Vienter Halbtag: Strategien zur Erneuerung von Industrieregionen 
Zwei Referate mit eingeladenen Voten 
Vorschlag: W. Siebei zur IBA Emscher-Park 

Vorschläg"' für ausländische Referenten/Diskutanten: 
G. Tichy, Österreich 
F. Tödtling, Wien 
M. Quevit, Belgien 
G. Colletis, Frankreich 
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Jens S. Dangschal 

Bericht über ein 
Ph.D.-seminar an der Universität Kopenhagen, Institut für Geographie 
"Postfordism: Economic and Social Restructuring - Techno!ogical Change and local 
Economic Policy", vom 12.09. bis 18.09.1994 

Auf Initiative von John Jorgensen und Hans Thor Andersen vom Geographischen Institut der 
Universität Kopenhagen (finanziert mit Geldern des dänisc~;m Staates) _fand vom 12.09. b1s 
18.09.1994 ein Ph.D.-Seminar zum Thema "Postford1smus statt. An d1esem Seminar nah­
men sechs Lehrende und ca. 25 Promoventlnnen, vorwiegend Geographen, aus Sieben 

Ländern teil. 

Anlaß war eine Gastprofessur von Michael Starper (UCLA) im W!nterhalbjahr 1994. Zusätz­
lich wurden als Lehrende Alain Upietz (Lilie), Margit Mayer (Berlln) und Jens S. Dangschal 
(Hamburg) eingeladen. Es wurden die Themenkomplexe "~conomic restructuring", 
"technological change", "local policy" sowie "socio-spatial restructenng" behandelt. 

Die Themen im einzelnen waren: 

Michael Storper: 

Alain Lipietz: 
Margit Mayer: 

Hans Thor Andersen: 
Jens S. Dangschat: 

Auswirkungen der Globalisierung auf Formen der 
ökonomischen Reorganisation in der Region 
Modelle der Regulation auf nationalstaatlicher Ebene 
Rolle des lokalen Staates in der neuen Regualtion und 
Wirtschaftsform 
Stadt-Management und Stadtplanung 
Umstrukturierungen der (städtischen) Gesellschaft als Folge 
11on Globalisierungen und Regulationen des lokalen Staates 

Aufgabe der Referentinnen war es, mit ihren Beiträgen einen_ Überblick über dieOberth~­
men zu geben, zu denen dann diskutiert wurde. An d1ese Uberbllcke schloß SICh Je e1n 
workshop über zwei Halbtage an, in dem die Ph.D.-Stud1erenden _Gelegenheit hatten, 1n ei­
nem etwa 30minütigen Vortrag aus ihrer laufenden Arbeit zu benchten. Dar~n schloß Sich 
wiederum je eine halbstündige Diskussion an. Alle Promoventlnnen waren wahrend der ge­
samten Woche anwesend die Lehrenden eine möglichst lange Ze1t. Auf diese Woche sollte 
eine bessere Vernetzung 'der verschiedenen Informations- und Diskussionsströme erreicht 

werden. 

t lt · rl h I 1nri cio 11 I I l"'<"'if 1\fliH,...,I.-. ...J,..,.-Es ist beabsichtiat diese Art vnn \fpr;o,nq " 11no 7 11 "''"' Pr ""'n '. - .. . ........... ~ .. , --· 

EU _ zu einem fe~ten Programm an zwei oder drei Standorten (DK, D, NL, GB?) jährlich 

wechselnd auszubauen. 

Ich habe diese Form der Ausbildung und fachlichen Diskussion als für alle Beteiligten sehr 
anregend und hilfreich empfunden. Gleichzeitig wurde einmal mehr das Defizit der deut­
schen Ausbildung deutlich, die sich zudem auf e1nen v1el zu engen. Sprachraum kapnz1ert. 
Ich rege deshalb an, bezogen auf die Stadt- und Regioanlsoz1olog1e (unter Einschluß be­
nachbarter Wissenschaften), auch in Deutschland ein solches Post-GradUierten-Programm 
zu entwickeln, das an zwei oder drei, Standorten verankert ist. 

Wer daran Interesse hat, möge sich bitte bei mir melden: Universität Hamburg, For­
schungsstelle Vergleichende Stadtforschung, Allende-Platz 1, 20146 Hamburg,Tel.: (040) 
4123-2463/-2201/-2499 Fax: (040) 4123-4506 
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Prof. Dr. P. Dienel, Wuppertal 

Betr.: Befriedungseffekt von laiengeeigneten Dialog­
systemen. (Planungszellen) 

Bereits nach den ersten Testläufen des Politikberatungsverfahrens 
"Planungszelle"(PZ) drängte sich die Vermutung auf, daß von dieser 
Form der Gruppenpartizipation bei der Lösung von konkreten Ernst­
fällen eine in mehrfacher Hinsicht "befriedende" Wirkung ausgeht. 
Einer dieser Wirkungsmechanismen hat sich schon früh beschreiben 
lassen (vgl. das Kapitel "Konfliktprophylaxe", in: Die Planungs­
zelle, 1977, 216-222). 

i' 
' 

Inzwischen haben sich Befriedungseffekte nicht nur bei intra-, 
sondern auch bei inter-kulturellen Problemlagen belegen lassen. 

Der anschaulichste Fall hierfür war die partizipative Planung 
einer Auto-Schnellstraße·in terrorismus-sensiblem Gebiet: die 
Planung der Autovia Urbina-Maltzaga 1993/94 im Baskenland durch 
14 Planungszellen. 350 im Zufall ausgewählte ''Laien'' haben, und 
zwar 11.200 vergütete Arbeitsstunden lang, in den betreffenden 
Tälern, Dörfern und Städten an diesem Erörterungs- und Bewertungs­
vorhaben mitgewirkt. Das Projekt genoß schon vor seinem Beginn 
eine breite Presseöffentlichkeit, weil die Planung der Leizaran­
Autobahn, vier Jahre zuvor, einen hoch konfliktreichen und für 
die Regierung katastrophalen Verlauf genommen hatte (Großdemon­
stratione.n, Maschinenvernichtung, verletzte, Tote) . 

Seit dem Mai dieses Jahres liegt das Bürgergutachten, das "Dicta­
men Ciudadano", über die alternativen Trassen der Urbina-Maltzaga 
gedruckt vor (Hrg.:Laboratorio de Estudios Sociales-Gizarteaz, 
San Sebastian). Der befriedende Effekt, der durch den Einsatz des 
laiengeeigneten Dialogsystems 11 Planungszelle'' ausgelöst werden 
kann, war hier so spektakulär, daß sich inzwischen weitergehende 
Folgevorhaben. abzeichnen. In Kreisen der Herri Batasuna, des po­
litischen Arms der ETA, wird die Anwendung dieses Beteiligungs­
verfahrens für ein Abklären der mit den staatlichen Autoritäten 
im Basken-Konflikt anstehenden Hintergrundprobleme erwogen. Wenn 
es ein Ziel ist, Konfrontationen in Gespräche zu transformieren, 
setzt das dafür geeignete Verfahren voraus. Die PZ ist ein sol­
ches: Sie ermöglicht in der jeweiligen Sache eine· breite parti­
zipative Integration (''fraktale Mediation''). 

I. 

Es liegt nahe, den Einsatz des Beteiligungsverfahrens Planungs­
zelle auch für die Bearbeitung von Einzelproblemen in anderen 
ethnisch sensiblen Bereichen in Vorschlag zu bringen. Der in den 
Gruppen produzierte "Nebeneffekt" Befriedung könnte hier in be­
sonderer Weise nutzbar gemacht werden. 

Erste Kontakte für das Auffinden möglicher Einzelprobleme in sol­
chen Bereichen ( z.B. Nordirland, Israel ) sind aufgenommen 
worden. 
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un e.n ür ermo lic 
von Peter C. Diene! 

Für eine realistische Technikfolgenabschätzung i~t 
von erheblicher Bedeutung, Wie normaTAe 

die Frage . . dem Instrument 
Erwachsene smnvollerwelse an . d. E" bezie­
mitwirken können. Dabei ist m:ht le 1 ~ n 

5
_ 

·r h Betroffener in die Entscheldu g 
hung spez1 ISC . 1 hr darum den 
prozesse ein Problem. Es geht vle me .. die ih­
Menschen in ihrer Eigenschaft als Souver~n .. r h­
nen zustehenden Nachdenk- und Sprec mag IC 

keiten in aller Breite zu eröffnen. 
h d r KataStrophe von Tschernobyl abzu­

nac hn~n begann: Laien. die die Gelegenhell 
zetc . [[ (PZl . so 
erhielten. sich m Plan~ng~e . en its­
heißen diese meist emwochtgen ~ d 

.• c. · der verhandelten 
Mächtigen vorbetlielen. m . ftra _ 
Sache lösten diese Gutachten beun Au . g 

eber erkennbar Wukung aus. Allerdmgs 
g . . . '•-n fachlich quahfiZtenen wirkten ste nut uu-.. d ·1 

d Bur .. gerinnen-Aussagen un m1 
Bürger- un f · e 

485 ErwachSene harren eine seltene Gele~ 
genheit: Sie du_rfte~ sich auf Staatskosten 

tiber die Energiesiruauon Deuts~hland~ und 
über die vier Energiepfade zu ~fonme~~· 
die als Alternativen einerzu~ü~tgen Pohtik 
von einer Enqu<!te-KammtsSIOn des Oeut-

infonnieren und konsensbtlden 
tea.ms - zu · 
ro kommunizieren. sind der allgememen 

. rblilmten Zugriff auch so on wt 
ihrem unve U d metho-
e.me Beleidigung der Expenen. n . h 

h Bundesta~es erarbeitet worden waren. sc en ~ . :t..-
Nach dieser lnfo-Schlacht ~aben Sie uut:.m 

Meinung, nicht immer wr reinen Freude der 
Expenl.Men. um Jahre voraus. 

R. h · · stemac -
disch brachten sie sechs . tC u_~e. I 

ten lötzlich klar. was Laten konn~n .. ? 
\varum ist diese Einsicht so wichug. 

Auftraggeber. einer Jühcher Groß_for~ 
schunQ.san!al!e des Bundes. e\f geztehe 
Kund~aben ~an GrundvorsteHu~?en und 4~ 
ause.e~ogene Empfehlungen ubergeben. 
Die~e. im ganzen Jusgewogen~n. Fe_stst~l­
l gen hauen sich im Vollzug Ihrer JC VIer 
~~ie langen A.rbeit _für diese Menschen a~s 

-u·· dt' g -~~-~este!lt. Dabei waren Sie aussagew r _ Ud..l ~ . 

. d - Cr.1sh-Kursen. was das lnformauons­
Jn en · · · h lb 1 

Fachleute geschockt 
Als :ihnl ich überraschend - für die Fach­

leute . stellten sich die ?"gebnisse ~~~;~ 
Bümer!!ut:lchten her::J.US. dte bal~ dana 
Auftrag hatten. folgen i~ B:retch ~r inf~~ 
mationstechnologie sowie die dabei e~~ n 
kelbaren Lösungsvorschläge abzuschaue . 
ÜJS eine der GmJchten legte. neben 43 Pro-

Die steuerlose Gesellschaft 
Unser Raumschiff schlingen einem .. ~­

sasrer entoegen. Probleme jede MenEge! h J_e 
zuvor w~n so viele dringende n~c ei~ 
dun en von einer eint.igen Gener::mon_ zu 

g .. 7 Vi I l"uft erkennbar falsch. mcht 

b be~• ru"cht vö!lll! aut SIC se s 
;m~e ot u..u.. . ~ 

treffen. Je es a . . .. b en 
. I' . h auch Jm oberschau ili ur weltpo IliSC . 

-eilt· )-; Wissenschahlerlnnen .. Energie~ e.esr · -
Iachteure und politische M~datslrag:erlnnen 

. . 78 zum Te'<l sehr konkrete 
blemanze!gen. .t Es war von 
Maßnahmenempfehlungen vor. 

n . · h grobe Fehlsteuerungen 
Bereich \assen s1c _ . 1 
feststellen. (Und hier mbetißtcnpo~~~i:eo~ü~~ 

hanen ihnen gesprächsweiSe als ~ns?rech~ 
arUJer und lnformill1den zur Vertügung ~e~ 

~tanden.~ [n Arbeitsbesuchen waren von~~~ 
nen außerdem Biogasi1J11agen. Pu:mpspet~ 
chef\.\lerke. Br;J.unkohlentagebJ~e. Cl~ Hoch-

-•·tor ßlockhelzkr.lnwerke. rempe.rarurrc..u-- · __ 
eine G;Jserzeugungsanlage. F.~m':".~~ania~ 
nen oder Heizkraftwerke als KnukobJ~.kt~ 
be~:~:J.flgen und problematisien ~:nrden. Sie 
selber. die Bürgerinnen und Burge~. w~en 
für dieses Bentungsprojekt im ZuiJII u~r 
die Ein\vnhnermetdeimter Jusgesucht v.o:· 
den. 23 :-.ol:':. Prozeßbeglener mode:'ene~ dJc 
--\rbeu Jie~cr Gruppen. die Im Juni !9R-: ~~ 
.oann und ::.Ich. Gruppe nJch ~ruppc. biS !TI 

= 1,... h. zog HombJie dictu: 0Js sog. 
Jen ". mter m -. . . - des 
ßiir~erf!ll{achrcn. LiJ.S lile Ergeomsse 
Vnrh::~OCm zu5"Jmmeni:illtc. wJr durch emen 
Bc:wu\Jt!'il'lOSLlJld ~d:.ennzeichn:t. \\-'H~ er 

h J ·r :Ii!~cmemen UffcmllchkcJt erst 
~JC 10 C -

14 solchen Planungsz.ellen. ebenfalls an u_n­
te~chiedlichen Onen de~ Bundesrepubh~. 
erarbeitet worden. Auch dieS~ V~rhaben. ~e 

hr hunden auft!.abenonenuene KleiTI-
me ere - h n ·e 

pensltzungen einschlossen. atte J ~ 
~i~s vier AriXilsrage in Anspruch gTe~o;-

Oas ;mdere Gutachten. das das e e_ an 
men. .. h war mcht 
d Zukunft einzuschauen ane. . 
er ~ ·19B'" nn . d r t·~·chtbJI ~ Hier hanen J urge -rnm e ,... · . · _ 

d Bürcer. ebentalls bundcswel[ ge 
nen un - · 17 000 Ar 
!reut in PIJ.nunl!szel!en in tast · • 

s . - I 85000mal 
beilsstunden msgcs::unt mehr a s . 

. -ontichc Bewertunl! vollzogen 
t') eme ~'" - tJ 
.".ler r:mc Empir:hlung Jus gesprochen. . 
uu · d G hten von Cl· Bürcercut.Jchten sm urac. 
ner neuiDt~en Qu.Jtitjt. Bisher smd GutJch· 

Do-mane von FJchleuten. Wenn Juch 
h:n cme _ ·· bc 
_,. ~ ~ tcn lhcscr .-'\n: (Jst "Jus Versehen -
ulc crs . il11 den 
•;tCJ!t \VUrdcn rxkr z. f. :lUCh etW3.S 

.. hst klar korrunen. vor . h 
n~c . d' Globalprobleme mögllc 
wukun~en aut te h · 

rd 
-I Aber wie·> Die GescllschJft sc cmt 

we en. · 

steuerlos: . d Markt mehr Freir.1um 
Sollen Wir em . r zcict. 

lassen·! Dieses Steuerungsmsuumen H:- . 
ffektiv es bekanntlich tn mancher Jn-

so e , 1.. 1 Es bedJn 
sieht Jrbeitet. gravierende, :.lllge . 
der Rahmcnsetzung. 5 \!· 

Die Politik soll die Ziele vorgeben. o . t 
r-.~ z stand des politischen Systems}~ 

te. LJ1;:r u . J.!t ·s :m der \\-Je· 
desolat.

1 
LclZt~~~~~te~o~sce~chtcL Besitz· 

derwah von . das - unl!.eschncbc.nr: 
·•-ndswahr\ln!Z. ISt -
::.LU-&• - • cht sich herum-
Grundcesetz. So t::twas ... pn · . 1, 

- - nn kcte JJTI -· 
Die Blllldesjugendmmtste ·.- -· ß SOC":"c 

99, · BundesLJe. lUf. JJ ' 
Dez:ember l - 1m . ~ Polillk hinlcr-
der Jugendlichen S!Ch von ocr 
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p.ngen oder betrogen fühlen. Jeder zweite 
hdlt es !"Ur unwahrscheinlich. daß Politiker 
zukunftsbedrohende Hernosforderungen 
überh;:wpt arigehen··. Dabei erfaßte der vor~ 
geleg1e Benehr noch nicht einmal die Ju~ 
gendlichen ~us den sog. neuen Uindem. Die­
se stille Verzweiflung am Suat ist über 
DcuJschl;:md hinaus verbreitet: 85% der in 
den zwölf EG-l.ändern Studierenden (4260 
Befra.meJ bestreiten. daß Poliriker sich um 
das Allgemeinwohl kümmern."' ln Deutsch­
land erwanet nur jeder zehnte (!) Studieren~ 
de eine Besserung der Situation von der po­
lilischen Seite. Die "G1aubwürdiekeitslük~ 
ke" wird bei uns immer bedrücke~der. Und 
in Italien ist "die politische Klasse praktisch 
am Ende". weil "der Zorn der Leute" so groß 
ist.9 

eines wird doch sonnenklar: Sie. die Bürger 
und Bürgerinnen. sind die Veransta.lter. Auf 
sie hat sich alles zu beziehen. sie envählen 
sich Repräsenumten. Sie wollen und Jegiti~ 
mieren die Vetv~alrung. Sie bezahlen alles. 
von ihnen geht alle Staatsgewalt aus. Sie 
haben soear in l:estimmten SiruJtionen das 
Recht zu lndividuellem Widerstand !An.20l 
gegen jeden. der es umemimmt. unsere Ord~ 
nung zu beseitigen. Die Bürgerlnnen sind 
höchste und letzte Verfassungsschür.zer. 

sitionen geschülZt werden. Die lnteressentcn 
mit ihren Funktionären 1 und m11 deren Inter· 
essenten l würrlen sofon auf der M.:1tte ste­
hen. Die hier nmwendige Absicherung I~ I~ 

stet eine Vergabe derTeilnahmemöglichkeit 
im richterlich überprüfbaren Zufallsvert"ah· 
ren. Der Kölner Stadtanzeiger fand das ko­
misch. 

Diese Arbeitssituation hat eine bemer~ 
kenswenen Effekt: Sie ermöglicht einen sei­
ner selbst mächtigen Menschen. der bereit 
und in der Lage ist. die erkennbaren Lang· 
fristimeressen der Gemeinschaft (und auch 
der Wellgesellschaft) für sein eigenes Wal~ 
len und Bewerten gelten zu lassen: den Bür­
ger bzw. die Bürgerin. 

Also verlassen \Vir uns mehr auf die Wzs~ 
senschaft. Die Professoren werdens richten. 
Aber auch deren Renommee ist • und nicht 
nur bei der jungen Intelligenzia • erheblich 
lädien. Gutachten hin. Gegengutachten her: 
Schon Doktor Luther hielt die Vernunft für 
käuflich. Da hilft es auch nicht. daß die Wis­
senschaft vermehn das Won "Zukunft" im 
Munde fühn. 10 

Bleibt die Rückkehr zu den Alrären. Be­
sinnung auf die haltenden ldeoiogien? Da sei 
die Aufklärung vor! Ideologien produzieren 
Appar.ue. die sanfunülig sehr autoritär wer­
den. Das galt nicht nur für das Mittelalter. 
Diese Steuerung kennen auch wir leider zur 
Genüge. 

Der Souverän selber müßte mit auf die 
Brücke ~ so schlimm steht es! 

Oie Bürgerals Souverän 
Die Bürger müßten helfen. Aber eben das 

können sie nicht: Einen Staat steuern! Er. der 
zum Nur-Konsumenten erniedrigte Nonnal­
bürger._ er wird zwar als Datenquelle für be­
hördliche Maßnahmen benötigt. Er fungien 
als Zielgruppe für die täglichen Werbe­
schlachten konkurrierender Handelsketten 
oder Versicherungen. Das bringt er. Aber im 
polüischen Teilsystem? Neben den Profes­
sionellen. die in der Bürgerrolle stellverne~ 
!end für ihn repräsentieren. kommt dieser 
"Bürger'' bzw. diese "Bürgerin" in nur zwei 
Erscheinungsweisen vor: Sie treten apa­
thisch-resignativ auf oder dann und wann 
verhalten sie sich aggressiv-übermotivien. 
Aber diese beiden Fehlformen sind nicht die 
Bürger bz:v,r. Bürgerinnen. Das sind Rohzu­
stände. die sich aus der fehlenden Aufberei­
tung des Umfeldes dieser ihrer Position erge­
ben. 

Was ist eigentlich der Bürger oder die 
Bürgerin? Das Wan kommt so im Grundge­
setz nicht vor. Da isr von "jeder" die Rede 
("jeder hat das Recht"), von "alle Deut­
schen". von "jedermann", von "niemand", 
"jemand'". 'Wahlberechtigter". '"Deutschen" 

1 oder von 'Volk". Aber auch wenn die Verfas­
J sung ·das Won expressis verbis nicht nennt. \ . 
l 

Verglichen mit diesen Einsichten. die 
viele VerlassliDgen seit der Unabhängig­
keitserklärung der dreizehn amerikanischen 
Kolonien vor sich hertragen. wirken die heu­
tigen Bürger entfunk!ionalisien. und das 
sind sie auch. Sie müssen im politikfreien 
Raum geparkt werden. Die individuellen 
Spätschäden. die sich massenhaft aus diesem 
Entzug ergeben. äußern sich als Dauenon 
(leise SigMle: Fressen. Fernsehen. Compu­
ter. Auto. Droge. Mafia) oder als aurbursr 
(Los Angeles. Rostockl. Als noch fataler 
aber ef"Neisen sich die gesellschaftlichen 
Fehlsteuerungen. die durch seine Abwesen­
heit verursacht sind. Der Politiker sieht sich, 
sei es GUS, Gentechnik. Verpackung, Drine 
Welt oderdas Problem Arbeit. alleingelassen 
mit den Interessenten. 

Die Entscheidungsstrukrur muß sich 
weiterentwickeln. Wir müssen die Leute 
rein lassen. Das geht mit diesem sog. Bürger 
aber nicht. Das ist nur machbar. wenn dafiir 
geeignete Situationen da sind. Und die mtis~ 
sen bereitgestellt werden. Gesucht wird ein 
bevölkerungsverträglicher. systemergänzen~ 
der Baustein. der das bringt. 

Das Zusatz-Gerät PZ 
Hier können wir uns kurz fassen: Dieses 

Anbauteil ist bereits beschrieben. Die Ge­
brauchsanweisung ist für wenig Geld in je­
der (dafür müssen Sie sorgen) Buchhand­
lung erwerbbar. 11 Dennoch ~o viel: 

Die sog. Planungszelle (PZ) isr ein Jaien­
geeigneles Dialog-System das 25 Personen 
ein einwöchig~s Mitarbeiten an einer kon­
kreten öffentlichen Aufgabe ennöglicht. Die 
Planungsschöffen werden vergütet und er~ 
halten die erforderlichen (kontroversen\ ln­
fonnationen. Die meiste Zeit wird in Klein~ 
gruppen (s. Bild) gearbeitet. Diese sichern 
dem Einzelnen eine hohe Ausdrucks~. Me~ 
diarions- und Identiflkationschance. 1 ~ Die 
Diskussion zielt auf Bewenungen und Lö­
sungsvorschläge. die sich auf Individual-. 
Kleingruppen oder Plenarebene dokumen­
tieren und die anschließend- als "Bürg:ergut­
achten" zusammengefaßr -dem Aufuagge­
ber sowie allen (!) Teilnehmern übergeben 
werden. 

Eine so att:mk.tive Berarungschance (ver­
gütet. freigestellt. informien durch Expenen 
und Beo-offene. faire vis-a~vis-Situationen. 
begrtindete Aussicht auf Wirkung der Ergeb­
nisse) muß vor dem Zugriff besümmter Po-

Diese Bürgerin und dieser Bürger sind 
nicht der neue Mensch. jedenfalls nicht für 
irruner und ewig. Das ist aber auch nicht 
angestrebt und nicht nötig. Wichtig ist. daß 
Menschen. wenn sie berechtigt sind. fOrm­
lieh an der Produlaion knllekriv bindender 
Enrscheide (Luhmannl mitzuwirken. sich 
gezielt in eine ilmen dann ennöglichre reali~ 
stische1B\iiger- bzw. Bürgerinnenrolle bege­
ben können. 

Die Mitarbeit in in dieser Rolle erbringt 
bessere TA-Ergebnisse. Die Aussagen. die 
uns aus solchen Situationen erreichen. sind 
sachkundig, einfallsreich innovativ und mir 
Expenen Wld Betroffenen ab geprüft. und sie 
haben maßnahmelegitimierende Kraft. Die 
Menschen vertrauen den Aussagen. die aus 
bestechungsgefeiten Erönerungsprozessen 
kommen. 

Gesagt werden muß. daß es außerdem 
nicht-materielle Nebeneffekte gibt. die bei 
dieser Arbeitsweise sofort oder über Bingere 
Zeiten anfallen (z.B. den ldentitätsgewinn. 
Systemvenrnuen. Konfliktprophylaxe 13

). 

Sie werden im Modellen!Wllrf beschrieben. 
sie sind inzwischen aber auch durch empiri­
sche Erhebungen verdeutlicht. Diese aufga­
benoriemienen Arbeitssituationen lassen 
sich wiederholen. Sie können zu Großvorha­
ben montiert werden. Bis zu 24 Planung.sz:el­
kn haben berel!s für das gleiche Bürgergm­
achren gearbeitet. 

Oie ungeliebte Innovation 
Der Ver;uch. die politische Maschinerie 

durch Insmllierung eines solchen Gerätes zu 
komplettieren. verfängt sich zunächst in tau­
send Widerständen und Fragen: 

Das kosrer ja Geld. 
Als ob es irgendetwas umsonst gegeben 

hätte: Kölner Dom. Chinesische Mauer. Au~ 
tobahn oder Modeme Kunst ... Es hat aber 
wohl wenig Zweck. die positiven Kosten/ 
Nutzen-Relation des Berarungsgerätes PZ 
aufzuzeieen: Diese Innovation ist im Haus­
halt nicht ausgewiesen. Für sie ist keiner 
zuständig. Es gibt keine Mittel. 

Zur Zeit sieht es so aus. als wenn Regie· 
rende in Bayern besonders erfolgreich für 
sich und für ihre Reisemöglichkeiten gesorgt 
hätten. Man darfüberdie Herren Streibl oder 

lz4 
l 
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Stoiber nicht zu harr uneilen. Vielleicht soll­
te man eher zu Kennmis nel:unen. daß für die 
Professionellen bei uns allemal gut gesorgt 
wird. sehr legaL Ich habe nichts gegen die 
1.8 Mio. Angestellten im öffentlichen Dienst 
und die 1.64 Mio. Beamten und Richter 
( 1990 alte Bundesländer). Aber diese fmden 
sich allesarm bezahlt vor. Für den Bürger 
bzw. Bürgerin ist null übrig. Muß man das 
für ein A.rl!llrnenr halten? 

chen zur Realisierung verhelfen. Das Modell 
Planungszelle verharrt noch, wie ve~kaps~lte 
Sporen in einer Art Wanestand .. E~ breiter 
Strom individueller Intelligenz Wtll emes Ta­
ges nutzbar werden. Hunderttausend= wer­
den in geordneter Weise mirmachen ~~nnen. 
Freigesetzt zugunsren einer Humantsterung 
der menschlichen Lebenszeit. 

Prof Dr. Perer C. Diene/ isr Leicer der 
Forschungssrelle Bürgerbereiligung & 
Planungsverfahren. Bergische Umversr-

\ tär Gesamthochschule Wuoperral. 

Das ~nn ja gar nichr klappen ... 
Der Vorschlag Planungszelle mutet man­

chen gerade auch - darf man das sagen -
Kollegen als nicht machbar an. Er er3cheim 
dann (0-Ton): "ebenso idealistisch wie 
abemeuerlich; wer garantiert das ein solches 
Gremium das AJ.Igemeinwohl im Auge hat; 
wodurch ist die Annahme einer sachlichen 
Kompetenz der 25 (Planungszellen-)Teil­
nehrner und Teilnehmerinnen gerechr.femgt. 
Das Zufallsprinzip verbunden mit der naiv 
rousseauschen Annahme des guten und ver­
nünftigen Bürgers erscheint ka~m ~eei~e~. 
die Einbeziehung des Bürgers m die polm-

be "14 s das sehen Geschäfte zu ver ssem. o 
Votum der Experten! (Im Zweifelsfall begut­
achten sie übrigens so die Anträge der zu 
realisierenden Planungszellenprojekte) 

Das isr rechtlich nicht vorgesehen ... 
Eine solche Richtigkeit begegnet inuner 

wieder im innerbehördlichen Geschäftsgang 
als Ausdruck der Blockierung von Planungs­
zellen-Beranunesvorhaben. Der arn 29.April 
1992 beschloss~ne Antrag einer Berliner Be­
zirksverordnetenversammlung kann denn 
auch vom zuständigen Senator kurzerhand 
so beschieden werden: "Ein BürgergwachM 
renist im gelrenden Planungsrecht nicht vor­
gesehen. Ich sehe angesichts -~er vorha.J_lde­
nen Fonnen der Bürgerbeteiligung kernen 
Bedarf und deshalb auch keine Möglichkeit 

.. h "" für die Erstellung von Burgergmac ten. 
Die Argumente für die Ablehnung einer 

nicht var!!e~ehenen Neuerung lassen sich be­
liebig l~ge erv.renern. Alles spricht gegen 
dies; Inn~v::nion. Die Kunde von ihr wird 
Juf Jahre zunachst in einer Wane aus Behar­
rung und !:.Hemen . .\ngsten verstckem und 
verhallen. 

Das leise Wachstum 
lmeressJ.nter.veise tinden solche [nnova­

tionen da unddondennoch ihre Chance. Sie 
~iedeln zunJchst m ~ischen. und zwar: 
• J.!s Forschun!2 verkleidet (Beispiele hier­

für sind ~twa- Ji~.: P\anungsze!lerq~rojekre 
der Städte H:.1gcn :~und Solingcn 1 

• l. 

Vielleicht ist es unklug, einer Tüte vol.ler 
Grassamen vorzuwerfen sie sei noch kerne 
blühende Wiese. Zwas sind bisher in 
Deutschland schon über 90.000 bezahlte Ar­
beirssnunden von Zufallsschöffen in Pla­
nungszellen geleistet worden. gesell­
schaftlich wirksam sind in dieser Sache ~­
nächst der latente Widerstand und das geztel­
te V ergessen dieser für uns u~d unserer Kin­
der notwendigen Möglichken. 

TA- ein offenes Fenster 
für Bürgerbeteiligung 
In dieser Situation stellt die Technologie­

folgenabschätzung eine Chance dar. Die TA 
ist in ihrem eigenen fnreresse auf der Such.e 
nach brauchbaren Insoumemen einer paru­
zipativen Politikberarung und sie ~ieu~r da­
mit gleichzeitig aktuelle Gelegenheit für den 
schwierigen Transfer emer notwendigen~­
gänzung in das politisc_heM~dmini~trat~ve 
Teilsvstem der Gesellschatt. Die TA läßt steh 
als ein Einstieg in die kommende Ermögli­
chune des Bürgers bzw. der Bürgerin verste­
hen. Mit ihrer ~achgemtillen Inbetriebnahme 
durch die Technologiefolgenabschätzung 
öffnet sich ein Evolutionsfenster für di~s.e 
läne.st fi.llige Weiterentwicklung der polm­
sch~n In~rrukrur unserer Gesellschaft. 

Die Alternative dazu läßt sich. sehr 
schlichL so kennzeichnen: Verweigen sich 
die TA der genannten Möglichkeit. besteht 
sie nur auf E.'tpertise. auf besserer Bürolag~. 
eieenem Werbeetat und bürgerfreiem Arbet­
te~. dann wird das langfristig bemerkens­
wert negative Effekte für den Gesarnuu­
slarld Wl~erer Gese!lschaü haben. Das dürfte 
JUch dann gelten. wenn d..:1s Stabilisieren un­
serer Pror"i~Appararur mir etwas menschen­
freundlicheren Begriffen. wie z.B. A.k.zep­
tanz. :.1ediation.:l Risikokommunik::nion 
oder TrJIIsparenz geschmlickt \Vird. Ohne 
Bünrerennöglichung \lyllrde die TA dem so­
zial~n Krebs Vorschub leisten. i.!IS den steh 
das techntsch-bürokr.::~ t1 sch -pane ipo l i lische 
Syndrom h~ute tmmer d~utlichcr zu erken-
nen e.1bt. 
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An die Mitglieder der Sektion Stadt- und Regionalsoziologie in der DGS 

AUFRUF ZUR UNTERSTÜTZUNG DES AUFBAUS EINES FACHGE­
BIETES STADT- UND REGIONALSOZIOLOGIE AM KATHEDER 

FÜR SOZIOLOGIE DER "BABES-BOLYAI UNIVERSITÄT" IN CLUJ­
NAPOCA/RUMÄNIEN 

Eine internationale Tagung zum Thema "Religion, Zivilisation und Modernität" anläßlich des 
!30sten Geburtstages von Max Weber vom 21.-24.9.1994 in Cluj-Napoca (Klausenburg) 
diente u.a. der öffentlichen Präsentation der ab dem Jahr 1987 verbotenen und nun wieder 
eingerichteten soziologischen Arbeit an dieser Universität. Der Kollege Rudolf Poledna 
stellte sich dabei als Initiator eines stadt- und regionalsoziologischen Arbeitsbereiches an 
dieser Universität heraus. Während eines Forschungsaufenthaltes an der Universität Münster 
hatte er Gelegenheit, neuere Literatur in diesem Fachgebiet kennenzulernen, jedoch nur 
begrenzte Mittel, das Nötige zu kopieren bzw. zu erwerben. Erforderlich ist vor allem 
Grundlagenliteratur über aktuelle Entwicklungstendenzen des Fachs und geschichtliche 
Grundlagen-Texte. Hilfreich wären sicher auch Hinweise auf internationale Kontakt-Adres 
sen und Fördermöglichkeiten der Autbauarbeit außerhalb Rumäniens. Ich habe mich bereit 
erklärt, diese Information unter den Sektionsmitgliedern zu verbreiten. Wer etwas zur Unter­
stützung beitragen möchte, sende seine Post in deutscher Sprache direkt an: 

Herrn Rudolf Poledna 
Universitatea Babes-Bolyai/Facultatea de Istarie si Filosofie/ 

Catedra de Sociologie 
Str. M. Kogainiceanu Nr. 

RO - 3400 Cluj-Napoca 

Wer die Mühe der Verschickung scheut, kann Informationen/Bücher bis zum Semesterende 
auch an den Sektionsvorsitzenden (Prof. Dr. Klaus Schmals, Universität Dortmund/FE 
Raumplanung/FG Soziologische Grundlagen, 4422! Dortmund) senden, der sich bereit er­
klärt hat, die eingegangenen Materialien an Herrn Poledna weiterzuleiten . 

München, den I. I2.94 
Dr. I ngrid Breckner 
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Hartmut Lüdtke, lngrid Matthäi, Matthias Ulbrich-Herrmann: 

Technik im Alltagsstil. 
Eine empirische Studil! zum Zusammenhang von technischem Verhalten, Lebensstilen und Le­

bensqualität privater Haushalte. 

MBSF 4, Marburg, ca. 250 S. 

Die Nutzung privater Alltagstechnik erfolgt eher nach eigensinnigen Nonnen denn nach enger 

Zwcdcrationalität und multifunktional; sie läßt sich als Re1lisierung von Ingenieurprojeh.1en nicht 

hinreichend verstehen. Mit Bezug auf moderne Individualisierungsprozesse im sozialen Wandel 

und die Freizeitdynamik wird die alltägliche Technikpraxis im Rahmen von Lebens- und T&h­

nikstilen untersucht. Das Datenmaterial stammt aus einer Erhebung iri 305 hessischen Haushalten 

mit fast 400 Einzelbefrngten. Lebensstile und Technikstil·~ bilden unterschiedliche Rahmen von 

Mentalitäten und Gewohnheiten, in denen sich verschir:depe Technikmuster nach gegebenen 

Präferenzen und Restriktionen entfalten können. Alltagste-chnik ist dUrch einen hohen Grad der 

Individualisierung und Privatisierung gekennzeichnet. Die:;er hohe Eigensinn ist mit unintendier­

ten Nebenfolgen verbunden, die tendenziell zunehmen. Hohe Technikausstattung und intensive 

Gerätenutzung führen eher zu "Zeitfallen" als zu Zeitspareffekten. Bestimmte Sti,Izusammenhänge 

fördern über den Technikeinsatz eher paradoxe Selbstfessclungen als andere und resultiereil auch 

in Unterschieden der LebensqualitäL Hohe Technikkampelenz und eine kritische Technikeinstel­

lung, verbunden mit bestimmten Mustern des Technikverhaltens, sind noch keine Garantie fUr 

eine als befriedigend erlebte Lebensführung. Der Computer ist ein mächtigerer ZeitverzehreT als 

die Hauswirtschaftstechnik. Die Beteiligung der Geschlechter an verschiedenen Technikbereichen 

erweist sich als ausgeprägte Arbeitsteilung, wobei die Hauswirtschaftstechnik immer noch die 

Domäne der Frau, die Heimwerkertechnik die des Mannes ist. Die alltagstechnischen Vorreiter­

typen von "Ökopionieren", "Freizeitpionieren" und "Kommunikationspionieren" sind durch un­

terschiedliche SoziaJprofile und Stilprägungen charakterisiert, die mit manchen Alltagsvorstellun­

gen nicht übercinslimmen. Ein Vergleich der Praxisfolgen unterschiedlicher Lebens- und Tech­

nikstile ermöglicht die Identifizierung unerwünschter Nebenfolgen, die strategische Ansatzp~nkte 

fUr eine begründetere Beratung und Aufklärung von Techniknutzern liefern können. 
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Materialien 6/94 

Lebensqualität und städtische Dienstleistungen 
aus Bürgersicht 

Ergebnisse der kommunalen Umfrageforschung aus 14 Städten 

von Wolfgang Bick und Michael Breischneider (Hrsg,) 
198 s. 

ln zahlreichen Statistikämtern gehören sie mittlerweile zum eingeführten Repertoire der Kommunalstatistik: 

ßürgerbefragungen, mit denen kontinuierlich Einschätzungen und Meinungen, Bewertungen und Erwartungen 

der Stadtbewohner etwa nach Art eines "Kommunal-Barometers" gemessen werden.Was viele Städte jeweils für 

sich tun, paßt im Städtevergleich jedoch noch nicht von selbst zusammen. Die Arbeitsgruppe Kommunale Um­

frageforschung im Ausschuß Stadtforschung des Vereins Deutscher Städtestatistiker (VDSt) iJ!;Opagiert deshalb 

nicht nur den interkommunalen Erfahrungsaustausch, sondern wirkt darüber hinaus auch als ein dezentrales Ko­

ordinierungsinstrurnent. Außerdem regt sie ihre Mitglieder zu gemeinsamen Veröffentlichungen an. So ist 19B9 
in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) der Band "Kommunale Umfrageforschung- Er­

fahrungsberichte aus zehn Städten" entstanden (Materialien 6/89). So wurde auch die neuesie Veröffentlichung 

"Lebensqualität und städtische Dienstleistungen aus Bürgersicht" erarbeitet. 

Darin stellen Autoren aus 14 Städten für gemeinsam verabredete Themenfelder Ergebnisse der Umfragefor­

schung aus ihrer Stadt vor, die einen Bezug zur Lebensqualität im allgemeinen und zur Zufriedenheit mit den 
Leistungen der Verwaltung im besonderen haben. ln einer Einleitung wird zunächst die kommunale Umfragen­

landschaft im Bereich der Bürgerbefragungen in ihrer Differenziertheil von Formen und Aufgaben skizziert. 
Hinzugekommen ist neuerdings die Frage, welche Beiträge zur Verwaltungsreform geleistet werden können, 

wie sie im "Freiburger Manifest" vom Mai 1994 vorgeschlagen werden. 

Der Reihe der 14 Städteportr'its wird ein Leitbeitrag "Stadtqualität: Bewertungen und Prioritäten am Fncle rler 

80er und zu Beginn der 90er Jahre" vorangestellt, der auf den Ergebnissen der bundesweit angelegten und kom­
munal kompatiblen Umfrageforschung der Bundesanstalt für Landeskunde und Raumordnung (ßfLR) beruht. 

Die Vielfalt der Bürgerbefragungen, aber auch ihre gemeinsame innere Logik, wird anschließend sichtbar in 

Beiträgen aus den Städten Dortmund, Düsseldorf, Duisburg, Essen, Frankfurt a.M., Gießen,-rtalle, Karlsruhe, 
KÖln, Leipzig, Mannheim, Münster, Oberhausen und Wiesbaden. 

Zwei Beiträge aus dem Kommunalwissenschaftlichen Informationszentrum des Difu schließen die Veröffentli­

chung ab: Ein Kurzbeitrag skizziert die DEMOS-Datenbank zum Nachweis kommunaler Umfragen,.eine Aus­

wahlbibliographieaus der ORLIS-Datenbank faßt Schrifttum aus den Jahren 1989 bis 1994 zusammen. 
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The N ew Urban Context 

Edited by 
P. Healey 

University of Newcastle upon Tyne, UK 

Policy ':lakers and researchers are increas~ngly concerned with the quality of urban areas, their local 
economtes and thetr dtfficult soctal condtttons, yet they often encounter major problems in 
understand~ng the nature of the economic, social and political changes that affect cities. Without such 
understandmg, effecttve management strategies will be frustrated. 

Managing Cities dra\~S tagether contributions from leading researchers in Europe and America ro 
develop an mterpretatwn of the contemporary dynamics of th: social relations within urban regions and 
thetr tmpltcauons for u:ban govemance. T?e contnbutors butld an work m urban political economy 
and debates on modermsm and postmodemtsm, Fordtsm and post-Fordtsm. Their collective aim is to 
develop an "institutionalist" perspective on urban change and urban management. This focuses an the 
nature and functton of the complex networks through which people in households, firrns and 
government a~enctes are lmked to each other. It addresses the challenge of institulianal 
capactty-butldmg at the Ievel of urban regions and neighbourhoods as it affects those charged with 
managing and facilitating change. 

An authoritative analysis of urban issues and the "institutionalist" perspective, this book is essential 
read!n~ for_undergraduate students, researchers, and professionals in urban studies and public 
admmtstratton. 

0471949221 312pp 
0471955337 312pp 

due March 1995 
due March 1995 

17!is book is available lO bonafide lecturersfor in.spection. 
Pieasesee the order fonn below forfunher details. 

CONTENTS: Pieasesee over. .... 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
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Nipper, Josef (Hrsg.); Nutz, Manfred {Hrsg.); Wiktorin, Dorothea (Mitarb.) 
Univ. Köln, Geographisches Institut (Hrsg.) 
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Kriegszerstörung und Wiederaufbau deutscher Städte. Geographische Studien zu Schade1 
ausmaß u. Bevölkerungsschutz im Zweiten Weltkrieg, zu Wiederaufbauideen u. Aufbau­
realität. 
Köln 1993. VIII, 2B8 S., Kt.; Abb.; Tab:; Lit.=Kölner 9eo9r. Arb. H.57 
Städtebau, Stadtplanung, Stadtgeschichte, Militär 
Bundesrepublik Deutschland, DDR 
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Galland, Blaise; Leresche, Jean-Philippe; Dentan. Anne; Bassand, Michel 
Fonds National Suisse de la .Recherche Scientifique, Programme National de .Recherche 
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ldentit~s urbaines. Une comparaison entre Geneve et Lausanne. 
Zurich 1993. 280 S., Lit.=Rapp.du.PNR "Ville et Transp. 11
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Verkehr 11
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Räumliche Identität, Großstadt, Stadtentwicklung, Stadtgestalt, Sozialstruktur, Re­
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Genf, Lausanne, Schweiz 
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Weiss, Günther 
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Räumliche Identität, Sozialpsychologie, Sozialbeziehung, Regional, Stadtumland 
KölN7Raum, NRW 
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Frankfurt/Main, Dezernat Planung (Hrsg.} 
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Frankfurt am Main, HESS ~ 
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ökonomie, Stadtstruktur, Großstadt 
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Krämer. Stefan 
Die Großstadt als Wohnstandort. Eine soziologische Analyse der Attraktivität groß­
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Neef. Rainer 
Use af time as a resource in 'coping strategies 1 of Eastern Germany households. 
Same methodalogical aspects. 
In: Ecanomic behaviour of family households in an international context. Hrsg.: 
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DDR, Ostdeutschland, 88, MV, SN, ST, TH 
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Schaffer, Franz (Hrsg.); Thieme, Karin (Mitarb.); Troeger-Weiß, Gabi (Mitarb.) 
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Bade, Klaus J. (Hrsg.) 
Deutsche im Ausland - Fremde in Deutschland. Migration in Geschichte u. Gegenwart. 
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Deutschland, Bundesrepublik Deutschland, Amerika/Nord, Amerika/Süd, Europa, Austra-
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Pfeiffer. Ulrich 
Ballungsräume 2000. Entwicklungstendenzen u. politische Anforderungen -Auswirkungen 
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Bundesrepublik Deutschland 
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Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., Sankt Augustin (Hrsg., Auftr. Veranst.) 
Erneuerung als Herausforderung. Aufbau der Städte u. Gemeinden in den neuen Ländern. 
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tion, International, Modell vorhaben 
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5tuttgart: Kohlhammer 1993. 567 S., Kt.; Abb.; Tab.; Lit.=Schr.d.Dt.Inst.f.Urba­
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Dirven, Elke (Hrsg.), Groenewegen. Joost (Hrsg.); Hoof, Sjef van (Hrsg.) 
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Stuck in the region? Changing scales for regional identity. 
Amsterdam 1993. 117 5., Kt.; Abb.; Tab.; Lit.=Nederlandse geogr.Stud. 155 
Regionalwissenschaft, Region, Räumliche Identität, Regionalismus, Wettbewerb, Inter­
national, Wirtschaftsentwicklung, Regionalpolitik 
Europa, Niederlande, Schweiz, Italien. Hallertau, BAYR, Bundesrepublik Duetschland, 
Japan 
BfLR; B 12 452 

Schön, Karl Peter (Bearb.); Hillesheim, Dieter (Bearb.); Kuhlmann, Petra {Bearb.) 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnnug, Bann (Hrsg.) 
Die Entwicklungsphasen der Städte und Regionen im Spiegel der Volkszählungen. 
Bann 1993. 84 s., Kt.; Tab.; lit.=Mater.z.Raumentwickl., H. 56 
Bevö lkerungsstat i sti k, Stadtentwicklung, 'Reg ionalentwick I ung, Verstädterung, Wohnung, 
Privater Haushalt, Altersaufbau, Ausländer, Erwerbstätigkeit, Bildung, Pendler 
Bundesrepublik Deutschland, Deutschland 
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Stein, Ursula (Bearb.) 
Büro für Raumplanung -Projekt- Beratung, Frankfurt/Main (Bearb.}; 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Bann (Hrsg., Auftr. ver­
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1993. 86 S., Abb.; Tab.; Lit. . 
=Schriftenr. 11 Forsch. 11 d. Bundesminist.f.Raumordn., Bauwes.u.Städtebau, H. 4g3 
Frau, Städtebau, Stadtplanung, Kommunalpolitik, Raumplanung, Sozialwandel, Raum­
forschung, Tagung 
Bundesrepublik Deutschland 
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Ipsen, Detiev 
Regionale Identität. Überlegungen zum politischen Charakter einer psychosozialen 
Raumkategorie. Zus. dt. 
In: Raumforsch.u.Raumordn., Köln 51 ( 1993) H.1, 5. 9-18, Lt. 
Räumliche Identität, Regionalismus, Sozialpsychologie, Umweltpsychologie, Raum­
wissenschaft 
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Godet, Michel 
United Nations Educational, Scietific and Cultural Organisation, Paris (Hrsg.) 
From anticipation to action. A~ handback of strategic prospective. 
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Planungstheorie, Planungsmethode, Entscheidungsmethode, Prognosemethode, Szenario, 
RaumplanungszieL Institutionen, Zukunft 
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Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bann (Bearb.); Bundesmini­
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Europa 
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Opladen: Leske u. Budrich 1992. 352 S., Abb.; Tab.; lit.; Reg.=Familien-Survey. ß(J.(' 
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